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Quo vadis december?

Bei den vielen überlieferten Mühen, dem laufenden Jahr eine zahlbare
Ordnung zu verleihen, war der Monat "december" der zehnte jenes
römischen Jahres, das laut Duden bis ins zweite vorchristliche
Jahrhundert seine festgeschriebene Praxis hatte.

Aus dem Nebel des vorangehenden Novembers trat er heraus, um im
wesentlichen die letzten Schlachten des folgenden zumeist harten und
kalten Winters für die Welt zu schlagen, damit er schließlich durch
die Türen und Tore des Januars die Aussichten auf wärmere und
nahrungsträchtigere Zeiten gewinnen und erobern konnte.

Mit dem Anwachsen besserer Möglichkeiten und Technologien wie der
gleichzeitigen Zunahme ziviler Vereinnahmung und Gefangenschaft des
gesellschaftlich gefesselten Menschen haben auch die Ordnung und das
systemische Zählen nebst ihrer komplexen und differenzierten
Wirklichkeit zum Zwecke der angemessenen Verwaltung zugenommen.
Schritt für Schritt hat sich dieses Verfahren bis in die Gegenwart des
adäquaten Zugriffs auf den Stand fortschreitender Entwicklung dieses
Prozesses zu bringen gewußt.

Wie sollte der Mensch dann auch etwas anderes erwarten, als daß sich
mit dem nächsten System dieser Art, zum Beispiel jener alles
übergreifenden Digitalisierung der zukünftigen Technik und Industrie
sowie ihrer Produktivität und ihres Konsums, der Weg in die nächste
Moderne, jedoch auch in eine engere, stickigere und unfreiere Welt
öffnen wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


30. November 2018
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KOHLEALARM/533: Klimakampf und Kohlefront - Industrie bevorzugt ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Pressemitteilung vom 2. Dezember 2018

++ Kampf um Kohle wird die Klimakonferenz im polnischen Kattowitz
bestimmen ++



Berlin: Am Sonntag hat die 24. Weltklimakonferenz im polnischen Kattowitz,
im Herzen der Kohleförderregion Polens, begonnen. Das Ziel der Konferenz
ist die Verabschiedung eines Regelbuchs zur Umsetzung des Pariser
Abkommens. Außerdem sind alle Länder aufgefordert, ihre schwachen
Klimaschutzpläne mit den Pariser Klimazielen in Einklang zu bringen. Die
Konferenz wird nur dann als Erfolg gewertet werden können, wenn Länder mit
hohen Emissionen zusagen, ihre schwachen Klimaschutzpläne im Lauf des
nächsten Jahres entscheidend zu verbessern. Ein Ausstieg aus fossilen
Energien darf jedoch nicht zu einem Wiedereinstieg in die lebensgefährliche
und nicht beherrschbare Atomkraft führen, wie die polnische Regierung
angekündigt hat.

"Es ist beschämend, dass die Bundesregierung als früherer Motor des
Klimaschutzes wegen der von ihr mitverursachten Verzögerung der Arbeit der
Kohlekommission mit fast leeren Händen nach Polen fährt. Wenn nichts
Entscheidendes geschieht, wird die Bundesregierung die von ihr
beschlossenen Klimaziele krachend verfehlen, und das zum Schaden nicht nur
für Deutschland, sondern für die ganze Welt", erklärt Hubert Weiger,
Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND).

"Es ist unverständlich, dass ein technologisch so hochstehendes und
wirtschaftlich starkes Land wie Deutschland, mit einer erfolgreichen
Förderung von erneuerbaren Energien, nicht imstande und willens ist, seine
ältesten und dreckigsten Kohlekraftwerke in den nächsten Jahren zu
schließen und einen schnellen Ausstieg aus der Kohle zu vollziehen", so
Weiger. Zu denken gäbe auch die Ankündigung von inzwischen allein zehn
Ländern der EU, bis spätestens 2030 aus der Kohleverstromung austeigen zu
wollen. "Ich bin mir sicher, dass sich immer mehr Länder zu einem raschen
Kohleausstieg verpflichten werden. Bleibt es bei der Verweigerungshaltung,
wird Deutschland zum Außenseiter."

Der BUND-Vorsitzende betont weiterhin: "Entscheidend für die Zukunft des
Klimaschutzes ist es anzuerkennen, dass nicht alle Länder die gleiche
Verantwortung für den Ausbruch der Krise tragen." Es müssten zwar alle
Länder ihre Klimaziele und Maßnahmen verbessern, aber die mit den höchsten
Emissionen und diejenigen, welche als Industrieländer die Klimakrise zu
verantworten haben, seien in der Pflicht voranzugehen und mehr zu machen.

"Die Verabschiedung des Pariser Klimaabkommens ist jetzt drei Jahre her.
Wir wissen, dass die Erde sich nur um 1,5 Grad erhitzen darf - mehr ist für
uns alle zu viel. Wir steuern jedoch sehenden Auges auf drei Grad zu.
Jetzt, in Kattowitz, müssen die stärksten Verursacher der Klimakrise
verbindliche Zusagen machen, ihre Emissionen in den nächsten zehn Jahren zu
halbieren", sagt Weiger.

Weiterhin sei die Zivilgesellschaft eine wichtige Säule in der Gestaltung
der Klimapolitik. Doch stehe diese in vielen Ländern zunehmend unter Druck -
 etwa auch im Gastgeberland der COP 24. Weiger weiter: "Mit Besorgnis sehen
wir die Partizipation der Zivilgesellschaft in Polen. So wurde zum Beispiel
extra ein Gesetz erlassen, welches die Versammlungsfreiheit während der
Klimaverhandlungen in Kattowitz einschränkt." Doch auch in Deutschland
bekomme die Zivilgesellschaft Gegenwind, wie der unverhältnismäßige
Polizeieinsatz zur Räumung des Hambacher Waldes zeige. "Die Bedeutung der
Zivilgesellschaft für einen effektiven Klimaschutz ist wichtiger denn je -
in Deutschland, in Europa und weltweit. Nur mit einer lebendigen und
vielfältigen Zivilgesellschaft können offensichtlich ambitionierte
Klimaziele formuliert und auch gegen wirtschaftliche Einzelinteressen
umgesetzt werden", betont Hubert Weiger.




Weitere Informationen unter:

www.bund.net/klimawandel/un-konferenzen/

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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KOHLEALARM/532: Klimakampf und Kohlefront - neue Fronten ... (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 1. Dezember 2018

Warum erneut Zehntausende Menschen für den Kohleausstieg demonstriert
haben 



Kurz vor Beginn des Weltklimagipfels (COP24) im polnischen Kattowitz haben
erneut Zehntausende Menschen bei den Klima-Kohle-Demos für mehr Tempo beim
Kohleausstieg und Klimaschutz demonstriert.

In Berlin machten 16.000 und in Köln über 20.000 Demonstrant*innen mit
unzähligen Bannern, selbst angefertigten Schildern, Kostümen, Sprechchören
und langen Demonstrationszügen durch die Innenstädte deutlich, wie
enttäuscht sie mittlerweile über die Untätigkeit der Politik sind.

"Seit 30 Jahren wissen wir Bescheid: Bis zum Ende dieses Jahrhunderts
 droht eine globale Erderwärmung um drei Grad. Die Umweltzerstörung
 eskaliert. Aber die Politik verbleibt in einer niedergehenden Epoche,
 die das wirtschaftliche Wachstum wie ein Goldenes Kalb verehrt. Das
 Schneller, Höher und Weiter birgt den Keim der Vernichtung in
 sich."

 Michael Müller, Bundesvorsitzender der NaturFreunde Deutschlands und
 Auftaktredner in Berlin



Auch Deutschland ist längst vom Vorreiter zum Bremser im Klimaschutz
geworden. Die Bundesregierung hat nicht nur ihr Klimaziel für das Jahr 2020
aufgegeben (minus 40 Prozent Treibhausgase im Vergleich zum Jahr 1990).
Aktuell steht Deutschland bei etwa minus 32 Prozent. Auch die eigentlich
für Dezember angekündigten Empfehlungen der Kohlekommission zum
Kohleausstieg Deutschlands wurden auf das kommende Jahr verschoben.

"Die Verschiebung des Abschlussberichtes ist ein übles Foul auf Druck
 der Kohle-Lobby, lanciert von ein paar Ministerpräsidenten ohne Rückgrat.
 Das ist peinlich, und mehr als das: Es ist unverantwortlich."

 Maritta Strasser, Bundesgeschäftsführerin der NaturFreunde Deutschlands
 sowie Demoleiterin und Auftaktrednerin in Köln



So muss die deutsche Delegation nun mit leeren Händen zur Klimakonferenz
nach Kattowitz fahren, wo das Pariser Klimaziel - die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad zu begrenzen - eigentlich durch konkrete nationale
Maßnahmen unterfüttert werden soll. "Dort wird sich entscheiden, ob die
Politik es ernst meint, die globale Erwärmung bei 1,5 Grad zu begrenzen",
sagte Michael Müller in seiner Auftaktrede in Berlin.

Viele Demonstrant*innen zeigten sich geradezu entsetzt darüber, dass den
Interessen der fossilen Wirtschaft immer wieder Vorrang vor der
Menschheitsaufgabe Klimaschutz eingeräumt wird. "Wir sind im Endspiel um
unsere Zukunft und die unserer Kinder und Enkel", kritisierte das
Demobündnis, in dem die NaturFreunde Deutschlands wieder eine tragende
Rolle übernahmen.

"Wir lassen es uns nicht länger bieten, dass unsere Gesundheit, unsere
 Heimat und unsere Zukunft der Kohle-Lobby geopfert werden. Wenn die
 Bundesregierung nicht aus eigener Einsicht handelt, dann zwingen wir sie
 dazu. Unsere Proteste hören erst auf, wenn die Braunkohle Geschichte
 ist." 

 Maritta Strasser, Auftaktrednerin in Köln



Wir sind hier, weil der vom Menschen verursachte Klimawandel alles
verändert, die Politik aber offenkundig nicht. Wir warnen vor allem CDU und
CSU davor, die Schuld für ihr Versagen bei den Umweltverbänden zu suchen.
Wir warnen davor, der Deutschen Umwelthilfe die Gemeinnützigkeit zu
entziehen, weil sie den Dieselskandal aufgedeckt hat. Wir warnen davor,
Hausdurchsuchungen bei Greenpeace und dem BUND zu machen. Das trifft auf
den geschlossenen Widerstand der Umweltbewegung.

 * 

Klima-Kohle-Demos: Auftaktreden von Michael Müller und Maritta
Strasser

Michael Müller, Bundesvorsitzender der NaturFreunde Deutschlands, sowie
Bundesgeschäftsführerin Maritta Strasser sind Auftaktredner*innen der 
Klima-Kohle-Demos in Köln und Berlin. Beide Reden finden Sie unten.

Die NaturFreunde Deutschlands sind Mitglied des Trägerkreises des
Demobündnisses, Anmelder für beide Demoorte und haben auch beide
Demoleitungen inne.


Rede von Michael Müller (Berlin):

"Wir bieten den Gewerkschaften an, gemeinsam für die sozialökologische
Modernisierung unseres Landes zu kämpfen"

Seit 30 Jahren wissen wir Bescheid: Bis zum Ende dieses Jahrhunderts droht
eine globale Erderwärmung um drei Grad. Die Umweltzerstörung eskaliert.
Aber die Politik verbleibt in einer niedergehenden Epoche, die das
wirtschaftliche Wachstum wie ein Goldenes Kalb verehrt. Das Schneller,
Höher und Weiter birgt den Keim der Vernichtung in sich. Der Widerspruch
zwischen Wissen und Handeln wird immer größer.

Wir sind hier, weil der vom Menschen verursachte Klimawandel alles
verändert, die Politik aber offenkundig nicht. Wir warnen vor allem CDU und
CSU davor, die Schuld für ihr Versagen bei den Umweltverbänden zu suchen.
Wir warnen davor, der Deutschen Umwelthilfe die Gemeinnützigkeit zu
entziehen, weil sie den Dieselskandal aufgedeckt hat. Wir warnen davor,
Hausdurchsuchungen bei Greenpeace und dem BUND zu machen. Das trifft auf
den geschlossenen Widerstand der Umweltbewegung.

Morgen beginnt in Kattowitz die UN-Klimakonferenz COP24. Dort wird sich
entscheiden, ob die Politik es ernst meint, die globale Erwärmung bei 1,5
Grad zu begrenzen. Möglich ist das. Und deshalb sind wir hier. Wir wollen
die organisierte Verantwortungslosigkeit beenden. Profitgier und Egoismus
dürfen nicht wichtiger sein als die Naturgesetze.

In diesem Jahr wurde der Welterschöpfungstag bereits am 1. August erreicht.
Wir verbrauchen die Bio-Produktion, als hätten wir 1,7 Erden. Mit diesem
ökologischen Kolonialismus muss Schluss sein.

In vier von neun lebenswichtigen Dimensionen überschreitet die Menschheit
bereits lebenswichtige planetarische Grenzen. Mit dieser Selbstzerstörung
muss Schluss sein.

Von den Folgen der Naturzerstörung sind in erster Linie die Armen, die
Länder des Südens und künftige Generationen betroffen. Mit dieser
Ausbeutung der Zukunft muss Schluss sein.

Im Kern geht es darum, die ökologische Selbstvernichtung der Menschheit zu
verhindern. Deshalb wollen wir das fossile Zeitalter beenden, deshalb
wollen wir den Ausstieg aus der Kohle bis spätestens zum Jahr 2030. Das ist
keine Willkür, denn die Kohle hat besonders hohe Kohlendioxid-Emissionen
und stellt die größten Einzelfeuer.

Aber: Mit dem Ausstieg aus der Kohle ist das Klimaproblem noch nicht
gelöst. Wir brauchen auch den Ausstieg aus dem Öl, wir brauchen eine
Verkehrswende, das Ende der Agrarindustrie und einen Umbau der chemischen
Wirtschaft. Das heißt heute Verantwortung. Deshalb sind wir hier. Und wir
werden weitermachen.

Und wir sind auch hier, weil wir nicht Ökologie gegen Arbeit und Soziales
ausspielen lassen. Wir fordern ein Zehn-Milliarden-Programm für den
regionalen Strukturwandel, ein Programm für Arbeit und Umwelt. Es gibt kein
besseres Zukunftsprogramm mit hohen Beschäftigungseffekten als die
sozialökologische Modernisierung unseres Landes. Wir bieten den
Gewerkschaften an, mit uns gemeinsam für dieses Ziel zu kämpfen.


Rede von Maritta Strasser (Köln):

"Unsere Proteste hören erst auf, wenn die Braunkohle Geschichte ist"

Was haben Donald Trump und unsere Bundesregierung gemeinsam? Je stärker die
Klimakrise spürbar wird, desto tiefer stecken sie ihren Kopf in den Sand!
Man könnte sagen: Wenigstens leugnet unsere Regierung den menschengemachten
Klimawandel nicht. Immerhin, da ist sie etwas besser als Trump.

Aber nicht viel. Denn sie zieht keine Konsequenzen aus ihrer Einsicht - und
das ist ein Skandal! Die Bundesregierung hat bisher sämtliche selbst
gesetzten Klimaziele gerissen. Und der Ausstoß an Klimagasen erreicht
dieses Jahr sogar noch einen Rekord!

Das Zeitalter der Braunkohle ist vorbei. Um die Klimaziele für 2020 noch zu
erreichen, muss die Bundesregierung jetzt die dreckigsten Meiler vom Netz
nehmen. Statt weiter Dörfer abzubaggern und Wald zu roden, muss es heißen:
Ende Gelände, tschüss RWE, aus, vorbei!

Wir rufen Herrn Schmitz von RWE zu: Willst Du weiter Strom verkaufen, dann
erzeuge ihn erneuerbar! Das ist die Zukunft, und wenn Du die verpasst, dann
wird die Zukunft auf Dich verzichten können!

Aber Angela Merkel und ihre Große Koalition sind nicht viel besser. Sie
verschieben erst das heiße Thema Kohleausstieg zu einer Kommission, der
Kohle-Kommission. Und als die Kohle-Kommission dann tatsächlich arbeitet,
als sie mit konkreten Ergebnissen droht, da wird plötzlich der
Abschlussbericht verschoben. Ein übles Foul auf Druck der Kohle-Lobby,
lanciert von ein paar Ministerpräsidenten ohne Rückgrat. Das ist peinlich,
und mehr als das: Es ist unverantwortlich. Denn jetzt fährt die
Bundesregierung mit leeren Händen zur Klimakonferenz nach Kattowitz - und
gibt ein schlechtes Beispiel ab für all die anderen Länder am
Verhandlungstisch.

Wir sind heute hier, um der Bundesregierung zu zeigen, dass es so nicht
weiter geht. Drei Viertel der Menschen in diesem Land sind für einen
schnellen Kohleausstieg, und sie werden langsam sehr ungeduldig.

Wir lassen es uns nicht länger bieten, dass unsere Gesundheit, unsere
Heimat und unsere Zukunft der Kohle-Lobby geopfert werden. Wenn die
Bundesregierung nicht aus eigener Einsicht handelt, dann zwingen wir sie
dazu. Unsere Proteste hören erst auf, wenn die Braunkohle Geschichte ist.

 * 

Quelle:

Mitteilng vom 01.12.2018

https://www.naturfreunde.de/warum-erneut-zehntausende-menschen-fuer-den-kohleausstieg-demonstriert-haben

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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KOHLEALARM/531: Klimakampf und Kohlefront - den Druck der Straße verstärken ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Gemeinsame Pressemitteilung vom 30. November 2018

++ Mitglieder der Kohle-Kommission: Bundesregierung setzt Kohleausstieg
aufs Spiel ++



Berlin: Unter dem Motto "Kohle stoppen - Klimaschutz jetzt!" finden am
kommenden Samstag, den 01. Dezember 2018, in Berlin und Köln zeitgleich
zwei Demonstrationen statt. Die drei Vertreter der Umweltverbände in der
Kohle-Kommission, Hubert Weiger, Vorsitzender vom Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND), Kai Niebert, Präsident des
Umweltdachverbands Deutscher Naturschutzring (DNR), und Martin Kaiser,
Geschäftsführer von Greenpeace Deutschland, rufen die Bürgerinnen und
Bürger auf, Druck zu machen und von der Bundesregierung Tempo beim
Kohleausstieg einzufordern. "Uns ist klar, dass die Bunderegierung nicht
bereit ist, rasch und konsequent zu handeln. Deshalb ist die Teilnahme an
den Kundgebungen so wichtig", betonen die drei Mitglieder der
Kohle-Kommission.

Die in dieser Woche nach Intervention der Ministerpräsidenten Brandenburgs,
Sachsens und Sachsen-Anhalts bei der Bundesregierung verlangte Verschiebung
des Abschlussberichts der Kohle-Kommission in das nächste Jahr, hat der
Kommission einen dicken Knüppel zwischen die Beine geworfen. Trotz
schwieriger Ausgangslage war die Kommission bereit, ihren Abschlussbericht
wie gefordert zur UN-Klimakonferenz Anfang Dezember vorzulegen.

"Wenn die Bundesregierung die Verantwortung für den Kohleausstieg an eine
Kommission delegiert, dann muss sie deren Arbeit stützen, nicht blockieren.
Stattdessen haben Bundesregierung und Landesregierungen offenbart, dass sie
ihre Hausaufgaben noch nicht ausreichend gemacht haben. Während die
Braunkohle-Länder im Osten kein Konzept für den Strukturwandel haben, hinkt
die Bundesregierung mit der nötigen Finanzierung eines geordneten
Kohleausstiegs hinterher. Durch diese Untätigkeit riskieren sie den Erfolg
der Kommission", erklärt Hubert Weiger.

"Brennende Wälder, Niedrigwasserständen in den Flüssen und das Dürrejahr
2018 machen klar, dass die derzeitige Agonie im Klimaschutz der Regierung
Merkel unverantwortlich ist. Die Zeit für wirksamen Klimaschutz ist jetzt
und darf von der Bundesregierung nicht als Hypothek an unsere Kinder und
Enkel weiter gegeben werden", sagt Martin Kaiser. "Jedes Jahr blasen die
Kohlekraftwerke ungebremst weiter CO2 in die Atmosphäre. Das akzeptieren
die Menschen nicht mehr! Die Auseinandersetzungen um den alten Hambacher
Wald haben gezeigt, dass Millionen von Menschen einen Kohleausstieg bis
2030 und eine sozialverträgliche Transformation in erneuerbare Energien
unterstützen."

Kai Niebert ergänzt: "Durch die Blutgrätsche der ostdeutschen
Ministerpräsidenten und Kanzlerin Merkel in die Kohle-Kommission hinein,
wird Deutschland mit leeren Händen zur Weltklimakonferenz fahren. Diese
Verzögerung ist unverantwortlich für die Beschäftigten, die endlich wissen
wollen, wie es mit ihnen weitergeht. Es ist unverantwortlich für die
Anwohner von Tagebauen, die wissen wollen, ob sie noch zwangsumgesiedelt
werden ? und es ist unverantwortlich fürs Klima, da nun auch in 2019
unnötige Millionen Tonnen CO2 die Atmosphäre anheizen werden."



Weitere Informationen zur Doppel-Demonstration "Kohle stoppen - Klimaschutz
jetzt!" finden Sie unter: 

www.klima-kohle-demo.de

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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KOHLEALARM/530: Klimakampf und Kohlefront - alle müssen es erfahren ... (Ende Gelände Leipzig)


Ende Gelände Leipzig - Pressemitteilung von 29. November 2018

Demonstration für einen schnellen Kohleausstieg und Klimagerechtigkeit
am 01.12.2018 in Leipzig



Nicht zuletzt durch den Hitzesommer in diesem Jahr wurde klar, was der
Klimawandel für uns alle bedeuten kann und dass alles dafür getan werden
muss, um ihn aufzuhalten. Anlässlich der bevorstehenden Klimakonferenz der
vereinten Nationen sowie der Entscheidung der Kohlekommission ihren
Abschlussbericht erst Anfang 2019 vorzulegen ruft Ende Gelände Leipzig am
01.12.2018 zur Demonstration "Kohle stoppen. Klimagerechtigkeit jetzt" auf.

Neben Demonstrationen in Berlin und Köln wird es nun auch im unmittelbaren
Umfeld des mitteldeutschen Braunkohlereviers eine Demonstration geben. Am
Samstag, dem 1. Dezember 2018, startet die Demonstration mit einer
Kundgebung ab 12 Uhr an der S-Bahn Station Wilhelm-Leuschner-Platz (Ausgang
Schillerstraße/Innenstadt). Unter dem Motto "Für Klimagerechtigkeit und
gegen Kohle" werden verschiedene Vereine und Initiativen auf die
ernstzunehmenden Folgen des Klimawandels hinweisen.

Die Demonstration wird sich über die Karl-Liebknecht-Straße Richtung Süden
bewegen. Über die Kurt-Eisner-Straße und die Straße des 18. Oktobers geht
es dann zurück zum Wilhelm-Leuschner-Platz, wo die Abschlusskundgebung
stattfinden wird.

Maximilian Becker, Mitglied bei Ende Gelände Leipzig erklärt dazu: "Die
Kohlekommission verkommt zur Farce, Deutschland verfehlt alle Klimaziele
krachend. Wir wollen ein Zeichen gegen dieses klimapolitische Trauerspiel
setzen und den Kampf für Kohleausstieg und Klimagerechtigkeit bunt und laut
auf die Straße tragen. Nach überaus erfolgreichen Ende Gelände Aktionen im
rheinischen Revier möchten wir auch am Rande des mitteldeutschen
Braunkohlereviers deutlich machen, dass die Zeit für ein Ende der Kohle
reif ist. Wir rufen die verantwortlichen Politiker*innen und
Entscheidungsträger*innen dazu auf, einen zeitnahen und sozialverträglichen
Kohleausstieg unverzüglich einzuleiten".

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/529: Klimakampf und Kohlefront - zusammengerückt ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 28. November 2018

"Alle Dörfer bleiben!"

Neues Bündnis will Dörfer vor Kohlebaggern schützen



Keyenberg, Pödelwitz, Proschim. "Alle Dörfer bleiben!", so lautet der Name
und die zentrale Forderung des neuen, deutschlandweiten Bündnisses, in dem
Betroffene aller Braunkohle-Reviere und die Klimagerechtigkeitsbewegung
gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und Klimazerstörung kämpfen. Noch während
der Verhandlungen der Kohlekommission in Berlin kündigen sie an, gemeinsam
für den Erhalt aller Dörfer und Siedlungen in den drei Braunkohleregionen
Rheinland, Leipziger Land und Lausitz einzutreten.

"Wir schließen uns zusammen, tragen unseren Protest auf die Straßen und
setzen uns dafür ein, dass unsere Dörfer lebenswert bleiben, statt für den
Braunkohleabbau zerstört zu werden", so David Dresen aus Kuckum im
Rheinland. Karin Noack aus Proschim in der Lausitz ergänzt: "Unsere Dörfer
sind über Jahrhunderte gewachsen und können nicht ersetzt werden. Schon
jetzt bürden wir den nächsten Generationen mit den Folgen der Braunkohle
eine Menge auf. Jetzt noch weitere Dörfer zu zerstören ist nicht
akzeptabel." Jens Hausner, Tagebau-Betroffener aus dem sächsischen
Pödelwitz weiter: "Sogar die Kirchen werden abgerissen, und die Bauern
verlieren ihre Höfe. Und all das nur, damit die Kohlekonzerne mehr Gewinn
machen. Es reicht, wir nehmen das nicht hin. Wir kämpfen mit den Menschen
in den anderen Revieren dafür, dass alle Dörfer bleiben."

Für die nächsten Wochen und Monate sind Protestaktionen und eine Stärkung
der Zusammenarbeit der verschiedenen Organisationen und Gruppen in den
Braunkohlerevieren geplant. Am 1. Dezember wird das Bündnis bei den
Demonstrationen für einen Kohleausstieg in Köln und Berlin vertreten sein
und am 23. März 2019 lädt "Alle Dörfer bleiben!" zu einem Sternmarsch der
Dörfer im Raum Garzweiler im Rheinland ein.

"Die Kohlekommission tagt derzeit in Berlin und hat die Möglichkeit, einen
schnellen Ausstieg aus der Kohle zu beschließen, um die Dörfer und
Landschaften zu schützen und zur Einhaltung der 1,5-Grad-Grenze
beizutragen", so Johanna Winter, die in der Bewegung für Klimagerechtigkeit
aktiv ist. "Doch die Industrie-Lobbyisten in der Kommission mauern. Bei
einem schlechten Ergebnis sind sie verantwortlich für die Zerstörung von
Wohnort, Gemeinschaft und Geschichte tausender weiterer Leute hier in
Deutschland, und für die Vernichtung der Lebensgrundlagen von noch mehr
Menschen in den Ländern des Globalen Südens, die heute schon die Folgen der
Klimakatastrophe erfahren müssen."

Das Bündnis geht aus einer Gruppe von Betroffenen des Tagebaus Garzweiler
im Rheinland hervor, denen Zwangsumsiedlung oder Grubenrandlage drohen,
sowie Aktiven der Bewegung für Klimagerechtigkeit. Die Gruppe hatte in
Kooperation mit dem Klimacamp im August eine Veranstaltungsreihe rund um
den lokalen Widerstand gegen die Braunkohle organisiert. Nach den
erfolgreichen Protesten im Hambacher Wald initiierte sie gemeinsam mit dem
Naturführer Michael Zobel, der in den vergangenen Jahren zigtausende
Menschen durch den Wald führte, die "Dorf- und Waldspaziergänge" im Raum
Garzweiler. Bereits am ersten Termin im Oktober kamen nach kurzfristiger
Ankündigung über 900 Menschen in das von der Abbaggerung bedrohte
Keyenberg.

Auch im Leipziger Revier rund um das Dorf Pödelwitz hat sich im letzten
Jahr der Widerstand verstärkt, denn hier plant der MIBRAG-Konzern sogar
eine Tagebauerweiterung. Die Bürgerinitiative "Pro Pödelwitz" lud dort das
"Klimacamp Leipziger Land" in ihr malerisches, im Prozess der Umsiedlung
befindliches Dorf ein. Über 1000 Menschen folgten dem Aufruf und lebten 10
Tage lang Seite an Seite mit den Anwohnenden - man feierte ein Dorffest, es
gab zahlreiche Bildungsveranstaltungen und auch ungehorsame
Protestaktionen.

Mehr Informationen über das Bündnis, den Aufruf und Informationen zu den
vom Abriss bedrohten Dörfern sind auf der Website
www.alle-doerfer-bleiben.de zu finden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28. November 2018

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/528: Klimakampf und Kohlefront - Druck machen ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V.

Gemeinsame Presseerklärung - 27. November 2018

Tempo machen beim Kohleausstieg: Klimakrise lässt sich nicht vertagen


Breites Bündnis stellt Doppel-Demonstration in Köln und Berlin am 1.
Dezember vor



Berlin/Köln, 27. November 2018. Mit Pressekonferenzen in Berlin und in Köln
hat ein breites Bündnis aus Umwelt- und zivilgesellschaftlichen
Organisationen für die Doppel-Demo "Kohle stoppen - Klimaschutz jetzt!" am
1. Dezember in den beiden Städten geworben. Am Kanzleramt in Berlin und an
der Deutzer Werft in Köln erwarten sie viele Tausend Menschen, die für den
konsequenten Kohleausstieg und mehr Klimaschutz auf die Straße gehen.

"Wir brauchen mehr Tempo beim Kohleausstieg", fordert das Bündnis und
kritisiert, dass Deutschland mit leeren Händen zum Weltklimagipfel fährt.
Die Klimakrise ist unabwendbare Realität. Alle in den nächsten Tagen und
Wochen nationalen und internationalen Entscheidungen werden das Leben heute
und das der Kinder- und Enkelgeneration maßgeblich prägen. Der
Strukturwandel in den Kohle-Regionen und Klimaschutz dürfen nicht
gegeneinander ausgespielt werden. Daher ist der Protest am 1. Dezember
gegen das Zögern und gegen halbherzige Maßnahmen zum Klimaschutz so
wesentlich, so der Trägerkreis.


Hier Zitate der Rednerinnen und Redner in Berlin und Köln:

BUND, Dirk Jansen, Geschäftsleiter Umwelt- und Naturschutzpolitik BUND
NRW:

"Wer es mit dem Klimaschutz ernst meint, muss sofort die dreckigsten und
ineffizientesten Kohlemeiler abschalten. Kohleausstieg heißt aber auch ganz
konkret: Alle Umsiedlungen und Dorfzerstörungen müssen sofort gestoppt, der
Hambacher Wald in seiner jetzigen Größe erhalten werden."

Campact, Christoph Bautz, Geschäftsführer:

"Wenn wir ein Klimadesaster verhindern wollen, müssen wir endlich raus aus
der Kohle.

Die Mitte der Gesellschaft steht dagegen auf, wie die Kohlelobby die
Kohlekommission torpediert und unsere Zukunft verheizt. Viele Tausend
Menschen verlangen am Samstag, dass Deutschland endlich ernst macht mit dem
Kohleausstieg."

Greenpeace, Martin Kaiser, Kampagnen-Geschäftsführer:

"Angesichts des Hitzesommers, andauernder Dürre in Deutschland,
Überschwemmungen und Waldbränden in Europa liegt es an der
Zivilgesellschaft, die Bundesregierung zurück auf einen Klimakurs mit einem
schrittweisen Kohleausstieg bis 2030 zu bringen."

Klima-Allianz Deutschland, Stefanie Langkamp, Leiterin Kohle- und
Energiepolitik:

"Auf der COP24 in Kattowitz müssen die internationalen Leitplanken für
erhöhte Klimaschutzambitionen festgezurrt werden. Dies muss Hand in Hand
mit einer Paris-kompatiblen Erhöhung der nationalen Klimaschutzziele gehen
und Maßnahmen, wie einem raschen Einstieg in den Kohleausstieg, um diese zu
erreichen. Nur so kann Deutschland seine internationale Glaubwürdigkeit
zurückgewinnen."

Misereor, Armin Paasch, Referent für Wirtschaft und Menschenrechte:

"Wir brauchen einen globalen Kohleausstieg: Das erfordert ein schnelles
Ende der Steinkohleimporte und der Exportförderung für deutsche
Kohlekraftwerkstechnologie. Die Schäden für Umwelt und Menschenrechte
dürfen nicht zum Schutz der deutschen Industrie in den globalen Süden
ausgelagert werden."

NABU, Josef Tumbrinck, Vorsitzender NABU Nordrhein-Westfalen:

"Am Kohleausstieg führt kein Weg vorbei, wenn Deutschland das Pariser
Abkommen erfüllen will. Jetzt geht es darum, ihn so zu organisieren, dass
die Klimaziele erreicht werden, ohne Strukturbrüche zu provozieren. Das
muss in der Kohlekommission gelingen. "

NaturFreunde Deutschlands, Maritta Strasser, Bundesgeschäftsführerin:

"Alle Anzeichen sprechen dafür, dass wir am Samstag in Köln und Berlin zwei
kraftvolle, bunte und friedliche Demonstrationen sehen werden. Die
Mobilisierung läuft sehr gut. Dieses Echo zeigt uns, dass die Menschen
besorgt sind wegen des Klimawandels. Sie wissen: Es braucht jetzt den Druck
der Straße."

WWF, Jörg-Andreas Krüger, Geschäftsleitung Ökologischer Fußabdruck:

"Die Bundesregierung hat den Klimaschutz über ein Jahrzehnt verschleppt.
Wir brauchen endlich einen Rahmen, mit dem solch unverantwortliches Handeln
rechtliche Sanktionen nach sich zieht. Das Klimaschutzgesetz muss den
Kohleausstieg festschreiben und verbindliche Vorgaben für die einzelnen
Sektoren machen - abgeleitet vom verbleibenden CO2-Budget Deutschlands."


Infos zur Doppel-Demonstration "Kohle stoppen - Klimaschutz
jetzt!":

www.klima-kohle-demo.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Presseerklärung vom 27. November 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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MUMIA/922: Die Maske ist gefallen (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 933

Die Maske ist gefallen

Nach der Zerstörung der UdSSR zeigen die Vereinigten Staaten von Amerika
deutlicher ihr Gesicht als imperiale Großmacht, deren Ziel die Unterjochung
anderer Länder ist

von Mumia Abu-Jamal, November 2018



Wenn der Tag kommt, an dem US-Präsident Donald Trump endlich von der Bühne
der Geschichte abtritt, dann wird die »Trump-Ära« weder einfach zu Ende
gehen noch werden ihre Protagonisten freiwillig weichen. Nein, sie werden
nicht lockerlassen und damit fortfahren, eine Atmosphäre der Angst und
quälender Paranoia zu verbreiten.

Weit über diese Ära hinaus wird eine bösartige und niederträchtige
Feindseligkeit das gesellschaftliche Leben und die internationalen
Beziehungen bestimmen. Trumps Erbe wird ein übler Gestank aus Zorn, Hass
und Bitterkeit sein, der sich noch lange im Unterbewusstsein der Nation
sowie im kollektiven Gedächtnis der Welt halten wird. Trumps Vermächtnis
wird Teil des unwürdigen Erbes des US-amerikanischen Imperiums sein.

Die Vereinigten Staaten von Amerika gefielen sich fast ein Jahrhundert lang
in der Rolle des angeblichen »Beschützers der Schwachen« und »Wohltäters
der Unterdrückten« dieser Welt. Aber in dieser längst vergangenen Zeit war
die Welt noch bipolar. Durch den Niedergang der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken wurde sie unipolar - das US-Imperium blieb als einzige
Supermacht der Welt übrig.

Ohne durch eine ebenbürtige Macht in ihre Schranken gewiesen zu werden,
ließen die USA ihre Maske fallen. Dahinter kam das wahre Gesicht eines
bissigen Köters zum Vorschein, der gegenüber den Ländern der dritten Welt
bedrohlich knurrend die Zähne fletschte, um sie auf der dunklen Seite der
Geschichte zu halten. Und der sich nun feindlich gegenüber seinen
europäischen Vorfahren zeigte und die um ihre Unabhängigkeit ringenden
Länder Lateinamerikas arrogant zurückwies.

Die USA konnten sich all das herausnehmen, weil ein mächtiges Imperium eben
keine Verbündeten oder Freunde kennt. Es kennt nur Untertanen und Satrapen.
Denn Imperien sind nichts anderes als Maschinen politischer und
militärischer Dominanz und wirtschaftlicher Ausbeutung. Alles, was sie zur
Rechtfertigung ihrer Existenz vorweisen können, ist ihre unangefochtene
Macht.

Aus heutiger Sicht ist es völlig unerheblich, ob Trump wiedergewählt wird
und die acht Jahre der ihm maximal möglichen beiden Amtszeiten vollenden
kann oder ob er nur noch die nächsten acht Monate übersteht. Die Würfel
sind so oder so gefallen. Das Imperium hat der Welt seine absolute
Geringschätzung ins Gesicht gespuckt, und die internationalen Beziehungen
haben unwiederruflich Schaden genommen.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 275 vom 26. November 2018

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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VORTRAG/195: Hamburg - Schulden in den Griff bekommen, Termine der Verbraucherzentrale im Dezember 2018


Verbraucherzentrale Hamburg

Schulden in den Griff bekommen

Kostenlose Infoveranstaltungen in der Verbraucherzentrale 



Droht die Pfändung von Lohn oder Gehalt, die Sperrung des Kontos oder steht
der Gerichtsvollzieher vor der Tür, wissen viele keinen Ausweg mehr. Wie
die finanzielle Krisensituation am besten gemeistert werden kann, erfahren
Betroffene immer montags in einer kostenlosen Infoveranstaltung der
Verbraucherzentrale.

Überschuldung kommt in allen gesellschaftlichen Gruppen und sozialen
Schichten vor. Die Ursachen können vielfältig sein: Oftmals sind es
unvorhergesehene Ereignisse oder plötzlich veränderte Lebenssituationen.
Wer Geldprobleme hat, sollte den Tatsachen ins Auge blicken und schnell
handeln. So können zusätzliche Mahngebühren, weitere Zinsen für Kredite
oder versäumte Einspruchsfristen vermieden werden. Die Schuldnerberater der
Verbraucherzentrale helfen, Ängste abzubauen, zeigen realistische
Möglichkeiten auf dem Weg in die Schuldenfreiheit auf und geben einen
Überblick über den Ablauf sowie über die Rechte und Pflichten im
Verbraucherinsolvenzverfahren.

Die nächsten Termine:

Montag, 03. Dezember 2018,

Montag, 10. Dezember 2018,

Montag, 17. Dezember 2018,

jeweils von 11.00 bis 12.30 Uhr.

Montag, 3. Dezember 2018, auch 16.30 - 18.00 Uhr

Referent:

Joachim Dziennus oder Michael Thiermann,

Schuldner- und Insolvenzberater

Ort: 

Verbraucherzentrale Hamburg,

Kirchenallee 22 (Ecke Ernst-Merck-Straße)

Kosten:

unentgeltlich

Eine Anmeldung ist nicht erforderlich!

Die Verbraucherzentrale Hamburg ist als Schuldner- und

Insolvenzberatungsstelle offiziell anerkannt.

 * 

Quelle:

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Pressemitteilung vom 21. Februar 2018

Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

Telefon: (040) 24832-100, Fax: (040) 24832-2100

E-Mail: presse@vzhh.de

Internet: www.vzhh.de
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INTERVIEW/112: Messe links - ökosozialistische Vision ...    Bruno Kern im Gespräch (SB)


Interview am 4. November 2018 in Nürnberg



Dr. Bruno Kern ist Mitbegründer der Initiative Ökosozialismus, die 2017 im
Netzwerk Ökosozialismus aufgegangen ist. Mehrere Organisationen und Initiativen
versuchen in diesem Zusammenschluß, die Strategien des grünen Kapitalismus gegen
den Klimawandel kritisch zu begleiten und ihnen ein sozialistisches Konzept der
Bewältigung ökologischer wie sozialer Menschheitsprobleme entgegenzustellen. In
der Ökosozialistischen Erklärung [1] vom Juni 2017 haben die AktivistInnen des
Netzwerkes ihre Lösungsansätze zusammengefaßt. Der Schattenblick hatte
Gelegenheit, Bruno Kern auf der Linken Literaturmesse einige Fragen zum
Ökosozialismus zu stellen.

Schattenblick (SB): Bruno, welche Motive haben dich zum Ökosozialismus gebracht?

Bruno Kern (BK): Um diese Frage zu beantworten, müßte ich jetzt biographisch ein wenig
ausholen. Ich bin ja gelernter Österreicher, und meine Politisierung
begann mit einer Erfolgsgeschichte. Wir haben nämlich ein AKW und
nicht nur ein AKW, sondern damit insgesamt die Kernkraftnutzung in
Österreich erfolgreich verhindert. Seinerzeit war ich ein junger
Student im ersten Semester, und diese Sache fiel für mich mit meiner
Politisierung zusammen. Damals war ich das erste Mal wahl- und
abstimmungsberechtigt, und habe mir gedacht, du hast immerhin dein
Abitur gemacht, also informiere dich einmal gründlich, um hier
verantwortungsvoll deine Stimme abzugeben. 

Im Laufe der Auseinandersetzung mit diesem Einzelthema habe ich begriffen, daß
es um viel mehr geht, nicht nur um die Frage der Nutzung von Atomenergie im
Sinne von Ja oder Nein, sondern grundsätzlicher um die Frage, warum unsere
Gesellschaft auf so hohem Niveau Energie verbraucht. Grundsätzlich ging es um
die Frage, warum unsere Ökonomie so organisiert ist, daß sie wachsen muß, um im
Gleichgewicht zu bleiben. In diesem Zusammenhang habe ich damit begonnen, mich
mit Karl Marx zu beschäftigen, das heißt, für mich war Sozialismus ein
Gesellschaftsmodell jenseits dieses Kapitalismus und daher von vornherein
untrennbar mit Ökologie verbunden.

SB: Inwiefern greifst du auf Aussagen von Karl Marx zurück zum
Beispiel in bezug auf den Mensch-Natur-Stoffwechsel und zur Nutzung
von Natur als Produktivkraft?

BK: Zu Karl Marx habe ich inzwischen ein ambivalentes Verhältnis. Einerseits ist
er immer noch ein sehr wichtiger Bezugspunkt, weil er als einer der ersten den
Wachstumszwang, der im Kapitalismus eingeschrieben ist, präzise beschrieben und
analysiert hat. Wirkungsgeschichtlich ist allerdings ein anderer Marx
erfolgreich geworden, nämlich der Marx vor allem des Kommunistischen Manifests,
der gesagt hat, Sozialismus ist erst möglich auf dem Boden einer
Produktivkraftentwicklung auf ihrem höchsten Stand. Karl Marx hatte natürlich zu
seiner Zeit kein kritisches Verhältnis zum Industrialismus, das hat er erst in
seinen späten Jahren bekommen. Es ist zu vermuten, wenn er noch ein paar Jahre
länger gelebt und den zweiten und dritten Band des Kapitals noch selbst
redigiert hätte, daß diese ökologischen Akzente viel ausgeprägter gewesen wären. 
Dann hätte er stärker reflektiert, daß die Kontrolle des Stoffwechsels zwischen
Mensch und Natur vor allem deswegen wichtig ist, weil so die Grenzen der Natur
beachtet würden. Das ist eine sehr späte Entwicklung bei Marx. Man kann sie
heute in der vierten Abteilung der MEGA (Marx-Engels-Gesamtausgabe)
nachvollziehen, wo sehr genau nachgeforscht wurde, was Marx gelesen und was er
exzerpiert hat. Dadurch kann man einen ökologischen Schwenk bei Marx beobachten,
der leider wirkungsgeschichtlich keine Folgen gezeitigt hat, weil er nur noch
sporadisch in sein Werk eingeflossen ist.

SB: Wo findest du frühe Spuren einer Hinwendung zu Ökologiefragen innerhalb der
marxistischen oder sozialistischen Linken, deren Einflüsse für dich eine Art
Vorläufer oder erste Zeichen einer ökosozialistischen Idee sein könnten? Mir
fällt etwa Wolfgang Harich ein, der in den 1970er Jahren Überlegungen in diese
Richtung angestellt hat. 

KK: Diese Vorläufer und auch Wolfgang Harich sind natürlich immer eher
Randerscheinungen geblieben. Erfreulich finde ich allerdings die Entwicklung
innerhalb der Vierten Internationale, wenn man sie international betrachtet. 
Dort gibt es mittlerweile ein ökosozialistisches Grundverständnis, das sich auf
die Erklärung vom Weltsozialforum in Belém [2] bezieht. Eine wichtige Figur
dabei ist zum Beispiel Michael Löwy gewesen. Ich würde sogar sagen, daß damit
tatsächlich ein Quantensprung vonstatten gegangen ist und daß sich die Vierte
Internationale heute fast durchweg als ökosozialistisch versteht. Deswegen sind
sie für uns auch ganz starke Bündnispartner und machen teilweise in unserem
Netzwerk mit.

SB: Wir haben es mit einem grünen Kapitalismus zu tun, der die Idee verfolgt,
Klimawandel und Naturzerstörung ließen sich durch eine technologische
Effizienzsteigerung bei relativ gleichbleibenden Wachstumsraten aufhalten. 
Inwieweit ist Ökosozialismus für dich auch eine Theorie des Postwachstums oder
der Wachstumsreduzierung?

KB: Wir Ökosozialistinnen und Ökosozialisten gehen davon aus, daß
unsere Wirtschaft im Sinne des Bruttoinlandsproduktes nicht nur nicht
mehr wachsen darf, sondern schrumpfen muß. Anders ist Nachhaltigkeit
nicht zu erreichen, das heißt, wir haben sozusagen einen geordneten
Rückzug anzutreten und einen Prozeß der industriellen Abrüstung so zu
organisieren, daß wir dabei eine solidarische Gesellschaft erhalten
bzw. erst einmal herstellen. Das ist für uns ganz, ganz wichtig. Im
Gegensatz zum Mainstream der Postwachstumsbewegung sagen wir, daß das
nur geht, wenn wir dieses System transzendieren. 

Die Postwachstumsbewegung ist ja europaweit sehr erfolgreich. So gab es 2014
einen großen Kongreß in Leipzig mit 3000 Teilnehmenden [3]. Dort konnte man aber
sehr genau beobachten, daß man sich dabei hauptsächlich auf diese bescheidenen
Bottom-up-Ansätze bezogen hat, während die makroökonomische Reflexion weitgehend
ausgefallen ist. Darin sehen wir ein großes Defizit in der
Postwachstumsbewegung. Wir Ökosozialistinnen und Ökosozialisten haben die
Aufgabe, unsere Vorstellung der Neuorganisation unserer Wirtschaft in diese
Bewegung hineinzutragen, weil diese vielen Bottom-up-Ansätze, so wichtig und
sympathisch sie auch sein mögen, nicht ausreichen werden, um die notwendige
Transformation hinzukriegen.

SB: Wie kann man sich das im einzelnen vorstellen? Ich würde einmal mutmaßen,
daß es sich dabei im wesentlichen um eine planwirtschaftliche Idee handelt im
Unterschied zum Prinzip der Kapitalverwertung in einer marktwirtschaftlichen
Gesellschaftsordnung.

BK: Ja, die Marktwirtschaft, wenn sie denn je überhaupt funktioniert hat im
Sinne der neoliberalen Ideologie, kann unter den Knappheitsbedingungen, die wir
zu gewärtigen haben, auf keinen Fall mehr funktionieren. Wenn ganz wichtige
Ressourcen wie Energie oder bestimmte natürliche Rohstoffe knapp werden und man
deren Verteilung dem Spiel von Angebot und Nachfrage überläßt, dann hat man es
mit dem zu tun, was Schulökonomen Fehlallokationen nennen würden. Das heißt, die
immer knapper werdenden Ressourcen fließen dann dahin, wo es noch Kaufkraft
gibt, und sie fehlen natürlich dort, wo wir als Gesellschaft sagen würden, daß
wir sie dringend brauchen.

Deswegen erfordert diese Situation auf jeden Fall eine wirtschaftliche
Gesamtrahmenplanung. Wir setzen uns auch explizit ab von Herman Daly und
anderen Wirtschaftstheoretikern, die sagen, man braucht nur ein staatliches
Rohstoffregime, das sozusagen festsetzt, was von bestimmten Rohstoffen insgesamt
zur Verfügung steht, und der Rest wird dann dem Markt überlassen. Wir
Ökosozialisten sagen, das funktioniert so nicht, wir müssen auch wirklich
steuern, wo diese knappen Ressourcen hinfließen. Wir werden also eine
wirtschaftliche Gesamtrahmenplanung brauchen, die letztlich politisch
ausgehandelt wird und es nicht mehr dem Markt überläßt, was, wie und wieviel
produziert wird.

SB: Beinhaltet dies auch die Vergesellschaftung von Industrien?

KB: Ja, auf jeden Fall. Das bedeutet für uns die Vergesellschaftung
von Produktionsmitteln. Allerdings heißt Vergesellschaftung nicht
Verstaatlichung, das heißt, in einer ökosozialistischen Gesellschaft
wird die lokale Ebene natürlich eine ganz starke Rolle spielen. Wir
gehen davon aus, daß die lokale Ebene ein ganz hohes Maß an Autarkie
haben und sich ein guter Teil des Lebens und Arbeitens der Menschen
in diesem überschaubaren lokalen Raum abspielen wird. Aber das allein
reicht natürlich nicht. Wir brauchen auch eine übergreifende
Infrastruktur usw. Das heißt, wir brauchen dann auch verstaatlichte
Betriebe. Ich denke, daß zum Beispiel die Energieinfrastruktur, die
wir benötigen werden, einfach in staatlicher Hand sein muß.

SB: Die grünkapitalistische Ideologie ist sehr wirkmächtig. Was tut ihr als
Netzwerk, um diese Art von Ideologie in Frage zu stellen und ein Bewußtsein
dafür zu schaffen, daß es auf kapitalistische Weise nicht funktionieren wird?

KB: Der Schwerpunkt unserer Arbeit ist tatsächlich, daß wir versuchen, genau
diese Ideologie, die heute vom Mainstream geteilt wird, zu entlarven, weil wir
glauben, daß wir die nötigen gesellschaftlichen Veränderungen erst schaffen
werden, wenn wir den Leuten klarmachen, daß andere Technologien nicht
reichen, sondern wir ein anderes Gesellschaftsverhältnis benötigen. Deswegen ist
für uns Aufklärungsarbeit angesagt. Und natürlich versuchen wir, Bündnispartner
zu finden, um genau in die Kräfte hineinzuwirken, die gesellschaftlich relevant
sind. Das sind politische Parteien, und das ist vor allem Die Linke und die
Ökologische Plattform der Linken. Dort sehen wir auch Andockmöglichkeiten und
hoffen, die Programmatik mitgestalten zu können. Das sind ferner
Umweltverbände und Bewegungen wie eben die Postwachstumsbewegung. 

Darin sehen wir derzeit tatsächlich unsere Hauptaufgabe. Unserer Ansicht nach
haben diese Technikphantasien letztlich nur den erkennbaren Sinn, uns abzulenken von
der eigentlich politischen Frage, um die es geht, und diese politische Frage
lautet: Wie kriegen wir eine solidarische Gesellschaft hin auf einer wesentlich
schmaleren Ressourcenbasis? Solange ich den Leuten einrede, es funktioniert
alles so wie bisher nur mit einem anderen Saft in der Leitung, weicht man dieser
politischen Frage aus. Je länger man sie hinauszögert, um so gefährlicher und
schwerer wird es dann tatsächlich.

SB: Heißt das auch, daß der Eigentumsfrage, die früher im linken Bewußtsein im
Mittelpunkt stand, wieder eine größere Bedeutung zukommen wird?

KB: Ja, selbstverständlich wird die Eigentumsfrage im Zentrum stehen.
Aber im Gegensatz zu orthodoxen politischen Ansätzen sagen wir, eine
andere Eigentumsordnung, also die Vergesellschaftung der
Produktionsmittel, ist die notwendige Voraussetzung für
Nachhaltigkeit. Sie ist aber an sich noch keine Garantie dafür. Wir
haben ja erlebt, daß es andersrum laufen kann. Die
realsozialistischen Systeme, die es gab, waren ja alles andere als
nachhaltig, weil sie im Grunde demselben Industrialismus verfallen
waren. Uns unterscheidet von der orthodoxen Linken, daß wir sagen,
selbstverständlich steht der Kapitalismus zur Disposition, aber über
den Kapitalismus hinaus steht auch der Industrialismus zur
Disposition.

SB: Bruno, vielen Dank für das Gespräch.


Fußnoten:

[1] http://oekosozialismus.net/oekosozialistische-erklaerung/

[2] http://www.oekologische-plattform.de/2008/12/die-oekosozialistische-erklaerung-von-belem/

[3] https://www.degrowth.info/de/mediathek/?dq[keyword]=2014+Zeitung+Schattenblick&dq[title]=&dq[author]=&dq[topics]=&dq[release_date_min]=&dq[release_date_max]=#catalogue-result
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INFOPOOL / DIE BRILLE / REPORT





INTERVIEW/111: Messe links - vorverurteilt ...    Inigo Schmitt-Reinholtz im Gespräch (SB)


Interview am 3. November 2018 in Nürnberg



Bei der 23. Linken Literaturmesse in Nürnberg stellten die
Rechtsanwälte Inigo Schmitt-Reinholtz und Manfred Hörner aus dem
Verteidigerkollektiv die von ATIK und der Roten Hilfe herausgegebene
neue Broschüre "Der TKP/ML-Prozess in München" [1] vor und gaben einen
Überblick über dieses Verfahren. Seit dem 17. Juni 2016 findet vor dem
Staatsschutzsenat des Oberlandesgerichts München einer der größten
politischen Prozesse in der Geschichte der Bundesrepublik statt.
Angeklagt sind zehn Genossinnen und Genossen, die nach Auffassung der
Bundesanwaltschaft dem Auslandskomitee der Kommunistischen Partei der
Türkei/Marxisten-Leninisten (TKP/ML) angehören sollen.

Im Anschluß an die Informations- und Solidaritätsveranstaltung [2]
beantwortete Inigo Schmitt-Reinholtz dem Schattenblick einige Fragen.
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Rechtsanwalt Inigo Schmitt-Reinholtz
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Schattenblick (SB): Wenn es heißt, dieser Prozeß werde nicht im
Gerichtssaal, sondern auf der Straße entschieden - wie definiert die
Verteidigung der Angeklagten dann ihre Rolle in diesem Verfahren?

Inigo Schmitt-Reinholtz (ISR): Wir leisten natürlich Widerstand gegen
die Vorwürfe der Anklage im Gerichtssaal, und dadurch zieht sich
dieser Prozeß auch so lange hin und kann nicht, wie es das
Oberlandesgericht vielleicht beabsichtigt hatte, innerhalb eines
halben oder Dreivierteljahres durchverhandelt werden. Aber der Druck,
der von außen kommt, ist zweifellos ebenso wichtig und beeinflußt
meines Erachtens am Ende die Strafzumessung, aber zugleich bereits im
Verlauf des Verfahrens, wie über die Anträge, die wir unablässig
stellen und die natürlich auch politisch-juristischen Inhalt haben,
entschieden wird. Von daher muß klar sein, daß dieser Prozeß nicht im
abgeschlossenen Kämmerlein stattfinden darf, weil die deutsche
Öffentlichkeit etwa nur begrenzt Interesse daran hätte. Vielmehr ist
doch eine relativ breite Öffentlichkeit präsent, die aufmerksam
verfolgt, was mit den zehn Angeklagten passiert.

SB: Derartige Mandate in politischen Prozessen zu übernehmen dürfte
im Berufsstand der Anwältinnen und Anwälte keine
Selbstverständlichkeit sein.

ISR: Es gibt bundesweit eine kleine Zahl von Anwälten, die speziell
für Mandanten aus dem linken politischen Spektrum da sind und sie bei
Anklagen verteidigen. Dazu gehören alle 20 Verteidiger, die an diesem
Verfahren vor dem Oberlandesgericht München beteiligt sind. Wenngleich
es noch weitere Anwälte gibt, die solche Mandate übernehmen, ist hier
schon ein großer Ausschnitt aus dieser Gruppe präsent.

SB: Wie geht das Verfahren weiter und was bedeutet das für die
Angeklagten, die inzwischen aus der Untersuchungshaft freigekommen
sind?

ISR: Auch die aus der Untersuchungshaft entlassenen Mandantinnen und
Mandanten sind natürlich weiterhin Angeklagte und müssen zu jedem
Verhandlungstag erscheinen. Die Haftbefehle sind nicht aufgehoben,
sondern nur außer Vollzug gesetzt worden. Sie hängen also wie
Damoklesschwerter über diesen sieben Leuten. Ihnen wurden gewisse
Auflagen gemacht, wie Wohnsitznahme und regelmäßige Teilnahme am
Prozeß, und unter diesen Auflagen durften sie die
Justizvollzugsanstalt verlassen. Hintergrund ist offenbar auch eine
Rechtssprechung des Bundesverfassungsgerichts, wonach eine
Untersuchungshaft unverhältnismäßig wird, wenn etwa die Hälfte der zu
prognostizierenden Strafe abgegolten ist. Wird später eine Strafe
verhängt, besteht im Strafvollzug die Möglichkeit einer Halb- oder
Zweidrittelstrafe, während der Rest zur Bewährung ausgesetzt wird.
Dehnt man die Untersuchungshaft über diesen Zeitraum hinaus aus,
haben die Angeklagten diese Möglichkeit nicht mehr. Das wäre nach
Auffassung des Bundesverfassungsgerichts unverhältnismäßig, sofern
nicht eine besondere Gefahr von den Angeklagten ausgeht, was hier
ohnehin nicht zur Debatte steht. Deswegen können wir auch schon in
Konturen absehen, wo das Oberlandesgericht am Ende die Margen setzen
will.

SB: Das Münchner Verfahren gegen mutmaßliche Mitglieder der TKP/ML
stellt insofern eine Steigerung repressiven Vorgehens dar, als
erstmals eine Organisation auf diese Weise ins Visier genommen wird,
die in Deutschland nicht verboten ist. Schlägt sich diese Verschärfung
auch im Umgang mit den Angeklagten wie insbesondere den
Haftbedingungen nieder?

ISR: Die Haftbedingungen entsprechen jenen, die stets in Verfahren
nach 129a und 129b zur Anwendung kommen. Es läuft das gesamte Programm
ab, das bereits 1976/77 im Rahmen des "Deutschen Herbstes" mit
RAF-Gefangenen eingeführt worden ist. Die Strafprozeßordnung wurde
damals bezüglich dieser Verfahren ganz erheblich verschärft, und die
meisten dieser Regelungen sind nach wie vor in Kraft. Wie es Erhan
Aktürk vorhin geschildert hat, wird ein ganzer Trakt freigeräumt, um
die Bedingungen der Isolationshaft zu schaffen. Kein Kontakt zu
anderen Gefangenen, auch der Hofgang wird allein absolviert, der
Verteidigerverkehr ist beschränkt und weitere Maßnahmen mehr.

SB: Isolationshaft war in der Vergangenheit ein Thema, das sehr
kontrovers thematisiert wurde. Damals wurde sie unter sogenannte
weiße Folter gefaßt. Ist das heute überhaupt noch ein Gegenstand
öffentlicher Wahrnehmung und Auseinandersetzung oder wird es als
selbstverständlich hingenommen?

ISR: In der Öffentlichkeit ist dieses Thema ziemlich durch, weil die
RAF-Verfahren eine gewisse Testphase darstellten, was erlaubt und was
nicht erlaubt ist. Damals haben die Verteidiger erheblichen Druck
gemacht und sind immer wieder vor das Bundesverfassungsgericht
gezogen. Inzwischen sind durch die Rechtsprechung Leitplanken
eingezogen worden, was erlaubt, noch erlaubt oder nicht mehr erlaubt
ist. Anhand dieser Leitplanken wird das jetzt als Paket an Maßnahmen
durchgezogen.

SB: Die Gefangenen sind sicher nicht grundlos auf verschiedene Städte
in Bayern verteilt worden. Gibt es zwischen den verschiedenen Orten
eine Verbindung, was die Solidarität mit den Inhaftierten betrifft?

ISR: Die Verteilung erfolgte natürlich gezielt. Was die Solidarität
betrifft, war sie in einigen Fällen stärker, in anderen weniger stark.
Es kommt sehr darauf an, wo die Leute jeweils einsitzen. Unser Mandant
Dr. Sinan Aydin war anfangs in Kaisheim inhaftiert. Ich möchte
Kaisheim nicht zu nahe treten, aber es liegt ungefähr dort, wo sich
Fuchs und Hase gute Nacht sagen. Dort war nicht viel los. In München,
Nürnberg und Augsburg ist es anders, das ist wirklich unterschiedlich.

SB: Bei politischen Prozessen gegen kurdische und türkische Linke ist
es um die solidarische Präsenz auf der Straße vor den Gefängnissen
oftmals nicht allzu gut bestellt. Habt ihr auch die Erfahrung gemacht,
daß innerhalb der deutschen Linken Gleichgültigkeit oder gewisse
Vorbehalte anzutreffen sind?

ISR: Eigentlich nicht. Wobei man natürlich klären müßte, was noch
unter links fällt. Die 129a-Gesetzgebung ist ja unter einer
sozial-liberalen Regierung beschlossen worden. Da gibt es sicher
Teile, die sich selbst als links begreifen, die ich aber nicht mehr
unter Linke zählen würde. Aber unter denjenigen, die ich als links
bezeichne, ist durchaus Solidarität anzutreffen, wobei es eben immer
einige gibt, die sich mehr engagieren, und andere, die das nicht in
diesem Maße tun. Aber insgesamt gesehen wird der Prozeß solidarisch
begleitet.

SB: Unter den türkischen und kurdischen Linken werden durchaus
ideologische Kontroversen ausgetragen. Kommen diese
Auseinandersetzungen oder unterschiedlichen Auffassungen auch unter
den politischen Gefangenen zum Tragen oder überwiegen die
Gemeinsamkeiten angesichts staatlicher Angriffe?

ISR: Wenn man es auf den Punkt bringt, hat vielleicht jeder Mensch
seine eigene politische Meinung, und es gibt engere und weniger enge
Beziehungen zwischen verschiedenen Gruppen. Das ist bei den Gefangenen
nicht anders. Auch unter den Angeklagten gibt es engere und weniger
enge Kontakte, aber grundsätzlich kämpfen sie es alle gemeinsam durch.
Sollte es hier und da unterschiedliche Auffassungen geben, werden sie
jedenfalls in der Prozeßsituation begraben, so daß alle auf einer
Linie sind.

SB: Was wäre mit Blick auf die Solidarität mit den Angeklagten und
insbesondere den Gefangenen vordringlich und wünschenswert?

ISR: Zum Prozeß kommen, fast jeden Monat findet vor dem
Oberlandesgericht München auch eine Demonstration statt,
entsprechende Veranstaltungen organisieren und besuchen, Leute auf
dieses Thema ansprechen, den Gefangenen schreiben und manches mehr.

SB: Vielen Dank für dieses Gespräch.
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Fußnoten:


[1] Rote Hilfe e.V. und ATIK (Hg.): Der TKP/ML-Prozess in München,
2018, Broschüre A4, 31 Seiten, 2,00 Euro

zu beziehen über: literaturvertrieb@rote-hilfe.de

[2] http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/report/dbrb0090.html


Berichte und Interviews zur 23. Linken Literaturmesse in
Nürnberg im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → DIE BRILLE → REPORT:

BERICHT/087: Messe links - sich richtig stellen und richtigstellen ... (SB)

BERICHT/088: Messe links - Glut in der Asche ... (SB)

BERICHT/089: Messe links - G20, die Straße rebelliert ... (SB)

BERICHT/090: Messe links - die langen Arme der Türkei ... (SB)

INTERVIEW/105: Messe links - Irrtum ausgeschlossen ...    Nick Brauns im Gespräch (SB)

INTERVIEW/106: Messe links - Protestparteienwahl entlädt soziale Qual ...    Werner Seppmann im Gespräch (SB)

INTERVIEW/107: Messe links - die Revolution jagt die Geschichte ...    Kurt Baumann im Gespräch (SB)

INTERVIEW/108: Messe links - von oben verworfen ...    Achim Szepanski im Gespräch (SB)

INTERVIEW/109: Messe links - Gleichberechtigung noch auf dem Weg ...    Ingrid Artus im Gespräch (SB)

INTERVIEW/110: Messe links - der Preis für die Stimme ...    Martin Balluch im Gespräch (SB)
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INFOPOOL / DIENSTE / KALENDER



ADVENT/099: Adventskalender - für den 03. Dezember 2018 (SB)

Adventskalender für Montag, den 3. Dezember

[image: Adventskalender 3. Tür - Foto: © 2018 by Schattenblick ]

zum 3. Dezember 2018
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8476: Und morgen, den 3. Dezember 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 03.12.2018 bis zum 04.12.2018 +++
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Trübe, stürmisch, manchmal Schauer

sammelt sich das Wetter heut',

Jean. der findet 's gut auf Dauer,

denn naß ist, was ihn erfreut.
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INFOPOOL / KINDERBLICK / GESCHICHTEN





GUTE-NACHT/3652: Im Advent - Unter der Parkbank (SB)






[image: ]

Verlassen im Park hinter einer Bank liegt das kleine
Stofftierschaf Molly im Gebüsch. Ein Mann hatte das Schaf mit
seinem Fuß dorthin geschoben. Da liegt Molly nun schon den ganzen
Tag. Erst war es kalt, aber das bereitet einem Schaf keinen
Kummer. Schließlich trägt es flauschige Wolle direkt auf seiner Haut.
Bald begann es zu regnen. Auch das scherte Molly nicht.
Schafwolle hält Regen gut ab und weicht nicht gleich durch.
Nur der Schmutz vom Boden, der Mollys Wolle gräulich gefärbt hat,
setzt ihr zu. Denn Molly ist ein besonders reinliches Schaf.

"Oh dieser Dreck!", schimpft Molly und denkt verzweifelt, "ob mich Olga
bald findet und wieder nach Hause bringt?"
Am Morgen noch war sie sich ganz sicher, daß Olga nicht aufgeben wird,
nach ihr zu suchen. Doch als der Mittag schon eine ganze Weile
vorüber ist, denkt Molly nur noch: "Ob mich hier im Gebüsch überhaupt
einer findet?"

Auch Olga ist unglücklich. Mama und sie sind noch einmal in die
Stadt gefahren. Vom Postkasten war Molly längst verschwunden.
So haben Olga und Mama die Verkäufer an jedem Stand des
Weihnachtsmarktes nach dem verlorenen Schaf ausgefragt. Aber keiner
erinnerte sich an ein liegengelassenes Schaf. "Ich habe Molly ja auch
an dem Postkasten vergessen. Vielleicht sollten wir dort in der Umgebung
noch einmal nach ihr schauen", meint Mama.

Als sie auch dort nichts entdecken, hat Olga eine Idee:
"Vielleicht ist Molly in den Park gelaufen, auf die Wiese ...?"
Mama glaubt zwar nicht, daß sie Molly dort finden, aber sie will
wenigstens alles versucht haben. Sie suchen auf dem Weg und auf der
Wiese, fragen auch die vorübergehenden Spaziergänger. Aber niemand hat ein
Stoffschaf gesehen, nicht einmal ein echtes. Olga und Mama setzen
sich auf die einzige Bank, die sie entdecken können, um sich auszuruhen.
"Eine kleine Verschnaufpause wird uns gut
tun. Möchtest du ein Stück Schokolade?", fragt Mama. Aber Olga mag nicht.

Vom Gebüsch aus hinter der Bank entdeckt Molly Mama und Olga. Ein
Freudenschrei entfährt ihr. Aber keiner nimmt ihn wahr. Molly hofft,
Molly bittet und bettelt, Olga möge doch einmal hinter die Bank ins
Gebüsch schauen.

Aber Olga würdigt die Umgebung keines Blickes.
Sie ist so enttäuscht, auch hier im Park Molly nicht gefunden zu haben.
"Weißt du, Molly ist noch nicht verloren", versucht Mama Hoffnung zu schenken,
"gleich morgen rufe ich beim
Fundbüro an und frage nach. Dahin werden gefundene Sachen gebracht.
Wir haben bestimmt Glück." Doch Olga hat Tränen in den Augen.
Vor lauter Enttäuschung sieht sie nicht,
was sich hinter ihrem Rücken abspielt. Molly winkt mit den Vorderpfoten
und tritt mit den Hinterbeinen aus. Aber nichts hilft. Molly ist für
Olga verloren. Das zumindest glaubt Olga. Enttäuscht schlagen Mama
und Olga den Weg zur Bushaltestelle ein.

Auch Molly ist enttäuscht. Sie ist sich sicher, daß sie nie
mehr zu Olga zurückkehren wird. Jetzt versagt ihr der Mut. Vor lauter
Trauer wird sie ganz müde und schläft ein.

Als es bereits dunkel ist, erwacht Molly von einem raschelnden Geräusch.
Plötzlich piekst sie etwas in den wollenen Hintern und schiebt sie ein Stück
in Richtung Bank. "Autsch", sagt Molly, "gut,
daß ich meine Wolle habe, sonst hätte ich den Stich viel mehr gespürt."
Molly schaut sich um, kann aber in der Dunkelheit nichts erkennen. Sie nimmt
nur schmatzende Geräusche war.
Wer sich auskennt, der weiß, wer Molly in den Hintern gepiekst hat und
wer so schmatzende Geräusche von sich gibt.

Da erwachen die Laternen im Park. "Merkwürdig", denkt Molly, wieso war
das Licht nicht eben schon an. Dann hätte ich sehen können, wer oder was
mich erschreckt hat. Jetzt ist keiner mehr da." Aber das stimmt nicht ganz.
Schlurfende Schritte auf dem Kies werden hörbar und kommen immer näher.
Molly entdeckt einen gebückten Mann, der sich ihrer Bank nähert und
genau auf sie zusteuert. Der Mann läßt sich mit einem Stöhnen auf die Bank
niederfallen.

"Oh wie kalt es diese Nacht wieder ist und kein Quartier, nicht einmal eine
offene Bude auf dem Weihnachtsmarkt und selbst der Märchenpark ist verschlossen,"
brummelt der Mann. Molly wird klar, daß er wie auch sie selber kein Obdach in dieser
Nacht finden wird. Nach einer Weile legt sich der Mann der Länge nach auf die Bank hin.
Aus seinem alten Rucksack zieht er eine löchrige Regenjacke, die ihn vor
dem Gröbsten schützen soll. Der Mann dreht und wendet sich und versucht,
eine angenehme Lage zu finden. Da fällt sein Blick durch die Latten der Bank zu
Boden und er entdeckt das Stofftier.

Zuerst traut er seinen Augen nicht, aber dann richtet er sich noch einmal
auf und langt unter die Bank. "Was bist du denn für ein molliger Geselle?",
fragt er. Ohne eine Antwort abzuwarten, schieb er sich Molly unter seinen
Nacken und befindet das gefundene 'Kissen' als Wohltat.

Gute Nacht!

zum 3. Dezember 2018
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AUSLAND/8903: Aus aller Welt - 02.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Krisensitzung im Elysée-Palast nach Ausschreitungen

Nach den massiven Auseinandersetzungen zwischen den sogenannten
"Gelbwesten" und Sicherheitskräften im Zentrum von Paris forderte
Frankreichs Präsident Emmaunel Macron nach seiner Rückkehr vom
G20-Gipfel in Buenos Aires die Regierung zu Gesprächen mit Vertretern
der Demonstranten auf. Am Sonntag rief der Präsident Innenminister
Christophe Castaner, Innenstaatssekretär Laurent Nuñez und
Umweltminister François de Rugy zu einer Krisensitzung im
Elysée-Palast zusammen. Nach Informationen der Tageszeitung Le
Monde betonte Macron bei den eineinhalbstündigen Beratungen, daß die
Randalierer bestraft werden sollten. Die Proteste der "Gilets Jaunes"
("Gelbwesten") richten sich gegen die Reformpolitik der französischen
Regierung.

2. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8903: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



47jähriger auf offener Straße erschossen

Auch einen Tag nach der Bluttat im Berliner Stadtteil Charlottenburg
sind die Hintergründe immer noch unklar. Nach bisherigen Kenntnissen
der Ermittler war das 47jährige Opfer am Samstagabend aus nächster
Nähe vor einem Hauseingang erschossen worden. Anschließend richtete
der mutmaßliche Täter die Waffe gegen sich selbst. Der 60jährige
starb dann wenig später in einem Krankenhaus an der Schußverletzung.
Bei den beiden Toten soll es sich um Deutsch-Albaner handeln, die mit
einer Adresse in Berlin gemeldet waren. Die Polizei schließt nicht
aus, daß das Tatmotiv im privaten Bereich zu suchen ist.

2. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8900: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rußland baut weitere strategische Atom-U-Boote

Rußland will seine Unterseebootfloote der Borei-A-Serie deutlich
ausbauen. Wie aus einem Beitrag der Agentur TASS hervorgeht, sieht
das russische Rüstungprogramm für 2018 bis 2027 den Bau von zwei
weiteren U-Booten des Projekts 955A Borei vor. Die russische
Kriegsmarine soll künftig bis zu zehn dieser strategischen
atomgetriebenen Unterseeboote betreiben. Zur Zeit stehen drei
Atom-U-Boote des Projekts Borei im Dienst der russischen
Seekriegsflotte. Jedes Unterwasserschiff ist mit 16
interkontinentalen ballistischen Feststoffraketen "Bulawa"
ausgestattet.

2. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8902: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



FDP beschließt Chancenpaket für bedürftige Kinder

Die FDP-Bundestagsfraktion verabschiedete ein Konzept zur Reform der
familienbezogenen Leistungen. Es sieht die Einführung eines
sogenannten "Kinderchancengeldes" vor, in dem alle Leistungen
gebündelt sind, darunter etwa Kindergeld, Wohngeld und Sozialgeld.
Das bisherige System sei viel zu unübersichtlich und bürokratisch,
sagte der familienpolitische Sprecher der FDP-Fraktion, Grigorios
Aggelidis, der Zeitung Die Welt.

2. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8901: Tragisches und Kurioses - 02.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Schwarzspitzen-Riffhaie trauen sich wieder in die Maya-Bucht

In der von den thailändischen Behörden wegen massiven Umweltschäden
für unbefristete Zeit für den Tourismus geschlossenen malerischen
Maya-Bucht auf der Insel Phi Phi Leh in der Südprovinz Krabi wurden
erstmals wieder Haie gesichtet. Mitarbeiter des
Noppharat-Nationalparks sprachen von etwa einem Dutzend
Schwarzspitzen-Riffhaien, die in der Nähe des Strandes durchs Wasser
zogen. Ein Video dazu veröffentlichten sie am Freitag auf Facebook.
Die thailändische Inselgruppe Ko Phi Phi Leh wurde im Jahr 2000 durch
"The Beach", ein Film über amerikanische und europäische
Rucksack-Touristen, weltberühmt. Der Kinofilm verursachte einen
regelrechten Touristenansturm auf Maya Bay.

2. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7986: Aus Forschung und Technik - 02.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bremer Forscher testen neue Software für Weltraumroboter

Wissenschaftler des Deutschen Forschungszentrums für Künstliche
Intelligenz (DFKI) in Bremen testen in den weiten Ebenen der
marokkanischen Wüste eine neue Software für einen Weltraumroboter. In
dem Feldversuch geht es laut DFKI-Angaben unter anderem um die
Erprobung von Programmen, die den autonomen Betrieb von Robotern im
Rahmen von Weltraummissionen ermöglichen sollen. Zu den Aufgaben der
vierrädrigen Testplattform gehören die Bewältigung einer Langstrecke
und die Entnahme einer Bodenprobe. Der Rover müsse seine Route
selbständig planen und auf Unvorhergesehenes reagieren, zum Beispiel
Hindernissen ausweichen und sich auf verändernde
Untergrundeigenschaften einstellen.

2. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7999: Aus aller Welt - 02.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Mittelamerikanische Regierungen wollen Fluchtursachen bekämpfen

Die Regierungen von Mexiko, Honduras, Guatemala und El Salvador haben
am Rande der Amtseinführung des mexikanischen Präsidenten Obrador am
Samstag eine Erklärung unterzeichnet, wonach sie Fluchtursachen in
Mittelamerika gemeinsam bekämpfen wollen. Unter anderem ist die
Einrichtung eines Fonds gegen Armut und die Schaffung von
Arbeitsplätzen vorgesehen. Der als links geltende Obrador hatte in
seiner Antrittsrede die Einstellung der neoliberalen
Wirtschaftspolitik angekündigt.

2. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7958: Medizin und Gesundheitswesen - 02.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Impfstoff gegen Masern und Zikavirus wirksam

Noch ist die asiatische Tigermücke in Deutschland nicht wirklich
heimisch. Doch viele Experten vertreten die Ansicht, daß das nur eine
Frage der Zeit ist. Wissenschaftler des Paul-Ehrlich-Instituts (PEI)
bereiten sich schon einmal darauf vor. Wie das Deutsche Ärzteblatt
berichtete, haben sie einen auf einem Masern-Impfvirus basierenden
Impfstoff gegen das Zikavirus entwickelt, daß im Tierversuch
trächtige Mäuse und deren Nachkommen vor einer Zikavirusinfektion und
-krankheit schützt. Eine Infektion mit dem Zikavirus verläuft in den
meisten Fällen zwar mild, doch bei Schwangeren ist die von der
Tigermücke übertragene Krankheit gefürchtet, insbesondere im ersten
Schwangerschaftsdrittel, weil sie beim Fötus zu Mikrozephalie (zu
kleiner Schädel) und anderen Fehlbildungen des Gehirns führen kann.
Natürlich müssen jetzt weitere Untersuchungen zeigen, daß das
Ergebnis im Tierversuch auch auf den Menschen übertragen werden kann.

2. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7987: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Frankreichs Staatsführung erwägt Verhängung des Ausnahmezustands

Frankreichs Präsident Macron ist am Sonntag im im Élysée-Palast mit
Premierminister Philippe, Innenminister Castaner sowie den für
Verkehr und Energie zuständigen Umweltminister de Rugy zu einem
anderthalbstündigen Krisentreffen zusammengekommen. Über Ergebnisse
der Unterredung wurde zunächst nichts bekannt. Ein Regierungssprecher
hatte zuvor angedeutet, daß die Runde auch über die Verhängung des
Ausnahmezustands sprechen könnte. Anlaß dazu waren die Krawalle am
Samstag in Paris und anderen Städten des Landes. Die Aktivitäten
waren den dritten Samstag in Folge von der Bewegung der "Gelbwesten"
über soziale Medien initiiert worden. Der Protest hatte sich zunächst
gegen Pläne der Regierung zur Erhöhung von Steuern auf Benzin und
Diesel gerichtet. Inzwischen protestieren die Menschen gegen hohe
Lebenshaltungskosten, niedrigen Mindestlohn, niedrige Renten und die
Regierung allgemein. Auf dem Champs-Élysées in Paris hatten
Demonstranten in den gelben Warnwesten zahlreiche Fahrzeuge in Brand
gesetzt, Fenster eingeschlagen, Geschäfte geplündert und Barrikaden
errichtet. Polizei ging in Straßenschlachten mit Wasserwerfern,
Tränengas und Blendgranaten vor. Rund 5000 Polizisten standen im
Zentrum von Paris etwa 5500 Demonstranten gegenüber. Landesweit
wurden 263 Demonstranten und Sicherheitskräfte verletzt, davon 133 in
der Hauptstadt. 412 Personen wurden festgenommen. Das
Innenministerium gab die Zahl der Protestteilnehmer am
Samstagnachmittag mit schätzungsweise 75.000 an. Insgesamt 3000
Randalierer wurden identifiziert.

2. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7910: Sprache, Kunst und Medium - 02.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Eventkultur lockt mit Versprechen des Besonderen

Fünf Jahre nach der letzten Studie der Stiftung für Zukunftsfragen
zeigt sich, daß sich in Deutschland im Freizeitverhalten ein Trend 
weg von regelmäßigen Konzert-, Museums-, Vereins- oder 
Theaterbesuchen hin zu einer Eventkultur abzeichnet.

Die Befragung von 2000 Personen über 14 Jahren ergab, daß Rock- und
Popkonzerte sowie Sonderausstellungen in Museen, die neue Attraktionen
versprechen, deutlich gefragter als vor fünf Jahren sind.

Das geht laut WDR3 aus der repräsentativen Studie "Freizeit-Monitor"
hervor. Neben Sportveranstaltungen, Kinos und Volksfesten profitierten
vor allem Rock- und Pop-Konzerte sowie Sonderausstellungen von der
Eventisierung der Kultur, heißt es.

Etwa 30 Prozent der Befragten gaben an, mindestens einmal im Jahr eine
musikalische Großveranstaltung zu besuchen. Das sind 24 Prozent mehr
als 2013. Besondere Museums- und Kunstausstellungen erzielten rund 24
Prozent mehr Zulauf.

Befürchtet wird in der Kulturszene, daß Teile ihres Stammpublikums
verlorengehen. Das Springen von einer Attraktion zur nächsten führe
auch dazu, daß langfristige Verpflichtungen wie Abonnements oder
Vereinsarbeit immer seltener in die Freizeitpläne paßten.

2. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7977: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Putin sieht keine Friedensbereitschaft in Kiew

Rußlands Präsident Putin sieht zur Zeit keine Möglichkeit zu einer
Übereinkunft mit der Regierung von Präsident Poroschenko in Kiew.
Putin sagte auf einer Pressekonferenz nach dem G20-Gipfel in Buenos
Aires, die Partei um Poroschenko sei eine des Krieges. Solange diese
an der Macht sei, würden Tragödien und Krieg andauern. Die
ukrainische Führung habe kein Interesse an einer Beilegung des
Konflikts mit Rußland, schon gar nicht mit friedlichen Mitteln. Putin
zufolge lenkt die ukrainische Regierung von ihren Mißerfolgen ab,
indem sie immer wieder auf die angebliche russische Aggression
verweist.

Bundeskanzlerin Merkel hat mit Putin in Argentiniens Hauptstadt
weitere Gespräche auf Beraterebene im sogenannten Normandie-Format
vereinbart. 2015 hatten Deutschland, Frankreich, Rußland und die
Ukraine im weißrussischen Minsk einen Friedensfahrplan für den
Bürgerkrieg in der Ostukraine abgesprochen. Die Pläne wurden bislang
nicht annähernd umgesetzt.

Am Sonntag vor einer Woche drohte eine Eskalation des Konflikts
zwischen der Ukraine und Rußland im Streit um Territorialrechte in
der zwischen der Krim und dem russischen Festland liegenden, zum
Asowschen Meer führenden Meerenge. Dabei setzte die russische
Küstenwache drei ukrainische Marineschiffe fest. Die Regierung in
Kiew rief für einige Teile des Landes und einen Zeitraum von 30 Tagen
das Kriegsrecht aus.

2. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7991: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Merz für subventionierte Altersvorsorge durch Aktien

Statt umlagefinanzierter Rente plädiert der politische Quereinsteiger
und Kandidat für den CDU-Vorsitz, Friedrich Merz, für eine
kapitalgedeckte Altersvorsorge in Form von Aktien. Die Bürger könnten
durch steuerliche Freibeträge zu den Investitionen in Wirtschaft und
Industrie bewogen werden, wie Merz im Gespräch mit der Zeitung Welt
am Sonntag sagte. Für die implizierte Wirtschaftsförderung schlug
Merz einen jährlichen einstelligen Milliardenbetrag vor. Der mit
seinen Wirtschaftsaktivitäten zu einem Millionenvermögen gelangte,
ehemalige Bundestagsabgeordnete ging auch auf Themen wie
Bundeswehr und Wehrpflicht sowie Flüchtlingspolitik ein.

2. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7960: Tragisches und Kurioses - 02.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Hochkonjunktur bei Enkeltricksern

Der Polizeidirektion Dresden sind am Donnerstag elf Fälle von
sogenannten Enkeltrickversuchen gemeldet worden. Wie ein
Behördensprecher erklärte, hatten mehrere Betrüger ältere
alleinstehende Menschen angerufen und sich als Verwandte ausgegeben.
Dann forderten sie Bargeld für den Kauf einer Immobilie.

In allen gemeldeten Fällen wurden die Senioren skeptisch. Sie gaben
kein Geld heraus; statt dessen verständigten sie die Polizei.

2. Dezember 2018
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SOZIALES/7988: Arbeit, Soziales und Familie - 02.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Rege Teilnahme an Klimaprotest in Berlin und Köln

An den Protestkundgebungen gegen die Klimapolitik der Bundesregierung
am Samstag in Berlin und Köln haben mehr Menschen teilgenommen, als
Anmelder und Polizei im Vorfeld erwartet hatten. In der Hauptstadt
hatten sich rund 16.000 Demonstranten und Demonstrantinnen
versammelt, in Köln etwa 20.000. Die Polizei kam bei ihren Zählungen
auf insgesamt mehr als 15.000. Zu den Demonstrationen zwei Tage vor
der Uno-Klimakonferenz im polnischen Kattowitz hatten unter anderem
Greenpeace, der Bund für Umwelt- und Naturschutz und der WWF
aufgerufen. Sie werfen der Bundesregierung vor, ihre Klimaziele für
2020 aufgegeben zu haben. In Kattowitz geht es um Maßnahmen zur
Erreichung des Ende 2015 in Paris von der internationalen
Gemeinschaft vereinbarten Grenzwertes der Klimaerwärmung um maximal 2
Grad, besser nur 1,5 Grad, gegenüber dem vorindustriellen Zeitalter.

2. Dezember 2018
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UMWELT/7969: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 02.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Schweres Erdbeben in Alaska

Alaska ist von einem Erdbeben der Stärke 7 erschüttert worden. Wie
dpa meldete, ereignete sich das Beben um 8.29 Uhr Ortszeit. Wie die
US-Erdbebenwarte weiter mitteilte, lag das Zentrum des Bebens rund 13
Kilometer nördlich von Anchorage nahe einer Militärbasis. Es soll
sich in 40 Kilometern Tiefe ereignet haben. Obgleich der Gouverneur
des Bundesstaates, Bill Walker, sofort eine Katastrophenmeldung
herausgab, wurden praktisch nur Schäden an Häusern und Gebäuden
gemeldet. Offenbar diente die Maßnahme der Absicht, schneller Hilfe
organisieren zu können.

2. Dezember 2018
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WIRTSCHAFT/7976: Märkte und Finanzen - 02.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Klimapolitik von BASF

Martin Brudermüller, der Vorstandsvorsitzende des Chemiekonzerns
BASF, ist im Interview der Woche des Deutschlandfunks unter anderem
auf die Klimapolitik seines Unternehmens eingegangen. Am Vorabend der
Weltklimakonferenz im polnischen Kattowitz bekräftigte Brudermüller
die Bedenken über die hohen CO2-Emissionen weltweit und erinnerte an
die neuen BASF Corporate Strategy. Laut Brudermüller hat BASF eine
tolle Bilanz, weil in den letzten 30 Jahre der CO2-Ausstoß des
Konzerns halbiert wurde, während man die Produktionsvolumina
verdoppelt hat. Obwohl man bei BASF zur Zeit technisch an eine Grenze
gelangt ist, hat man sich vorgenommen, bis 2030 klimaneutral zu
wachsen. Im Rahmen technischer Möglichkeiten soll mit jeder Tonne
Chemie, die produziert wird, der CO2-Anteil runtergehen. Brudermüller
räumte ein, daß BASF wie andere Unternehmen der Branche sehr
energieintensiv ist. Gleichzeitig betonte er, daß 77 Prozent des
eingekauften Kohlenstoffs nicht in die Emissionen, sondern in die
Produkte eingehen. Dabei genügt BASF globalen Standards, die in
Ludwigshafen ebenso eingehalten werden wie in einem Entwicklungsland
oder in China. Brudermüller bestätigte, daß er sich seit kurzem im
Wirtschaftsbeirat von Bündnis 90/Die Grünen engagiert, nachdem er von
deren Mitglied Andreae diesbezüglich angesprochen worden war, weil
die Partei einen Dialog mit der Industrie über das, was wirklich geht
und politisch umsetzbar ist, führen will.

2. Dezember 2018
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WISSENSCHAFT/7992: Aus Forschung und Technik - 02.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Falthandy von Samsung kurz vor dem Start

Jetzt ist es heraus. Das faltbare Smartphone von Samsung wird künftig
unter dem Namen Galaxy Fold laufen. Der Markenname wurde gerade auf
der Website tmdn.org registriert. Allerdings verrät das Patent keine
weiteren Informationen. Gerüchten zufolge soll das Smartphone, das
Anfang 2019 herauskommt, ungefähr 2500 Dollar kosten und ist damit
nichts für den Normalverbraucher. Samsung kündigte daher auch an,
erst einmal nur eine kleinere Menge zu produzieren.

2. Dezember 2018
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WETTER/254: Deutschlandwetter im November 2018 (Deutscher Wetterdienst)


Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 29.11.2018

Deutschlandwetter im November 2018

Auch der November wieder warm, trocken und sonnenscheinreich



Offenbach, 29. November 2018 - Der November reihte sich nahtlos in die
im April begonnene Serie zu warmer, erheblich zu trockener und
ungewöhnlich sonnenscheinreicher Monate ein. Ursache dafür war der
meist vorherrschende Hochdruckeinfluss, wodurch sich Tiefdruckgebieten
nur selten die Gelegenheit bot, nach Mitteleuropa vorzudringen. Das
meldet der Deutsche Wetterdienst (DWD) nach ersten Auswertungen der
Ergebnisse seiner rund 2000 Messstationen.

Anfangs ein sommerlicher Auftakt - später häufig Nachtfrost

Mit 5,3 Grad Celsius (°C) lag im November der Temperaturdurchschnitt
um 1,3 Grad über dem Wert der international gültigen Referenzperiode
1961 bis 1990. Gegenüber der Vergleichsperiode 1981 bis 2010 betrug
die Abweichung nach oben 0,9 Grad. Im Jahr 2018 trumpfte sogar der
November in seiner ersten Hälfte nochmals mit fast sommerlicher
Witterung auf: Eine südliche Strömung sorgte besonders im Lee der
Alpen und einiger Mittelgebirge verbreitet für Temperaturen
über 20 °C. Diese Marke wurde in Bad Kohlgrub-Rosshof, nördlich von
Garmisch-Partenkirchen, gleich viermal erreicht bzw. überschritten.
Die höchste Temperatur des Monats wurde in Rosenheim am 6. mit 24,2 °C
erreicht. Selbst am 12. November zeigte das Thermometer an einigen
Stationen im Süden und in der Mitte Deutschlands noch einmal 20 bis
21 °C. Olbersleben, nördlich von Weimar, war dabei mit 21,3 °C der
wärmste Ort. Somit zählt dieser Tag zu den spätesten Terminen mit mehr
als 20 °C in Deutschland. Durch die Verlagerung hohen Luftdrucks von
Ost- nach Nordeuropa konnte im letzten Monatsdrittel deutlich kältere
Luft einfließen. Für einen richtigen Wintereinbruch reichte dies in
den meisten Gebieten jedoch nicht. Die tiefste Temperatur wurde am 28.
in Dippoldiswalde-Reinberg, südlich von Dresden, mit -10,3 °C
erreicht.

Fortdauer der Dürre - in der zweiten Monatshälfte gebietsweise
Schnee

Auch im November blieben die von vielen erhofften, stärkeren und
flächendeckenden Niederschläge aus. Stattdessen erreichte der Monat
mit gut 20 Litern pro Quadratmeter (l/m²) nur ein Drittel seines Solls
von 66 l/m² und war damit deutschlandweit bereits der zehnte zu
trockene Monat in Folge. Die Dürre verschärfte sich besonders in der
Altmark im Norden Sachsen-Anhalts, in einem breiten Streifen nördlich
des Erzgebirges und gebietsweise in Franken, wo weniger als 10 l/m²
zustande kamen. Im äußersten Westen, vom Saarland bis zur Eifel,
fielen dagegen bis zu 80 l/m². Doch auch dort blieben fast alle
Stationen unter ihrem Soll. Ab dem 18. zeigte sich der November an
manchen Tagen auch schneebedeckt. Dies beschränkte sich jedoch meist
auf das Alpenvorland und wenige Landstriche im Mittelgebirgsraum.
Immerhin lagen am 27. in Schöfweg im Bayerischen Wald 20 cm Schnee.

November 2018 unter den vier sonnenscheinreichsten seit Messbeginn
1951

Der November erreichte mit rund 75 Stunden 141 Prozent seines Solls
und gehört damit zu den vier sonnigsten seit Messbeginn 1951. Am
längsten zeigte sich die Sonne im Bayerischen Wald mit bis zu 125
Stunden. Entlang der Donau und ihren Nebenflüssen schien die Sonne
wegen häufigen Nebels örtlich weniger als 50 Stunden.

Das Wetter in den Bundesländern im November 2018

(In Klammern stehen jeweils die vieljährigen Mittelwerte der
intern. Referenzperiode)

Schleswig-Holstein und Hamburg: Schleswig-Holstein erreichte
6,0 °C (5,0 °C), etwa 25 l/m² (83 l/m²) und war mit rund 55 Stunden
(50 Stunden) das sonnenscheinärmste Bundesland. Hamburg war mit 6,1 °C
(5,2 °C) ein mildes und mit gut 60 Stunden (49 Stunden) das
zweitsonnenscheinärmste Bundesland, bei einer Niederschlagssumme von
etwa 20 l/m² (67 l/m²).

Niedersachsen und Bremen: Für Niedersachsen registrierte der
DWD 5,7 °C (4,9 °C), rund 20 l/m² (66 l/m²) und gut 70 Sonnenstunden
(49 Stunden). Bremen war mit 6,2 °C (5,2 °C) ein milderes Bundesland.
Der Niederschlagsmenge betrug gut 20 l/m² (66 l/m²) und die
Sonnenscheindauer lag bei etwa 65 Stunden (51 Stunden).

Mecklenburg-Vorpommern: Mecklenburg-Vorpommern meldete im
November 5,4 °C (4,5 °C), etwa 15 l/m² (52 l/m²) und fast 70
Sonnenstunden (52 Stunden).

Brandenburg und Berlin: Brandenburg kam auf 5,1 °C (4,4 °C) und
rund 15 l/m² (45 l/m²). Die Sonne schien über 70 Stunden (50 Stunden).
Für Berlin notierten die DWD-Experten 5,5 °C (4,7 °C), gut 15 l/m² (48
l/m²) und annähernd 65 Sonnenstunden (50 Stunden).

Sachsen-Anhalt: Sachsen-Anhalt verzeichnete 5,4 °C (4,5 °C) und
war mit 15 l/m² (43 l/m²) das zweittrockenste Bundesland. Die Sonne
schien etwa 75 Stunden (51 Stunden). In Gardelegen in der Altmark,
nördlich von Magdeburg, herrschten am 7. für die Jahreszeit sehr große
Temperaturunterschiede zwischen Tag und Nacht: Nach einem Minimum von
0,6 °C stieg die Temperatur bis zum Nachmittag auf 17,7 °C.

Sachsen: 4,9 °C (3,8 °C), rund 10 l/m² (52 l/m²) und etwa 85
Sonnenstunden (54 Stunden) - so lauteten die Messergebnisse im
November 2018 für Sachsen. Damit war es ein eher kaltes und sonniges,
sowie das mit Abstand trockenste Bundesland. Der Niederschlag kam
sogar nur auf etwa 20 Prozent seines Solls. In Dippoldiswalde-
Reinberg, südlich von Dresden, sank die Temperatur am 28. auf -10,3 °C
und damit auf den bundesweit tiefsten Wert im November. Am 5. wurden
dort noch fast 20 °C erreicht.

Thüringen: Thüringen zeigte sich im November mit 4,6 °C (3,3
°C) als zweitkältestes Bundesland. Der Niederschlag summierte sich auf
etwa 15 l/m² (56 l/m²) und die Sonnenscheindauer auf über 65 Stunden
(49 Stunden). In Olbersleben, nördlich von Weimar, wurde der alte
Stationsrekord für den November, gemessen am 7.11.1955 mit 19,6 °C,
überboten: Am Nachmittag des 12. konnte man dort 21,3 °C ablesen.
Erfurt meldete 20 °C und nur sechs Tage später am 18. bereits
Dauerfrost.

Nordrhein-Westfalen: Nordrhein-Westfalen war im November 2018
mit 6,2 °C (5,1 °C) das zweitwärmste und mit mehr als 85 Stunden, bzw.
163 Prozent des Sollwertes (53 Stunden), das sonnigste Bundesland.
Beim Niederschlag fehlten am Ende mit rund 25 l/m² fast 70 Prozent zum
Soll (78 l/m²). Aufgrund der anhaltenden Trockenheit lag der Pegel des
Biggestausses im Sauerland bis zu 16 Meter unter dem Vollstauniveau.
An vielen Stellen bestand der See nur noch aus Tümpeln.

Hessen: Im November 2018 betrug die Durchschnittstemperatur in
Hessen 5,5 °C (3,8 °C), die Niederschlagssumme gut 25 l/m² (71 l/m²)
und die Sonnenscheindauer rund 65 Stunden (43 Stunden).

Rheinland-Pfalz: Für Rheinland-Pfalz notierten die
Klimaexperten 5,8 °C (4,1 °C) und über 80 Sonnenstunden (53 Stunden).
Im zweitniederschlagsreichsten Bundesland fielen zwar etwa 35 l/m²,
das waren aber nur 47 Prozent des Solls (75 l/m²). So änderte sich
nichts am Niedrigwasser des Rheins und man konnte weiterhin
ausgedehnte Spaziergänge mitten im Flussbett unternehmen.

Saarland: Das Saarland präsentierte sich im November 2018 mit
6,4 °C (4,3 °C) als das wärmste, mit knapp 70 l/m² (95 l/m²) als das
mit Abstand niederschlagsreichste und mit etwa 85 Stunden (53 Stunden)
als das zweitsonnenscheinreichste Bundesland.

Baden-Württemberg: Im November gehörte Baden-Württemberg mit
4,9 °C (3,5 °C) zu den kälteren Bundesländern. Der Niederschlag
summierte sich auf rund 20 l/m² (82 l/m²) und der Sonnenschein auf
annähernd 85 Stunden (62 Stunden). Während das Maximum der Temperatur
am 6. in Friedrichshafen am Bodensee bei 17 °C lag, blieb es in
manchen Orten am sonst eher warmen Oberrhein vergleichsweise kalt: In
Lahr und Rheinau-Memprechtshofen, südwestlich von Baden-Baden, stieg
die Temperatur nur auf 8 °C.

Bayern: Bayern war mit 4,3 °C (2,8 °C) das kälteste Bundesland.
Die Niederschlags-menge erreichte nur etwa 20 l/m² (70 l/m²) und die
Sonnenscheindauer ca. 75 Stunden (57 Stunden). Mehrmals führte der
Föhn im Alpenvorland nochmals zu sommerlicher Wärme. In Bad
Kohlgrub-Rosshof, nördlich von Garmisch-Partenkirchen, konnte man vier
Tage und sogar auf dem knapp 1000 Meter hohen Hohenpeißenberg drei
Tage mit 20 °C und mehr zählen. Während die Temperatur am 12. in
Fürstenzell bei Passau im Nebel bei 8 °C verharrte, wurden in
Garmisch-Partenkirchen bei Sonnenschein 21 °C erreicht. Die bundesweit
höchste Temperatur meldete Rosenheim am 6. mit 24,2 °C. Der deutsche
Novemberrekord liegt bei 25,9 °C und wurde ebenfalls in Rosenheim am
6.11.1997 gemessen. In Schöfweg im Bayerischen Wald lag der Schnee am
27. November immerhin 28 cm hoch.

Alle in dieser Pressemitteilung genannten Monatswerte sind
vorläufige Werte. Die für die letzten zwei Tage des Monats verwendeten
Daten basieren auf Prognosen. Bis Redaktionsschluss standen nicht alle
Messungen des Stationsnetzes des DWD zur Verfügung.

© DWD 2018

 * 
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VERBAND/734: BAG SELBSTHILFE startet neuen, barrierefreien Internetauftritt (BAG SELBSTHILFE)


BAG SELBSTHILFE e.V. 

Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe von Menschen mit Behinderung und
chronischer Erkrankung und ihren Angehörigen 

Pressemitteilung vom 30. November 2018

BAG SELBSTHILFE startet neuen, barrierefreien Internetauftritt am
Internationalen Tag der Menschen mit Behinderung 

www.bag-selbsthife.de - Dachverband präsentiert 3 Portale in einem: 

Basiswissen Selbsthilfe, Informationen für Selbsthilfe-Aktive und
Politische Interessenvertretung



Düsseldorf/Berlin 30.11. 2018. Mit dem neu konzipierten, barrierefreien
Internetauftritt der BAG SELBSTHILFE präsentiert sich der Dachverband von
120 Selbsthilfeorganisationen behinderter und chronisch kranker Menschen
nicht nur optisch neu, sondern bietet zukünftig auch eine unverzichtbare
Plattform mit Hintergrundwissen zu gesundheits- und behindertenpolitischen
Entwicklungen, Netzwerk- und Strategieinformationen für
Selbsthilfe-Aktive sowie Basiswissen für Selbsthilfeinteressierte. Der
internationale Tag der Menschen mit Behinderung am 3.12.2018 bietet für den
Start der neuen Homepage einen mehr als passenden Rahmen.

"Das Internet ist gerade für behinderte Menschen - ob jung oder älter -
eine wichtige Informationsquelle und wird intensiv genutzt. Umso wichtiger
ist es, dass die BAG SELBSTHILFE nun barrierefrei sowohl tagesaktuelle
Belange aus der Behindertenpolitik präsentiert, als auch einen hilfreichen
Informationspool für Selbsthilfeaktive und Interessierte zu Verfügung
stellt", erklärt Dr. Martin Danner, Bundesgeschäftsführer der BAG
SELBSTHILFE.

Die zielgruppengenaue Aufteilung in drei Portale ermöglicht den
BesucherInnen zukünftig einen schnellen Zugang zu den passgenau und
ansprechend aufbereiteten Informationen. Angereichert mit spannenden
Hintergrundinformationen und neuesten Trends aus der Selbsthilfeszene
stellt der neue Internettauftritt www.bag-selbsthilfe.de ein fachlich
fundiertes und spannendes Informationsportal gleichermaßen dar.


Die BAG SELBSTHILFE mit Sitz in Düsseldorf ist die Dachorganisation
von 120 bundesweiten Selbsthilfeverbänden behinderter und chronisch kranker
Menschen und ihrer Angehörigen. Darüber hinaus vereint sie 13
Landesarbeitsgemeinschaften und 5 außerordentliche Mitgliedsverbände.
Der BAG SELBSTHILFE sind somit mehr als 1 Million körperlich-, geistig-,
sinnesbehinderte und chronisch kranke Menschen angeschlossen, die sowohl
auf Bundes- und Landesebene tätig sind als auch auf lokaler Ebene in
Selbsthilfegruppen und Vereinen vor Ort. 

Selbstbestimmung, Selbstvertretung, Integration, Rehabilitation und
Teilhabe behinderter und chronisch kranker Menschen sind die Grundsätze,
nach denen die BAG SELBSTHILFE für die rechtliche und tatsächliche
Gleichstellung behinderter und chronisch kranker Menschen in zahlreichen
politischen Gremien eintritt.

 * 

Quelle:

BAG SELBSTHILFE e.V.

Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe von Menschen mit Behinderung

und chronischer Erkrankung und ihren Angehörigen

Kirchfeldstraße 149, 40215 Düsseldorf

Telefon: 0211 3100625, Fax: 0211 3100634
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Internet: www.bag-selbsthilfe.de
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PRESSEKONFERENZ/1792: Kanzlerin Merkel und Minister Scholz beim G20-Gipfel in Buenos Aires, 29.11.18 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Buenos Aires - Samstag, 29. November
2018

Pressestatements von Bundeskanzlerin Merkel und
Bundesfinanzminister Scholz beim G20-Gipfel in Buenos Aires



BUNDESKANZLERIN MERKEL: Meine Damen und Herren, ich möchte zuallererst über
die Nachricht sprechen, die uns hier heute Nacht erreicht hat: die
Nachricht vom Tod des früheren amerikanischen Präsidenten George Bush. Ich
trauere um George Bush, den 41. Präsidenten der Vereinigten Staaten von
Amerika als Bundeskanzlerin der Bundesrepublik Deutschland und als eine
Deutsche, die ohne die Ergebnisse seiner Politik heute wohl kaum hier
stehen könnte.

Die Gefühle, die mich heute bewegen, sind Hochachtung vor George Bushs
langem, erfülltem Leben im Dienst seines Landes und auch tiefe Dankbarkeit
 Dankbarkeit, dass George Bush unsere Sehnsucht nach der Einheit
Deutschlands erkannte und verstand; Dankbarkeit, dass er, als die
friedliche Revolution in der DDR die Mauer zu Fall brachte, uns Deutschen
half, den Weg in die Wiedervereinigung zu gehen. Helmut Kohl konnte sich
auf diesen Freund der Deutschen im Weißen Haus verlassen. Wir haben in der
Präsidentschaft von George Bush die Kraft und die Verlässlichkeit der
deutsch-amerikanischen Freundschaft erfahren, und wir werden diese
Erfahrung nie vergessen.

In vertrauensvollen Schritten, gemeinsam mit Michail Gorbatschow auf
sowjetischer Seite, trug er enormes dazu bei, dass der Kalte Krieg beendet
werden konnte, dass nicht nur Deutschland, sondern auch Europa wieder eins
werden konnte und dass Rüstungskontrolle an die Stelle von Rüstungswettlauf
trat.

Ich bin über die Begegnungen, die ich mit George Bush haben konnte, froh.
Unvergesslich bleibt mir sein Auftritt in Berlin an der Seite Helmut Kohls
und Michail Gorbatschows 2009 zum 20. Jahrestag des Mauerfalls.

George Bush hinterlässt uns ein Lebenswerk, das Ansporn ist: Es lohnt sich,
im Verhältnis der Staaten Vertrauen zu schaffen und Vertrauen zu schenken.
Wir Deutschen werden George Bush dankbar sein.

Meine Damen und Herren, Vertrauen ist auch das Stichwort, das die Arbeit
bei G20 auszeichnet und dort, wo es noch nicht so gut geht, auszeichnen
sollte.

Ich hatte hier am Rande dieses Treffens auch drei bilaterale Gespräche,
über die ich kurz berichten möchte, und zwar erstens mit dem russischen
Präsidenten Putin. Wir haben über die Situation in Syrien, insbesondere im
Umfeld von Idlib, gesprochen, und wir haben natürlich auch über die
Situation im Asowschen Meer gesprochen, weil hier doch alle Verschärfungen
vermieden werden müssen. Wir haben angeregt und das ist auch zustimmend
zur Kenntnis genommen worden , dass es ein Treffen der Berater des
Normandie-Formats, also von Frankreich, Deutschland, der Ukraine und
Russland gibt, in dem auch die Prozesse, die dort ablaufen, besprochen
werden müssen. Ich will allerdings ganz klar sagen: Der freie
Schiffsverkehr in das Asowsche Meer zu den ukrainischen Küsten und Städten
muss gewährleistet sein. Dazu gibt es eine vertragliche Grundlage von 2003.
Diese Grundlage muss Russland einhalten.

Ich habe zweitens den indischen Premierminister Modi getroffen. Wir haben
gute Beziehungen und waren uns einig, dass gerade die Europäische Union und
ASEAN in Zukunft weiter zusammenarbeiten sollten, weil Indien sich sowohl
zur Demokratie als auch zu einem multilateralen Prozess bekennt.

Ich hatte drittens ein Gespräch mit Präsident Xi. Wir haben sehr gute
Beziehungen mit China. Wir reden offen über Menschenrechtsprobleme.
Demnächst wird der Menschenrechtsdialog stattfinden, und vor allen Dingen
wird unser Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier China besuchen. Es gibt
also sehr enge Kontakte, und wir haben ausgemacht, dass auch ich im
nächsten Jahr wieder nach China fahren werde.

Wichtig ist, dass die Gespräche, die heute zwischen den Vereinigten Staaten
von Amerika und China stattfinden, hoffentlich Lösungen bringen. Denn wir
alle das merken wir sind indirekt davon beeinflusst, wenn die
chinesisch-amerikanischen Wirtschaftsbeziehungen nicht so reibungsfrei
laufen, wie eine Weltordnung das braucht.

Damit sind wir hier bei dem argentinischen Gipfel. Herzlichen Dank an die
Gastgeber in Argentinien! Wir hatten gestern einen sehr eindrucksvollen
Abend, der die Vielfalt dieses Landes gezeigt hat, und Präsident Macri hat
auch bei den Vorbereitungen deutlich gemacht, dass Argentinien zum
Multilateralismus steht und dass Argentinien eine regelbasierte
Weltwirtschaft will. Am Kommuniqué werden noch die letzten Hände angelegt,
aber ich glaube, wir können dank sehr konstruktiver Zusammenarbeit und auch
dank der Kompromissbereitschaft der G20 einiges erreichen und erwarten.

Wir werden uns auf diesem zehnten Gipfel der G20 jetzt auch wieder mit dem
Welthandel beschäftigen. Alle sind sich einig, dass die WTO reformiert
werden sollte das ist eine wichtige Einigung.

Wir werden auch ein klares Signal jedenfalls der allermeisten für einen
Erfolg der COP24 in Zusammenhang mit dem Klimawandel aussenden. Deutschland
wird seine Beiträge zur Klimafinanzierung im sogenannten Green Climate Fund
verdoppeln; dieses Versprechen haben wir hier noch einmal deutlich gemacht.

Es ist auf viel Unterstützung getroffen, dass wir das Thema Afrika auf die
Agenda gesetzt haben. Das ist durch Argentinien auch fortgesetzt worden und
wird auch von Japan übernommen, genauso wie unsere Aktionen zur
Weltgesundheit und die Aktionen zur Stärkung von Frauen. Diesbezüglich hat
die niederländische Königin, die ja aus Argentinien stammt, hier noch
einmal ein klares Signal gesetzt, und auch die Japaner, die nächstes Jahr
den G20-Gipfel ausrichten, werden dieses Thema sehr entschlossen und
entschieden übernehmen. Insofern gibt es also auch von diesen Treffen
einiges zu erwarten. Aber wie gesagt, die letzten Handgriffe am Kommuniqué
werden noch gemacht. Wir werden Ihnen dann, wenn es fertig ist, das
Kommuniqué natürlich reichen.

Alles in allem: Es war eine zielstrebige Arbeit von Argentinien hier bei
diesem zehnten Treffen der G20, also der größten Industrienationen und der
größten Weltwirtschaftsplayer natürlich mit all den Schwierigkeiten, aber
doch mit einer großen Mehrheit, die sich für Multilateralismus einsetzt,
auch wenn es in diesen Zeiten schwieriger geworden ist.

BUNDESMINISTER SCHOLZ: Wir hatten ja eine etwas komplizierte Anreise. Das
Ergebnis ist, dass wir viele der Gespräche, die wir vorbereitet haben und
durchführen wollten, ein bisschen in Form von Speed-Dating machen mussten.
Aber trotzdem hat das alles geklappt und wir konnten viele Dinge
vorantreiben, die wir brauchen auch manche Gespräche, die sich gar nicht
so sehr mit diesem Treffen, sondern mit der Vorbereitung den
Entscheidungen, die in Europa in der nächsten Woche anstehen, beschäftigen.

Ganz konkret, glaube ich, muss man sagen: Gerade was die finanziellen
Fragen betrifft, sind hier noch einmal wichtige Diskussionen und
Vereinbarungen getroffen worden. Zehn Jahre nach Lehman Brothers diese
Ereignisse und die Veränderungen, die sie für das Weltfinanzsystem mit sich
gebracht haben, sind das, was wir alle im Blick haben müssen. Aus unserer
Sicht ist es deshalb wichtig, dass die Zahl der Regelungen, aber auch die
Zahl der Erkenntnisse, die wir über den Weltfinanzmarkt haben, so verändert
und verbessert werden, dass wir eine etwas sicherere Entwicklung haben.

Der Blick auf die wirtschaftliche Entwicklung der Welt zeigt unverändert,
dass es Wachstum gibt, aber dieses Wachstum ist nicht mehr so dynamisch,
wie es vor einiger Zeit vorhergesagt wurde. Deshalb müssen wir wissen, dass
manche Probleme aus der letzten Krise noch unverändert existieren, zum
Beispiel die damals massiv geschriebene Staatsverschuldung in vielen
Ländern oder zum Beispiel auch die in einigen Ländern unverändert hohe
Arbeitslosigkeit. Alles das muss für uns ein Anlass sein, dass wir weiter
große Aufmerksamkeit auf die Finanzmärkte und ihre Entwicklung legen und
dazu internationale Vereinbarungen treffen, die uns in die Lage versetzen,
das Notwendige zu tun.

Unser Wunsch ist, dass dabei der IWF unverändert ein wichtiger Akteur
bleibt, einen großen Einfluss auf das Geschehen hat und seine zentrale
Rolle für das Weltfinanzsystem auch weiter wahrnehmen kann. Wir sind
deshalb sehr froh, dass die Diskussionen des Gipfels auch in diese Richtung
funktionieren.

Wir glauben, dass wir nicht nur Staatsverschuldung reduzieren müssen,
sondern dass wir auch so etwas wie Schuldentransparenz brauchen; denn sonst
kann die Situation eintreten, dass einige Staaten von unterschiedlichen
Quellen Refinanzierungsmöglichkeiten bekommen haben, die aber irgendwann
zusammengenommen keine vernünftige Entwicklung mehr ermöglichen. Unser
Ziel, diese Transparenz international zu vereinbaren, ist auch hier wieder
ein wichtiges Thema gewesen. Wir wünschen uns auch, dass dabei viele Länder
mitmachen, die das bisher nicht getan haben. Weil das für die Stabilität
insgesamt wichtig ist, sollte das auch gelingen.

Schattenbanken werden wir weiter im Blick haben, und es geht natürlich
immer auch um Steuern bzw. darum, wie man verhindern kann, dass Steuern
vermieden werden und man die Finanzierung der Gemeinwesen nicht mehr
ordentlich zustande bringen kann. Ein Erfolg der letzten Jahre auch bei
diesen Treffen und auch hier wieder in den Gesprächen ist das Agieren gegen
Steuervermeidung. Deshalb glaube ich, dass wir an dieser Stelle auch immer
weiter arbeiten sollten.

Wir haben uns vorgenommen, über faire Besteuerung zu diskutieren.
Stichworte sind dabei "minimum taxation" und die Frage, wie wir mit der
digitalen Wirtschaft umgehen alles Fragen, die auch weiter zu diskutieren
sind und die hier eine weitere Vertiefung bekommen haben.

FRAGE: Frau Bundeskanzlerin, Sie hatten es angesprochen: zehn Jahre 
G20-Gipfel. Die Lage scheint sehr düster zu sein. Man hat Probleme, das Wort
"Multilateralismus" überhaupt noch in die Abschlusserklärung zu bekommen.
Wie besorgt sind Sie diesbezüglich, gerade auch mit Blick auf das Thema
Klimawandel, bei dem ja auch versucht wird, es ganz aus der
Abschlusserklärung herauszuhalten? So ein wichtiges globales Abkommen wie
das von Paris würde man heute ja wahrscheinlich gar nicht mehr zustande
bringen.

MERKEL: Ich glaube, dass das Wort "Multilateralismus" auftauchen wird
Herr Scholz hat auch auf die Rolle des IWF hingewiesen. Sie haben aber
recht, darum muss gekämpft werden. Wir tun das aber, und ich glaube, es
lohnt sich auch, dafür und auch für solche Ausdrücke wie den einer
"regelbasierten Weltwirtschaft" zu kämpfen; denn wir sind ganz tief davon
überzeugt, dass gerade der Ausgangspunkt dieser G20-Treffen darauf beruhte,
dass man nicht genug Regeln hatte und dass gerade das, was die
Finanzminister auf die Beine gestellt haben, uns doch helfen soll, nicht
wieder in eine solche Lage hineinzugehen. Deutschland wird jedenfalls durch
den Finanzminister und durch mich weiter dafür kämpfen, und bis jetzt haben
diese Kämpfe auch immer gewisse Erfolge gezeigt. Es ist aber schwerer
geworden.

Dass man das Abkommen von Paris zustande gebracht hat, war eine
Sternstunde, wenngleich diese Sternstunde noch nicht ausgereicht hat, um
das Thema zu lösen. Deshalb ist ja die COP24 in Katowice jetzt so wichtig
aber auch dazu sind hier heute vom Generalsekretär der Vereinten Nationen
und anderen wichtige Bemerkungen gemacht worden.

FRAGE: Frau Bundeskanzlerin, Ihre verspätete Ankunft Herr Scholz hat so
schön von Speed-Dating gesprochen hat das Ganze ja sehr
zusammengestaucht. Wie zuversichtlich sind Sie auch im Hinblick auf Ihr
Gespräch mit Donald Trump, das Sie ja noch haben werden; Sie haben auch das
Gespräch zwischen Xi und Trump angesprochen, das noch kommt , dass
Strafzölle auf EU-Autos zu vermeiden sind?

Wie sehr schätzen Sie, dass hier so viele so dringend auf Sie gewartet
haben? Sie kamen spät, aber viele haben uns vorher gesagt: Wir brauchen
diese Frau hier ganz dringend. Wie schätzen Sie Ihre Vermittlerrolle ein?

MERKEL: Na ja, ich war froh, als ich hier war. Wie gesagt, wir haben in
einem intensiven Zeitplan jetzt doch alles, was wichtig ist, noch abwickeln
können oder werden es noch abwickeln können das Gespräch mit dem
amerikanischen Präsidenten kommt ja noch. Insofern, glaube ich, ist einfach
jede Stimme wichtig, die sich für die multilateralen Zusammenhänge
einsetzt; denn es gibt hier doch sehr viele, die das wollen und die es
vielleicht auch schätzen, dass Deutschland zu diesen Stimmen dazugehört.

ZUSATZFRAGE: Und die Autozölle?

MERKEL: Dazu kann ich jetzt natürlich nichts sagen. Jean-Claude Juncker und
die Kommissarin Malmström sind ja mit dem amerikanischen Präsidenten im
Gespräch, und ich hoffe, dass wir Lösungen finden, die nicht Zölle
auslösen. Es muss aber weiter gesprochen werden, man hat hier noch kein
Ergebnis.

Danke schön!

Samstag, 1. Dezember 2018

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1791: Regierungspressekonferenz vom 28. November 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 28. November 2018

Regierungspressekonferenz vom 28. November 2018

Themen: Kabinettsitzung (Rentenversicherungsbericht 2018, 3. Bericht
zur Anhebung der Regelaltersgrenze auf 67 Jahre, Rahmenprogramm
Gesundheitsforschung), Konferenz zur Annahme des UN-Migrationspakts in
Marrakesch, Zwischenfall in der Straße von Kertsch, G20-Gipfel in Buenos
Aires, Rückführungsabkommen mit Italien, angebliche extremistische
Netzwerke innerhalb der Bundeswehr, EU-Beitrittsprozess der
Westbalkanstaaten, Bericht des GKV-Spitzenverbands zu Fehlverhalten im
Gesundheitswesen/Schutz für Whistleblower, Rolle Saudi-Arabiens in der
Region des Persischen Golfs, zukünftige Finanzierung der syrischen
Weißhelme, Diskussion um die Einführung einer CO2-Steuer, mögliche Änderung
des Bundesnaturschutzgesetzes in Bezug auf die Jagd und Tötung von Wölfen,
Unterstützung israelischer Nichtregierungsorganisationen durch die
Bundesregierung, Liste der unmittelbar am Krieg im Jemen
Beteiligten


Sprecher: StS Seibert, Schneider (BMAS), Breul (AA), Fähnrich
(BMVg), Petermann (BMI), Gülde (BMG), Krüger (BMJV), Haufe (BMU), Eichler
(BMWi)



Vors. Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Schönen guten Tag! Das Kabinett hat sich zunächst einmal unter
zwei verschiedenen Aspekten mit dem Thema der Rente befasst. Das eine ist
der Rentenversicherungsbericht 2018. - Sie wissen, den legen wir regelmäßig
vor. Er kommt zu dem Schluss, dass die gesetzliche Rentenversicherung
derzeit finanziell gut aufgestellt ist. Dieser Versicherungsbericht gibt
Auskunft darüber, wie sich die Rentenfinanzen in den nächsten 15 Jahren
voraussichtlich entwickeln werden. Man kann die klare Aussage treffen: Wir
haben eine erfreuliche und weiterhin gute Lage am Arbeitsmarkt; davon
profitiert natürlich die gesetzliche Alterssicherung. Die Beitragseinnahmen
sind noch einmal erheblich gestiegen. Das führt dazu, dass die
Nachhaltigkeitsrücklage der Deutschen Rentenversicherung bis Ende des
Jahres 2018 voraussichtlich bei 38 Milliarden Euro liegen wird. Wegen der
guten Lohnentwicklung ist auch für 2019 eine deutliche Erhöhung der Renten
zu erwarten.

Diese Finanzentwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung ist natürlich
für die kommenden Jahre erheblich vom kürzlich beschlossenen Rentenpaket
geprägt. Wir sehen darin, wie Sie wissen, bis 2025 ein konstantes
Sicherungsniveau von 48 Prozent vor, das heißt - das muss man immer wieder
sagen - Standardrente gemessen am Durchschnittsentgelt. Derzeit sind es
48,1 Prozent. Auch der Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung
soll unverändert bleiben - nach den aktuellen Berechnungen bis
einschließlich 2023 bei 18,6 Prozent. Mit dem Rentenpaket wird der
Beitragssatz bis 2025 die Marke von 20 Prozent nicht überschreiten. Die
Fortentwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung nach 2025 ist das große
Thema, mit dem sich die Kommission "Verlässlicher Generationenvertrag"
derzeit befasst und zu dem sie im März 2020 geeignete Maßnahmen vorschlagen
wird.

Zu diesem Oberthema Rente gehört noch das zweite Thema: Das Kabinett hat
auch den 3. Bericht zur Anhebung der Regelaltersgrenze auf 67 Jahre
beschlossen. Sie wissen, diese Regelaltersgrenze ist im Jahre 2007
eingeführt worden. Sie ist auch weiterhin notwendig. Sie wird über einen
langfristigen Zeitraum stufenweise eingeführt - bis zum Jahre 2031. Das
schafft Planungssicherheit; das überfordert weder Beschäftigte noch
Unternehmen. Das erfreuliche Ergebnis ist, dass die Erwerbsbeteiligung
älterer Menschen kontinuierlich ansteigt. Sie liegt derzeit in der
Altersgruppe der 60- bis 64-Jährigen bei 58 Prozent, das heißt, insgesamt
2,1 Millionen Menschen in dieser Altersgruppe sind
sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Das ist nicht nur prozentual mehr
als doppelt so viel wie 2007. Wenn man es sozusagen in Köpfen zählt, stellt
man fest: Heute haben wir 2,1 Millionen sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte zwischen 60 und 64 Jahren; im Jahre 2000 hatten wir 1,5
Millionen weniger, also damals nur 600 000. Das zeigt das kontinuierliche
Anwachsen der Erwerbsbeteiligung älterer Menschen.

Des Weiteren hat die Bundesforschungsministerin dem Kabinett das
Rahmenprogramm Gesundheitsforschung vorgelegt. In diesem Rahmen wird die
Bundesregierung Gesundheitsforschung fördern - an Hochschulen, an
Universitätskliniken, an außeruniversitären Forschungseinrichtungen und
natürlich auch in der Wirtschaft. Das Programm hat eine Laufzeit von zehn
Jahren. Das Bildungsministerium stellt jährlich rund 2 Milliarden Euro für
die Förderung von Gesundheitsforschung zur Verfügung; dazu kommen noch
weitere 500 Millionen Euro von anderen Ressorts für Projektförderung,
Ressortforschung in diesem Bereich, institutionelle Förderung. Das Programm
tritt am 1. Januar 2019 in Kraft und läuft, wie gesagt, für zehn Jahre. Der
übergeordnete Leitgedanke ist, dass der Mensch noch stärker in den
Mittelpunkt der Forschung gestellt werden soll. Es geht im Wesentlichen um
zwei Punkte: erstens die Überführung wissenschaftlicher Ergebnisse der
medizinischen Forschung in die Praxis - das wollen wir intensivieren, das
soll schneller den Patienten zur Verfügung gestellt werden beziehungsweise
ihnen zugutekommen. Das zweite große Thema ist, dass der digitale Wandel
auch im Gesundheitssystem noch stärker in den Mittelpunkt gerückt werden
soll. Folgende drei Handlungsfelder beschreiben die Schwerpunkte der
künftigen Gesundheitsforschungspolitik der Bundesregierung: Krankheiten
vorbeugen und heilen, den medizinischen Fortschritt vorantreiben und den
Forschungsstandort stärken.

Frage: Herr Seibert, Sie haben von dem Anstieg von 0,6 auf 2,1 Millionen
sozialversicherungspflichtige Arbeitsstellen berichtet. Haben Sie auch
einen Überblick über die Bandbreite oder einen Mittelwert der Einkommen,
die in diesen Arbeitsstellen erreicht werden? Das ist ja nicht ganz
unwichtig.

StS Seibert: Das sind Zahlen, die mir nicht vorliegen.

Zusatzfrage: Hat das Arbeitsministerium Zahlen dazu? Denn sie sind ja für
die Relevanz der Beitragszahlungen nicht ganz ohne Bedeutung.

Schneider: Ich habe den Bericht in Gänze jetzt nicht hier liegen; aber es
gibt Tabellen im Bericht, die auch zum Einkommen Auskunft geben. Insofern
kann ich Sie nur darauf verweisen. Die Berichte stehen online, da können
Sie jegliche Daten abrufen, die auch das Einkommen betreffen.

StS Seibert: Zu finden ist das unter dem offiziellen Namen: 3. Bericht zur
Anhebung der Regelaltersgrenze auf 67 Jahre.

Frage: Frau Schneider, die Rentenkommission legt ja noch in dieser
Legislaturperiode Vorschläge vor. Sollen die denn auch noch in dieser
Legislaturperiode in Gesetzentwürfe fließen? Oder wie sieht Ihr Ministerium
das?

Schneider: Der Minister hat sich dazu ja schon mehrmals geäußert und darauf
hingewiesen, dass es genau deshalb so gedacht ist, dass die
Rentenkommission zu einem Zeitpunkt ihre Vorschläge machen soll, damit
gegebenenfalls eben auch noch Umsetzungsmöglichkeiten bestehen. Da muss man
aber - das muss man fairerweise einfach sagen - den Bericht und die
Vorschläge abwarten. Dem kann man natürlich nicht vorgreifen.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert zum Thema UN-Migrationsgipfel: Da wurde
ja heute eine Mitteilung von Ihnen rausgeschickt, in der es hieß, dass die
Kanzlerin möglicherweise zum Gipfel fliegen würde. Ich hatte es immer so
verstanden, dass sie auf jeden Fall dorthin fliegt. Meine Frage ist: Heißt
das, dass möglicherweise auch hinter der deutschen Unterstützung des
Migrationspaktes noch ein Fragezeichen steht?

StS Seibert: Über dieser Mitteilung steht in großen Buchstaben: nicht zur
redaktionellen Verwendung. Deswegen würde ich über diese Mitteilung jetzt
nicht sehr viel weiter reden wollen. Sie dient ja eigentlich nur der
möglichen Planung von Journalisten.

Sie wissen - wir haben es hier mehrfach, glaube ich, sehr deutlich gemacht -
, dass die Bundesregierung sowohl hinter dem Flüchtlingspakt als auch
hinter dem Migrationspakt der Vereinten Nationen steht und diese Haltung
sicherlich auch auf der Konferenz in Marrakesch deutlich machen wird.
Reiseplanungen der Bundeskanzlerin zum entsprechenden Zeitpunkt.

Zusatzfrage: Falls die Kanzlerin nicht hinfahren würde, würde dann ein
Vertreter fahren? Kann man schon sagen, wer das wäre - also nur für den
Fall, dass es so kommt?

StS Seibert: Genau; hypothetische Fragen beantworten wir heute nicht.

Frage: Zum Kabinett: Können Sie uns die Themen nennen, die Sie uns jetzt
nicht vorgetragen haben, die ohne Aussprache beschlossen wurden?

StS Seibert: Wenn Sie mich nach einem konkreten Thema fragen, könnte ich
darauf eingehen. Ich werde Ihnen auch heute nicht die gesamte Liste der
ohne Aussprache beschlossenen Themen vortragen, weil das definitiv die
Mittwochs-Regierungspressekonferenz sprengt und die Bundesregierung sich
erst noch darüber klar werden muss, wie sie mit solch einer Anfrage, die es
in - ich weiß es nicht - 30 Jahren nicht gegeben hat, umgehen will.

Zusatz: Veränderungen sind immer etwas Neues.

StS Seibert: Diese Veränderung wäre aber keine zum Wohle der
Bundespressekonferenz.

Zusatz: Seit drei oder vier Wochen bitten wir darum, sich darüber Gedanken
zu machen. Sie können uns das ja im Vorhinein schicken, damit wir dazu
fragen können. Darüber wollten Sie sich Gedanken machen.

StS Seibert: Genau.

Zusatz: Haben Sie noch nicht.

StS Seibert: Noch nicht abschließend.

Frage: Herr Seibert, ich würde, nachdem vonseiten Moskaus das Angebot von
Gesprächen in internationalen Formaten über eine Entschärfung der Situation
im Asowschen Meer zurückgewiesen wurde, ganz gerne wissen: Was tut die
Bundesregierung, um die Kriegsgefahr dort zu verringern?

StS Seibert: Ich will das zum Anlass nehmen, um noch einmal die Haltung der
Bundesregierung zu diesem Zwischenfall in der Straße von Kertsch, den wir
mit großer Sorge sehen, darzulegen.

Das Gebot der Stunde ist Zurückhaltung und Dialog. Ganz klar ist: Wir
erwarten von Russland, dass die festgenommenen Seeleute freigelassen
werden. Wir erwarten auch, dass die aufgebrachten Schiffe von Russland
zurückgegeben werden. Ich kritisiere auch im Namen der Bundesregierung die
Vorführung ukrainischer Gefangener im russischen Fernsehen. Sie wissen
auch, weil wir darüber informiert haben, dass die Bundeskanzlerin am 26.
November sowohl mit dem ukrainischen als auch mit dem russischen
Präsidenten telefoniert hat und genau das, was ich gerade als das Gebot der
Stunde bezeichnet habe, nämlich Zurückhaltung und Dialog, angemahnt hat.
Aus unserer Sicht ist keine Rechtfertigung für den Einsatz militärischer
Mittel durch Russland zu erkennen. Ich wiederhole, dass wir die
territoriale Integrität der Ukraine unterstützen und ihre volle
Souveränität ebenso. Dazu gehören natürlich auch die Schifffahrtsrechte in
der Meerenge von Kertsch und im Asowschen Meer. Es ist völlig klar: Es darf
keinerlei Beschränkungen der internationalen Seeschifffahrt im Asowschen
Meer geben, vor allem auch nicht zulasten der Ukraine und ihrer dortigen
Häfen.

Im Übrigen appellieren wir an beide Seiten, nun rasch den Dialog
aufzunehmen und diesen Vorfall gründlich aufzuarbeiten.

Breul: Ich kann vielleicht noch einen aktuellen Punkt ergänzen: Die
Bundeskanzlerin hatte mit Präsident Putin ja vereinbart, dass die
Außenminister auch in der Folge im Gespräch bleiben. Gestern hat es bereits
ein erstes Telefonat von Außenminister Maas mit seinem russischen
Amtskollegen gegeben. Dabei hat der Außenminister noch einmal - die Linie
hat auch Herr Seibert gerade vorgetragen - zur Deeskalation aufgerufen. Die
beiden Außenminister haben konkret über Möglichkeiten gesprochen, den
Vorfall jetzt unter Beteiligung russischer und ukrainischer
Grenzschutzexperten zu analysieren. Ich glaube, das war auch das, worauf
der russische Außenminister gestern in seiner Pressekonferenz abhob: dass
es wichtig ist, dass die Experten vor Ort untereinander ins Gespräch
kommen. Das ist genau unsere Meinung. Das Wichtigste ist jetzt, die Fakten
auszutauschen. Es gab ja durchaus unterschiedliche Darstellungen. Da hilft
es natürlich auch, wenn die beiden Seiten gemeinsam eine Analyse vornehmen
und dann womöglich Schlussfolgerungen daraus ziehen. Von daher begrüßen wir
das. Ich sehe da keinen Widerspruch. Wir nutzen alle Formate, die wir
haben, die sich anbieten, um unsere Botschaft zu überbringen.

Zusatzfrage: Herr Seibert, der ukrainische Botschafter hat heute Morgen in
deutlichen Worten mehr Unterstützung, stärkere Unterstützung Deutschlands
für sein Land gefordert. Aus dem In- und Ausland wird gefordert, zum
Beispiel ein Projekt wie Nord Stream 2 während dieser Krise wenigstens auf
Eis zu legen. Wird darüber nachgedacht?

StS Seibert: Die Bundesregierung hat die Kritik natürlich zur Kenntnis
genommen. Nord Stream 2 ist in erster Linie ein Projekt der Wirtschaft; das
haben wir hier immer gesagt, darauf haben wir wiederholt hingewiesen. Es
hat aber auch eine politische Dimension, und das ist die Frage, wie es mit
der ukrainischen Transitrolle für russisches Gas nach 2019 weitergeht. Wir
haben immer betont: Darüber braucht man Klarheit. Das gilt nach wie vor.
Deswegen beobachten wir natürlich die Spannungen nun auch sehr genau. Es
ist gut, dass Gespräche zwischen der EU, der Ukraine und Russland über die
Fortsetzung des Gastransits nach 2019 angelaufen sind; sie laufen seit dem
Sommer. Wir unterstützen den Vizepräsidenten der Europäischen Kommission
Sefcovic, bei diesen Gesprächen mit Russland und der Ukraine eine Lösung zu
finden. Es ist im deutschen Interesse, es ist im europäischen Interesse,
dass die Ukraine auch weiterhin eine Rolle als Transitland für russisches
Gas spielt, und so haben wir es auf allen Ebenen - auch die Bundeskanzlerin
der russischen Seite - klar mitgeteilt. Wir stehen dazu, wie gesagt, in
engem Austausch.

Zusatzfrage: Sind die Rahmenbedingungen für dieses Projekt seit der
Eskalation am Wochenende schwieriger geworden?

StS Seibert: Ich habe die Kritik zur Kenntnis genommen. Sie ändert aber
nichts an dem grundsätzlichen Blick auf dieses Projekt der Wirtschaft, das
Nord Stream 2 ist. Es gibt auch andere Projekte, mit denen russisches Gas
nach Europa gelangen wird. TurkStream ist im Entstehen. Die Bundeskanzlerin
hat auch auf diesen südlichen Korridor hingewiesen. Dennoch ist für uns
klar: Die Ukraine muss ein Transitland bleiben. Deswegen werden wir tun,
was wir tun können - flankierend -, um diese Gespräche auch zu
unterstützen.

Frage: Herr Seibert, ist jetzt überhaupt ein Vieraugengespräch zwischen der
Bundeskanzlerin und Wladimir Putin in Buenos Aires geplant?

StS Seibert: Das ist nun wieder ein ganz anderes Thema. Wir kommen jetzt
zum G20-Gipfel und möglichen bilateralen Begegnungen. Sie wissen, dass ich
die in der Regel nicht vorher ankündige. Natürlich gibt es Pläne für eine
Reihe von bilateralen Begegnungen, und wir berichten darüber, wenn es so
weit ist. Wir haben ja morgen auch noch ein Briefing zum Thema G20, dem
würde ich hier auch nicht vorgreifen wollen. Aber mit Sicherheit: Die
Bundeskanzlerin hat nach dem Zwischenfall in der Straße von Kertsch bereits
mit Präsident Putin telefoniert, und natürlich werden wir diesen intensiven
hochrangigen Kontakt mit Russland auch fortsetzen.

Frage: Herr Seibert, grundsätzlich noch einmal die Frage: Ist denn aus
Sicht der Bundesregierung eigentlich schon die Schuldfrage bei diesem
Vorfall geklärt? Oder ist für die Bundesregierung nach wie vor offen, wer
hauptsächlich dafür schuldig zu machen wäre? Ich habe nur gehört: Gestern
hat die Bundeskanzlerin ja im Grunde genommen auch noch einmal gesagt, es
gebe sehr verschiedene Darstellungen, und sie wolle sich jetzt erst einmal
die Funkprotokolle anhören, um sich dann ein abschließendes Bild zu machen.
Wird sie das erst machen und dann zu einer eindeutigen Einschätzung kommen,
oder ist das jetzt schon klar?

StS Seibert: Also, was die notwendige Freiheit des Seeverkehrs durch die
Straße von Kertsch ins Asowsche Meer betrifft, haben wir ja eine ganz klare
Haltung und die ganz klare Erwartung, dass das nicht beschränkt werden
darf, vor allem auch nicht zulasten der Ukraine und ihrer Häfen. Zweitens
habe ich ganz klar gesagt: Wir sehen keine Rechtfertigung für ein
militärisches Vorgehen. Wie das aussah, das Rammen dieses ukrainischen
Bootes, konnte jeder ja auch auf Video betrachten. Drittens: Ebenso klar
ist die Erwartung, dass die ukrainischen Seeleute freigelassen werden und
die Schiffe zurückgegeben werden. Zu dem anderen möchte der Kollege vom
Auswärtigen Amt möglicherweise etwas sagen.

Breul: Dazu kann ich vielleicht etwas ergänzen. In der Tat - ich hatte es
in meinem ersten Statement schon angedeutet - liegen unterschiedliche
Versionen der Geschehnisse vor. Wir haben da letztlich nicht alle
Informationen, die man benötigen würde, um eine präzise rechtliche
Einordnung vorzunehmen. Daher würde ich gerne nur grundsätzlich ausführen.

Herr Seibert hat es gerade schon gesagt: Wir sehen auf Basis der bislang
bekannt gewordenen Fakten keine Rechtfertigung für den Einsatz
militärischer Gewalt. Wir gehen völkerrechtlich davon aus, dass es sich
beim Asowschen Meer und der Meerenge von Kertsch um innere Gewässer handelt
- das heißt Staatsgebiet -, die von Ukraine und Russland gemeinschaftlich
verwaltet und genutzt werden. Die Nutzung ist in einem Abkommen zwischen
beiden Anrainerstaaten geregelt, dem russisch-ukrainischen
Kooperationsvertrag vom 24. Dezember 2003. Artikel 2 Abs. 1 des Vertrags
sieht das freie Durchfahrtrecht von Schiffen beider Vertragsparteien durch
die Meerenge vor. Das gilt ausdrücklich auch für militärische Fahrzeuge der
Vertragsparteien in beiden Gewässern - ohne Einschränkung oder Zustimmung
des jeweils anderen Staates.

Lassen Sie mich noch eine Sache hinzufügen, weil das, glaube ich, auch
wichtig ist: Unsere Rechtsposition ist eindeutig: Die Annexion der Krim war
und ist völkerrechtswidrig. Zweitens ist auch der Bau der Kertsch-Brücke
völkerrechtswidrig, weil die Ukraine daran nicht beteiligt wurde. Viele
mögliche andere Argumentationsketten, die teilweise auch im Internet zu
sehen waren, gehen aus unserer Sicht von falschen völkerrechtlichen
Annahmen aus.

StS Seibert: Ich will kurz noch etwas zur Frage des konkreten Vorfalls
hinzufügen. Die Bundeskanzlerin hat auch darüber mit dem russischen
Präsidenten Putin gesprochen. Sie hat es natürlich mit beiden besprochen.
Da unsere Haltung ist, dass es sinnvoll wäre, das, was dort geschehen ist,
im Dialog zwischen Russland und der Ukraine konkret aufzuarbeiten, ist im
Gespräch mit Präsident Putin auch die Option erörtert worden, den Vorfall
unter Beteiligung russischer und ukrainischer Grenzschutzexperten zu
erörtern und aufzuklären.

Zusatzfrage: Soll das für morgen geplante Treffen der Kanzlerin mit dem
ukrainischen Premierminister im Rahmen des Deutsch-Ukrainischen
Wirtschaftsforums nach wie vor stattfinden?

StS Seibert: Ja, das findet statt.

Frage: Meine Frage bezieht sich auf mögliche zusätzliche Sanktionen, die
die Ukraine fordert. Nach Informationen der Zeitung "DIE WELT" hat sich
Deutschland gestern in Brüssel dagegen ausgesprochen. Wie ist Ihre
Position?

StS Seibert: Unsere Position ist, dass über eine mögliche Erweiterung
bestehender Sanktionen mit den europäischen Partnern zu diskutieren sein
wird. Solch einer Diskussion möchte ich hier nicht vorgreifen. Sie wissen,
dass die sogenannten Stufe-3-Sanktionen, also die Wirtschaftssanktionen,
gegen Russland zuletzt am 5. Juli dieses Jahres um sechs weitere Monate bis
Ende Januar 2019 verlängert wurden. Das war wie immer eine einstimmige
Entscheidung, der also alle EU-Mitgliedsstaaten zugestimmt haben. Das
heißt, die Frage der Verlängerung dieser Sanktionen stellt sich ohnehin
erst in ein paar Wochen.

Zusatzfrage: Polen und Estland haben sich bereits festgelegt. Sie würden
zusätzliche Sanktionen unterstützen. Verstehe ich es richtig, dass sich
Berlin noch nicht festgelegt hat?

StS Seibert: Es ist, wie ich es gesagt habe. Das ist im Kreise der
europäischen Partner zu diskutieren.

Zusatzfrage: Noch eine Frage zum möglichen Dialog zwischen ukrainischen und
russischen Grenzschutzexperten: Ist zu erwarten, dass das möglicherweise im
Normandie-Format stattfinden wird?

Der russische Außenminister Lawrow hat bereits gesagt, dass Russland auch
direkt mit der Ukraine darüber sprechen könnte und dass das
Normandie-Format dazu nicht notwendig wäre. Wie kann man in diesem Fall
reden und deeskalieren?

StS Seibert: Da gerade erst am Montag die Runde der politischen Direktoren
im Normandie-Format hier im Auswärtigen Amt stattgefunden hat, antwortet am
besten der Kollege.

Breul: Ich hatte in meiner ersten Antwort schon versucht darzulegen, dass
ich darin nicht notwendigerweise einen Widerspruch sehe. Aus unserer Sicht
geht es darum, dass die Parteien jetzt in den Dialog kommen, sei es durch
einen Austausch von Grenzschutzexperten, sei es bei Formaten, die bestehen,
wie dem Normandie-Format. Der Zweck des Normandie-Formats ist es nicht,
jede Streitigkeit auf dieser Ebene zu regeln. Aber wenn beide Parteien Sinn
darin sehen, dieses Format dafür zu nutzen, weil es hilft, dann sind wir -
das hat der Außenminister zum Ausdruck gebracht - dazu bereit. Aber es ist
nicht so, dass wir meinen, diese Frage gehöre in dieses Gremium, und
versuchen, es gegen den Widerstand der Parteien dorthin zu holen, sondern
wir wollen nützlich sein. Wenn ein bestehendes Format dazu beitragen kann,
sind wir dazu bereit.

Frage: Herr Seibert, können Sie uns eine generelle Reaktion Herrn Putins
auf die von der Bundeskanzlerin vorgeschlagene Linie von Zurückhaltung und
Dialog nennen? Sie haben ja angeführt, dass die Expertengespräche unter
Einbeziehung der russischen und der ukrainischen Experten wohl mit diesen
Gesprächen im Zusammenhang stehen. Gab es aber eine generelle Reaktion
Putins darauf?

Der ukrainische Botschafter in Deutschland hat die Bitte geäußert, dass zur
Unterstützung der Ukraine, und sei sie auch nur symbolisch, deutsche
Kriegsschiffe in die Region entsandt werden. Wird ein solcher Vorschlag
seitens der Bundesregierung in Erwägung gezogen?

StS Seibert: Zu Ihrer ersten Frage: Der Sprecher des russischen Präsidenten
ist Herr Peskow. Ich müsste Sie bitten, sich für Fragen nach russischen
Haltungen an ihn zu wenden. Ich habe Ihnen hier die Haltung der
Bundesregierung zu erklären versucht.

Da unsere Haltung, wie ich es zu sagen versucht habe, auf Deeskalation,
Dialog und Zurückhaltung beider Seiten zielt, kann ich Ihnen auch sagen,
dass ein Einsatz der deutschen Marine vor der Küste der Krim derzeit nicht
geplant ist.

Zusatzfrage: Die Frage nach der Reaktion seitens Herrn Putins kann ich
natürlich auch so stellen: Hat die Bundeskanzlerin den Eindruck gehabt,
dass ihre Anregung bei Herrn Putin auf offene Ohren gestoßen ist? Das kann
ich ja schlecht Herrn Peskow fragen.

StS Seibert: Das stimmt; dann würde er wiederum auf mich verweisen, und so
ginge es dann immer hin und her. - Ich bleibe bei dem, was wir zu dem
natürlich vertraulichen Gespräch der Bundeskanzlerin mit Präsident Putin an
die Presse gegeben haben. Wir haben an die Presse gegeben, dass diese
Option, also eine Aufklärung des konkreten Vorfalls unter Hinzuziehung von
Grenzschutzexperten beider Seiten, erörtert wurde und dass man vereinbart
hat, hierzu in engem Kontakt zu bleiben.

Frage: Herr Seibert, ich komme noch einmal auf das Thema neuer Sanktionen
zurück. Verstehe ich es richtig, dass die Bundesregierung noch keine
Position zu diesem Thema hat?

StS Seibert: Wir haben Sanktionen. Sie sind bis zum 31. Januar verlängert
worden. Über mögliche weitergehende Sanktionen müsste man in Europa das
Gespräch unter allen führen. Denn Sanktionen müssen in Europa einstimmig
beschlossen werden. Deswegen muss man dazu ein Gespräch mit allen Partnern
führen. Dem werde ich jetzt nicht vorgreifen.

Breul: Wenn ich vielleicht noch kurz ergänzen darf: Diese Debatte scheint
mir auch in der Hinsicht etwas voreilig, weil Sanktionen kein Wasserhahn
sind, den man auf- und zumacht, wenn man gerade Wasser braucht, sondern das
ist ein rechtliches Instrument, das für diejenigen, die von Sanktionen
betroffen sind, Folgen hat. Das heißt, dass man das sorgfältig wägen und
diskutieren muss. Wir reden von Vorfällen vom Wochenende. Dazu hat es erste
Sitzungen gegeben, dazu hat es Stimmen gegeben. Diese Debatte werden wir
jetzt weiter führen.

Wir haben gleichzeitig klargemacht, welches unsere Erwartungen an Russland
sind. Russland hat Möglichkeiten, darauf zu reagieren. Das würde die
Debatte über Sanktionen natürlich beeinflussen. Darum bitte ich um Ihr
Verständnis, dass man diese Frage jetzt nicht hoppla hopp und am Freitag
schon wieder anders beantworten kann.

StS Seibert: Ja, ich will das ausdrücklich unterstützen. Für uns steht
jetzt die Entspannung der aktuellen Situation in der Straße von Kertsch im
Vordergrund sowie die akute Hilfe für diejenigen, die jetzt in
Gefangenschaft sind, weil sie zum Beispiel Seeleute auf den festgesetzten
ukrainischen Schiffen sind.

Frage: Frau von der Leyen hat gestern gesagt, dass die Ukraine Fakten
darlegen müsse, damit man sich ein Bild vom Geschehen machen könne. Welche
Fakten fehlen der Ministerin? Was fehlt, um klar zu entscheiden, was
passiert ist?

Fähnrich: Die Ministerin hat sich bei der Berliner Sicherheitskonferenz in
dem großen Kontext geäußert. Die Linie, um welche Fakten es geht und welche
Aufklärung jetzt betrieben werden muss, haben Herr Seibert und Herr Breul
hier ausführlich beschrieben.

Frage: Hat die Bundesregierung Kenntnis über Truppenkonzentrationen auf der
russischen Seite der russisch-ukrainischen Grenze, von denen Herr
Poroschenko berichtet?

Fähnrich: Dem Verteidigungsministerium liegen diese Informationen zumindest
nach meiner Kenntnis nicht vor.

Zusatzfrage: An anderer Stelle?

Breul: Nein. Wir haben die Äußerung des Präsidenten zur Kenntnis genommen
und beobachten die Entwicklung natürlich sehr genau. Eigene Erkenntnisse
haben wir nicht.

Ich kann es nur noch einmal wiederholen: Wir haben beide Seiten
aufgefordert, zur Deeskalation beizutragen. Schritte, die zu einer weiteren
Militarisierung der Region führen, wären ohne Zweifel nicht hilfreich.

Zusatzfrage: Würden relevante Truppenkonzentrationen so oder so zur
Kenntnis der Bundesregierung gelangen, oder ist man blind oder taub, weil
man keine eigenen Dienste hat?

Breul: Ich glaube, die Bundesregierung ist weder blind noch taub.

StS Seibert: Richtig.

Frage: Ich möchte zum Stand der Verhandlungen zum Rückführungsabkommen mit
Italien fragen. Der letzte Stand ist meiner Kenntnis nach, dass das zur
Chefsache erklärt wurde. Können Sie dazu etwas sagen?

Petermann: Das Thema hatten wir in letzter Zeit schon des Öfteren, aber es
ist kurz, deswegen wiederhole ich es gern: Es gibt keinen neuen aktuellen
Stand. Das Rückführungsabkommen ist ausgehandelt. Es fehlt die politische
Zusage, die Unterschrift, aus Italien.

Zusatzfrage : Rechnen Sie damit, dass das noch kommt?

Petermann: Dazu kann ich nichts sagen.

Frage: Herr Seibert, war diese Woche oder in den letzten Wochen das Thema
rechtsextremer Netzwerke in der Bundeswehr Thema im Kabinett? Wenn ja, was
wurde dort berichtet?

StS Seibert: Ich trage Ihnen ja die Beschlüsse des Kabinetts hier vor.
Darüber hinaus habe ich dazu nichts zu sagen.

Zusatz: Sie wollen uns also nicht verraten, welche Themen im Kabinett Thema
waren, und wenn ich nach einem konkreten Thema frage, wollen Sie auch nicht
sagen, ob es Thema war.

StS Seibert: Ich informiere Sie hier immer darüber, welche Beschlüsse das
Kabinett fällt, verlässlich jeden Mittwoch. Das Kabinett ist, wie Sie
sicherlich wissen, nicht das zentrale Diskussionsforum der Bundesregierung.
Dafür gibt es viele andere Möglichkeiten. Das heißt, wenn ich Ihnen sage,
dass das kein Kabinettsthema im Sinne eines Beschlussthemas gewesen sei,
dann heißt das nicht, dass sich die Bundesregierung nicht vielleicht auch
mit diesem Thema intensiv befasst.

Zusatzfrage: Herr Fähnrich, hat die Ministerin das Thema rechtsextremer
Netzwerke, dieses Neonazinetzwerks, das in den letzten Wochen enthüllt
wurde, von sich aus im Kabinett oder anderweitig mit Regierungsmitgliedern
thematisiert?

Herr Seibert, war es für die Kanzlerin ein Thema in den letzten Wochen,
abseits des Kabinetts?

Fähnrich: Dazu haben wir, wie in den Protokollen nachzulesen ist, auch
schon in den letzten Wochen, am 9. und auch am 12. November, Stellung
genommen. Zudem hat auch der Chef des MAD am 16. November eine öffentliche
Diskussion im Bundestag dazu gehalten. Er hat eine klare Antwort gegeben
und die entsprechenden Handlungsstränge aufgezeigt. Dem habe ich hier von
meiner Stelle aus nichts hinzuzufügen.

Zusatz: Das habe ich nicht gefragt.

Fähnrich: Aber das ist die Antwort, die ich Ihnen gebe.

StS Seibert: Das Bundesverteidigungsministerium hat über dieses Thema
berichtet, weil es sich mit diesem Thema befasst, und damit ist die
Bundesregierung mit diesem Thema befasst.

Frage: An Herrn Seibert und möglicherweise auch an Herrn Breul zu einem
ganz anderen Konflikt, der ein bisschen aus dem Blickfeld geraten ist: Man
hört, dass die Spannungen zwischen Kosovo und Serbien in letzter Zeit
wieder gewachsen sind. Unter anderem hat Kosovo gerade den Einfuhrzoll auf
serbische Waren auf 100 Prozent erhöht. Meine Frage wäre: Wie beeinflusst
das nach Meinung der Bundesregierung die Aussicht der beiden Staaten auf
einen EU-Beitritt?

StS Seibert: Tatsächlich sehen wir mit Bedauern, dass sich in letzter Zeit
das Verhältnis zwischen Serbien und Kosovo wieder verschlechtert hat - wenn
man einmal die Ereignisse der letzten Woche nimmt. Man muss sich erst
einmal daran erinnern: Die umfassende Normalisierung der Beziehungen
zwischen Serbien und Kosovo ist ein zentraler Teil der
Beitrittsverhandlungen zwischen der EU und Serbien. Wir hätten uns schon
gewünscht, dass Serbien im Geiste der Normalisierung seiner Beziehungen zu
Kosovo beispielsweise Kosovo den Beitritt zu Interpol ermöglicht hätte. Das
andere, was letzte Woche passiert ist und wofür wir gar kein Verständnis
haben, ist eben - Sie haben es angesprochen -, dass Kosovo auf serbische
Importe einen 100-Prozent-Zoll verhängt hat. Damit lässt es die Prinzipien
der Freihandelsorganisation CEFTA, der es zurzeit selber vorsteht, außer
Acht.

Nun hoffen wir, dass beide Seiten rasch zum Dialog zurückfinden, um erstens
die offenen Handelsfragen zu erörtern und überhaupt die Gespräche darüber
fortzusetzen, wie sie zu einer umfassenden Normalisierung der Beziehungen
unter Ägide der EU kommen können. Wir appellieren an alle Seiten, eine
Eskalation zu vermeiden.

Zusatzfrage: Aus Serbien hört man so ein bisschen, dass der Kanzlerin eine
Mitschuld an dieser Eskalation gegeben wird. Und zwar hatte man vor ein
paar Monaten über einen Landtausch zwischen den beiden Ländern gesprochen.
Diesen Vorschlag hatte die Bundesregierung damals ja explizit abgelehnt.
Meine Frage ist: Würden Sie jetzt vielleicht doch noch einmal überlegen, ob
über diesen Landtausch eine Befriedung dieser Situation zwischen Serbien
und Kosovo herbeigeführt werden kann?

StS Seibert: Ich kenne solche serbischen Thesen, die Sie gerade
angesprochen haben, nicht; sie würden mir auch abwegig erscheinen. Wir
haben immer gesagt: Die Normalisierung der Beziehungen muss so geschehen,
dass es für beide Seiten akzeptabel, tragfähig und dauerhaft ist. Wir
unterstützen sehr nachdrücklich die Bemühungen der EU, solch eine
Normalisierung der Beziehungen zu fördern. Die Kanzlerin hat sich mehrfach
persönlich zu dem Thema der Grenzen geäußert und sie hat persönlich ihre
Überzeugung klar ausgedrückt, dass die territoriale Integrität der
Westbalkanstaaten - nicht nur Serbiens und Kosovos, sondern der
Westbalkanstaaten insgesamt - aus Sicht der Bundesregierung enorm wichtig
ist und dass das festgelegt wurde und aus ihrer Sicht auch nicht angetastet
werden sollte.

Breul: Wenn ich darf, würde ich dazu noch kurz ergänzen. Nicht, dass da ein
falscher Eindruck aufkommt: Es war ja nicht so, dass es einen konkreten
Vorschlag gab, der von Serbien und Kosovo unterstützt wurde und der dann
aufgrund von Bedenken der Bundesregierung wieder zurückgezogen worden wäre.
Es gab vielmehr Ideen, und es gab auch Stimmen, die von vornherein diese
Ideen abgelehnt haben. Herr Seibert hat es gerade noch einmal gesagt: Wir
haben unsere Position und unsere große Skepsis gegenüber diesem Vorschlag
auch deutlich gemacht. Es war aber mitnichten so, dass da konkrete Ideen
sozusagen abgelehnt wurden.

Vielleicht noch ergänzend zu Ihrer Frage von vorhin: Selbstverständlich ist
es so, dass es für den Beitrittsprozess der Staaten des westlichen Balkans
in die Europäische Union ein sehr wichtiges Element ist, dass diese Staaten
normale Beziehungen zu ihren Nachbarn haben. Das wissen auch alle Staaten
im westlichen Balkan.

Frage: Der GKV-Spitzenverband hat jetzt seinen Bericht zum Thema
Fehlverhalten im Gesundheitswesen fertiggestellt. Darin steht, dass sowohl
die Zahl der Hinweise oder Verdachtsmeldungen auf Fehlverhalten im
Gesundheitswesen in den Jahren 2016 und 2017 als auch die Zahl der Gelder,
die man sich zurückgeholt hat, deutlich gestiegen ist. Vor allen Dingen der
Pflegebereich wird da immer noch als großer Problembereich skizziert. Wie
bewertet das Gesundheitsministerium diesen Befund?

An das Justizministerium: Es gibt eine Forderung, die in die Richtung geht,
man bräuchte einen besseren gesetzlichen Schutz für Whistleblower. Frau
Barley hat sich gestern ja dazu geäußert. Was ist da der aktuelle Stand?
Ist da vonseiten der Bundesregierung noch etwas geplant?

Gülde: Die Bewertung des Berichts müsste ich nachreichen.

Krüger: Zum Whistleblower-Schutz kann ich Ihnen mitteilen, dass das Gesetz
zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen, das im Sommer dem Kabinett vorgelegt
wurde, durch das Kabinett beschlossen wurde und jetzt im parlamentarischen
Verfahren ist, schon einen Aspekt zum Whistleblower-Schutz vorsieht.
Ministerin Barley hat schon gesagt, dass das ein wichtiger Schritt ist,
allerdings auch erst ein erster. Die EU hat im April auch den Entwurf einer
Richtlinie zum Schutz von Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht
melden, vorgelegt, der jetzt abgestimmt wird, und dabei bringen wir uns
konstruktiv ein. Das ist eben ein horizontaler Ansatz, der nicht nur
spezielle Aspekte vorsieht, sondern auch auf Verstöße gegen EU-Recht in
spezifischen Bereichen angelegt ist. Dazu gehören zum Beispiel der
Verbraucherschutz, öffentliche Aufträge, Steuern und Verkehrssicherheit. Da
ist man aber noch in den Verhandlungen.

Frage: Herr Breul, Ihr Abteilungsleiter für den Mittleren Osten war gestern
bei einer Konferenz der Körber-Stiftung zum Thema Naher Osten. Da ging es
speziell um die Rolle Irans und Saudi-Arabiens in der Region des Persischen
Golfs. Er hat sich da festgelegt, dass Iran aus Ihrer Sicht eine
destabilisierende Rolle spielt; beim Thema Saudi-Arabien wollte er sich
aber nicht festlegen. Können Sie uns sagen, was für eine Rolle 
Saudi-Arabien in der Region spielt? Ich frage natürlich auch vor dem Hintergrund
der Rolle Saudi-Arabiens beim militärischen Konflikt im Jemen, bei der
anhaltenden Blockade von Katar und auch beim Kidnapping des libanesischen
Premierministers Saad Hariri.

Breul: Ehrlich gesagt fällt es mir schwer, dazu Stellung zu nehmen, weil
ich die Äußerung unseres Abteilungsleiters in dieser Diskussion nicht
kenne; von daher kann ich sie auch nicht bewerten. Ich glaube, zur
regionale Rolle Saudi-Arabiens und auch zu unseren Erwartungen an
Saudi-Arabien mit Blick auf den Jemen-Konflikt haben wir uns hier schon
öfter unterhalten. An dieser Haltung hat sich auch nichts geändert.

Zusatzfrage: Saudi-Arabien weigert sich ja weiterhin, die Blockade Katars
aufzuheben. Können Sie dazu noch einmal die Haltung der Bundesregierung
nennen?

Breul: Wie gesagt, es gibt da keine Änderungen in der Haltung der
Bundesregierung.

Frage: Herr Seibert, auch zum Thema Saudi-Arabien. Ich weiß, dass morgen
das G20-Briefing ist, aber davon losgelöst: Gibt es eigentlich eine Anfrage
des saudischen Kronprinzen für ein Treffen mit der Kanzlerin in Buenos
Aires?

StS Seibert: Davon habe ich keine Kenntnis.

Frage: Herr Seibert, wie darf man sich das beim G20-Gipfel vorstellen? Wird
Frau Merkel versuchen, Herrn Salman aus dem Weg zu gehen, oder wird man
versuchen, sich irgendwie Hallo zu sagen? Wie kann man sich das da
vorstellen?

StS Seibert: Ich weiß nicht, wie Sie sich G20-Gipfel vorstellen. Der Gipfel
liegt noch vor uns, deswegen werde ich jetzt sicherlich nicht die gesamte
Choreographie erzählen können. Ein G20-Gipfel hat mehrere Arbeitssitzungen,
bei denen die Delegationschefs zusammenkommen. Ein G20-Gipfel hat immer ein
Familienfoto. Ein G20-Gipfel bietet die Möglichkeit, und das ist auch ein
wertvoller Aspekt solcher Gipfel, zu bilateralen Begegnungen am Rande
zusammenzukommen.

Hinsichtlich alledem muss ich Sie jetzt erst noch einmal um Geduld bitten.
Wir werden morgen ein Briefing dazu machen. Ansonsten wird der Gipfel
geschehen, und dann werden wir sehen und natürlich auch darüber
informieren, was da passiert sein wird.

Frage: Herr Breul, die Niederlande haben ihre Finanzierung des syrischen
Zivilschutzes, Weißhelme genannt, vor Kurzem eingestellt. Dazu wäre die
Frage: Plant die Regierung eine Fortführung der Finanzierung und, wenn ja,
in welcher Höhe?

Breul: Ehrlich gesagt kann ich diese Meldung aus den Niederlanden nicht
bestätigen. Darüber habe ich keine Informationen.

Es ist ja bekannt, dass Russland und Syrien in der Vergangenheit immer
wieder Anschuldigungen gegen die Weißhelme erhoben haben, unter anderem,
dass diese den Einsatz von Chemiewaffen vorbereiteten. Die Bundesregierung
hält diese Anschuldigungen nach wie vor nicht nur für unzutreffend, sondern
für einen Teil eines Versuchs, die syrischen Weißhelme zu diskreditieren.
Die Weißhelme werden immer wieder Ziel russischer Propaganda, die ihnen
Terrorismus und auch inszenierte Giftgasangriffe unterstellt.

Diese Desinformationskampagne vollzieht sich vor dem Hintergrund, dass die
Organisation bei ihrem Einsatz Zeuge von systematischen Verstößen gegen
humanitäres Völkerrecht wird, die insbesondere durch das syrische Regime
und seine Verbündeten verübt werden. Diese Menschenrechtsverletzungen
werden von der Organisation dokumentiert, und für eine zukünftige
Aufarbeitung des Konflikts wird der internationale Gemeinschaft darüber
berichtet. Insofern sehen wir eine weiterhin sehr sinnvolle Aufgabe für die
Weißhelme. Sie wissen selbst, dass die Organisation durch das Regime in den
Teilen, die das Regime zurückerobert hat, massiv unter Druck gesetzt wurde,
verfolgt wurde und Einzelpersonen in Haft genommen wurden.

Ich kann Ihnen also keine Prognose darüber abgeben, wie handlungsfähig die
Weißhelme noch sind oder in Zukunft sein werden und inwieweit sie noch in
der Lage sind, möglicherweise Projekte durchzuführen, die von uns
unterstützt werden könnten.

Zusatzfrage: Die Haltung der Regierung ist ja durchaus klar geworden, aber
es ging jetzt um die Frage: Plant sie eine Fortführung der Finanzierung?

Breul: Das habe ich doch gerade gesagt.

Zusatzfrage: Also Ja?

Breul: Es keine institutionelle Förderung der Weißhelme durch die
Bundesregierung. Die Weißhelme haben im Rahmen einzelner Projekte der
humanitären Hilfe auch Unterstützung der internationalen Gemeinschaft
erhalten. Ich habe gerade schon gesagt: Ich habe keine Information darüber,
ob es in Zukunft auch möglich sein wird, solche Projekte weiter
fortzuführen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Wirtschaftsministerium: Gibt es in Ihrem
Haus Überlegungen für die Einführung einer CO2-Abgabe?

Eichler: Diese Frage haben wir, glaube ich, auch hier schon einmal
diskutiert, und es gibt dazu derzeit keine konkreten Überlegungen innerhalb
der Bundesregierung.

Zusatzfrage: Innerhalb der gesamten Bundesregierung? Das kann ja nicht
sein. Dann würde ich das Umweltministerium einmal fragen: Haben Sie Ihre
dahingehenden Überlegungen aufgegeben?

Haufe: Die Bundesumweltministerin hat sich ja zu einer möglichen
CO2-Bepreisung vor einigen Wochen geäußert. Sie hat dazu einen
Diskussionsprozess begonnen, und den führt sie weiter fort.

Frage: Auch an das BMU: Die Landwirtschaftsminister der Bundesländer wollen
das Naturschutzgesetz ändern, damit Wölfe wieder gejagt und getötet werden
können. Stößt das bei Ihnen auf offene Ohren?

Haufe: Zum Thema Wolf gibt es ja einen aktuellen Beschluss der
Umweltministerkonferenz, dem das Bundesumweltministerium auch angehört. Die
Umweltminister, die für das Bundesnaturschutzrecht und das
Landesnaturschutzrecht zuständig sind, haben sich darauf geeinigt, dass sie
gemeinsam regeln und erarbeiten werden, in welcher Art und Weise und in
welchen Situationen ein Wolf erlegt werden kann.

Es ist auch heute schon möglich, dass ein Wolf erlegt werden kann; das geht
manchmal in der Diskussion unter. Dafür gibt es spezielle Situationen, die
beschrieben sind. Es sind ja auch schon Wölfe erlegt worden.

Der aktuelle Stand ist eben, dass ein zwischen Bund und Ländern
abgestimmtes Verfahren dafür festgelegt wird, wann so eine Wolfsentnahme,
wie es jetzt etwas technisch-bürokratisch heißt, vorgenommen wird, also
wann die Situation eintritt, dass ein Wolf erlegt werden muss.

Zusatzfrage: Aber wie ist denn die Position des Umweltministeriums
beziehungsweise der Umweltministerin? Hierbei geht es ja um ein Tier, das
unter strengem Naturschutz steht. Soll das also weniger streng sein? Ziel
der Landwirtschaftsminister, die ja in den Bundesländern meistens auch
Umweltminister sind, ist nämlich, dass leichter abgeknallt werden kann.

Haufe: Die Bundesumweltministerin verweist stets darauf, dass der Wolf eben
unter sehr strengem Schutz steht. Das steht auch nicht in Abrede.
Gleichwohl erkennen wir an, dass es in bestimmten Regionen Deutschlands
Situationen gibt, in denen sich Wölfe vielleicht etwas abartig verhalten
oder auch einmal eine besondere Bedrohung darstellen können. Solche
Situationen hat es ja gegeben. Dann kann es in bestimmten Fällen auch
möglich sein, einen Wolf zu erlegen. Das ist auch heute schon in
Spezialsituationen möglich.

Zusatz: Ich verstehe trotzdem nicht die Position der Ministerin.

Haufe: Ich habe Ihnen ja gerade gesagt, dass der Wolf eine sehr
schützenswerte Art ist und wir dafür sorgen werden, dass - - -

Zuruf: Dass er weniger geschützt ist!

Haufe: - - - das auch so bleibt. Trotzdem kann es auch eine Sondersituation
geben, in der ein Wolf eben erlegt werden darf. Das sind sehr streng
definierte Situationen beziehungsweise Vorfälle.

Zusatz: Die Definition wollen Sie jetzt ändern.

Vors. Szent-Iványi: Pardon, keine Dialoge!

Haufe: Ich kann nur noch einmal wiederholen, dass sich die
Landesumweltminister und der Bund darauf geeinigt haben, über diese Regel
noch einmal zu sprechen und sie noch einmal in einer Art von gemeinsamem
Übereinkommen beziehungsweise gemeinsamer Festlegung zu spezifizieren. Das
wird im nächsten Jahr der Fall sein.

Frage: Ich habe eine Frage an das Auswärtige Amt. Wir hatten am vergangenen
Freitag gefragt, ob im nächsten Jahr die israelischen
Veteranenorganisationen wie zum Beispiel "Breaking the Silence" gefördert
werden sollen, wie es in vergangenen Jahren schon einmal der Fall war. Das
konnte am Freitag nicht beantwortet werden, weil der Haushalt so frisch
war. Können Sie uns das jetzt nachliefern? Besteht die Absicht?

Breul: Nein, das kann ich leider noch nicht tun. Wenn man sozusagen die
zwölf Monate, in denen ein Haushalt gilt und umgesetzt wird, zum Maßstab
nimmt, dann ist er ja immer noch sehr frisch. Wir wissen jetzt, welche
Mittel dem Auswärtigen Amt vom Bundestag zur Verfügung gestellt werden.
Jetzt geht es daran, zu planen, Projekte in Augenschein zu nehmen und
darüber zu entscheiden. Da sind wir heute leider nicht so weit, dass ich
Ihnen Auskunft geben könnte.

Zusatzfrage: Wie sieht der Zeitrahmen aus, innerhalb dessen Sie uns dann
darüber berichten können? Es würde sich ja sozusagen um die Wiederaufnahme
einer Förderung handeln, die es in vergangenen Jahren schon einmal gab. Es
gibt also sozusagen Referenzmodelle.

Breul: Ja. - Dazu kann ich Ihnen im Einzelfall keine Auskunft geben. Dafür
müsste ich gegebenenfalls noch einmal im Fachreferat nachfragen und Ihnen
dann einen Zeitplan schicken.

Frage: Herr Seibert, hat sich die Bundesregierung schon auf die unmittelbar
Beteiligten am Krieg im Jemen geeinigt?

StS Seibert: Eine neue Frage kann man das nicht wirklich nennen. Wir haben
dazu keinen neuen Stand vorliegen.

Zusatzfrage: Wann können wir damit rechnen?

StS Seibert: Ich denke, wir haben hier bereits ausführlich über alle
Aspekte des Jemen-Kriegs gesprochen. Deswegen kann ich Ihnen da nichts in
Aussicht stellen.

Zusatzfrage: Werden wir noch in diesem Jahr erfahren, wer für die
Bundesregierung die unmittelbar Beteiligten am Jemen-Krieg sind?

StS Seibert: Wir haben hier bereits ausführlich darüber gesprochen. Neues
habe ich nicht mitzuteilen.

Mittwoch, 28. November 2018

 * 
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VERBAND/2334: Auch Rentner dürfen jetzt Höfe bewirtschaften (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Pressemitteilung, Berlin / Hamm, 30.11.2018

Auch Rentner dürfen jetzt Höfe bewirtschaften

AbL begrüßt Abschaffung der Hofabgabepflicht und fordert dazu auf, Jung und
Alt nicht gegeneinander ausspielen



Der Bundestag hat heute mit den Stimmen von CDU/CSU, SPD, FDP und GRÜNEN
bei Enthaltung der anderen Fraktionen die Streichung der Hofabgabeklausel
beschlossen. Damit ist rückwirkend zum 1. September 2018 der Anspruch auf
landwirtschaftliche Rente nicht mehr davon abhängig, dass der
landwirtschaftliche Betrieb abgegeben ist oder die Flächen verpachtet sind.

"Die Abschaffung der Hofabgabepflicht ist lange überfällig. Damit findet
eine verfassungswidrige unsoziale Regelung endlich ihr Ende. Das ist ein
großartiger Erfolg der beharrlichen Arbeit insbesondere des Arbeitskreises
zur Abschaffung der Hofabgabeklausel. Ganz besonderer Dank geht an dessen
Sprecher Heinrich Eickmeyer und seine Mitstreiter. Freuen können sich alle,
die bereits im Rentenalter sind und ausreichende Wartezeiten erfüllt haben.
Sie dürfen jetzt ganz legal und ohne Abzüge ihren Hof bewirtschaften.
Vielen Kolleginnen und Kollegen bleiben damit soziale Härten erspart. Es
ist aber auch für uns Jüngeren ein guter Tag. Denn jetzt werden Kollegen im
Rentenalter hier nicht mehr gedrängt, ihre Flächen zu verpachten und den
Fortbestand der Betriebe als eigenständige Einheit infrage zu stellen. Wir
alle gewinnen Zeit und Möglichkeiten, uns rechtzeitig um wirtschaftlich
tragfähige Perspektiven für die eigenständig weitergeführten Betriebe zu
kümmern", erklärt Martin Schulz, Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft
bäuerliche Landwirtschaft (AbL).

"Strukturwandel muss ja nicht Mengenwachstum einiger weniger Betriebe und
Verlust vieler kleinerer Betriebe bedeuten. An vielen Stellen muss es
anders herum gehen. Um die gesellschaftlichen Herausforderungen meistern zu
können, brauchen wir mehr aktive Menschen in der Landwirtschaft, die bereit
sind, Verantwortung zu übernehmen. Eine gezielte Unterstützung von
Hofübernahmen und Existenzgründungen steht daher an", so Schulz.

 * 
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INTERVIEW/421: Treff für den Frieden - Gegen Atomwaffen und Kapitalismus ...    Dave Webb im Gespräch (SB)


Interview mit dem britischen CND-Vorsitzenden Dave Webb am 17.
November 2018 in Dublin



Dave Webb ist langjähriges Mitglied der britischen Campaign for
Nuclear Disarmament (CND) und seit 2010 Vorsitzender der 1957 vom
berühmten Philosophen Bertrand Russell mitgegründeten
Friedensorganisation. Auf der "International Conference Against
US/NATO Military Bases" Mitte November in Dublin hielt Webb nicht nur
eine der Begrüßungsreden am ersten Abend, sondern trat auch als
Referent bei der Diskussionsrunde "Militarism, Nuclear Weapons and
Military Bases" auf. In seinem Vortrag erläuterte der emeritierte
Professor für Ingenieurswesen an der nordenglischen Beckett University
in Leeds die besondere Gefahr für die Menschheit, die vom
Raketenabwehrsystem der USA ausgeht, das es den Kriegsstrategen im
Pentagon ermöglichen soll, einen nuklearen Erstschlag gegen Rußland
und/oder China führen und den zu erwartenden Zweitschlag der
gegnerischen Seite auf ein angeblich akzeptables Minimum begrenzen zu
können. Im Anschluß an die Diskussionsrunde hatte der Schattenblick
die Gelegenheit, Webb einige Fragen zu stellen.
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Schattenblick: Herr Webb, Sie sind schon länger CND-Mitglied. Womit
ist Ihre Organisation gerade in den letzten Jahren hauptsächlich
befaßt gewesen?

Dave Webb: Unsere laufende Strategie ergibt sich aus der CND
Jahreskonferenz, an der jedes Mitglied teilnehmen und Anträge
einbringen kann und sich an allen Abstimmungen beteiligen darf. Bei
der Jahreskonferenz diskutiert man die Arbeit der vergangenen zwölf
Monate und beschließt den Kurs und die Schwerpunkte für das kommende
Jahr. Zwar kann der Vorstand Vorschläge einbringen, was er auch tut,
doch es sind hauptsächlich die Mitglieder und die einzelnen
Regionalverbände, die Ideen beisteuern und das Ganze ständig
vorantreiben.

Ein Hauptanliegen von CND gerade in den letzten Jahren ist der Kampf
gegen die Modernisierung des U-boot-gestützten britischen
Atomwaffensystems gewesen, das den Namen Trident trägt. Das System
besteht aus vier Atom-U-Booten vom Typ Vanguard, die eines nach dem
anderen zwischen 2028 und 2032 durch neue U-Boote der Klasse
Dreadnought ersetzt werden sollen. Das hat 2016 das britische
Parlament beschlossen. Trident ist eigentlich die Bezeichnung für die
ballistische Rakete des Systems samt Atomsprengkopf, die vom
US-Rüstungsunternehmen Lockheed Martin geliefert wird.

Für die Modernisierung des Trident-Systems hat damals eine große
Mehrheit der Abgeordneten im Unterhaus gestimmt. Das hat uns von CND
schwer enttäuscht. Wir haben damit gerechnet, daß die konservative
Regierung, die damals über eine absolute Mehrheit verfügte, die
Maßnahme zwar durchs Parlament bringen würde, jedoch auf Widerstand
seitens der oppositionellen Labour Party gehofft. Es war jedoch eine
Minderheit der sozialdemokratischen Abgeordneten, die gegen die
Trident-Modernisierung votiert hat. Die meisten von ihnen stimmten
dafür. Offenbar haben viele Labour-Abgeordnete Angst, in einer solch
strategisch-militärischen Frage gegen den Strom zu schwimmen. Sie
wollen nicht unpatriotisch erscheinen oder daß ihnen der Vorwurf
gemacht wird, in Sachen nationaler Sicherheit Weichlinge zu sein. Wenn
man bedenkt, daß in den achtziger Jahren die unilaterale
Nuklearabrüstung zum Parteiprogramm Labours gehörte, sind die
britischen Sozialdemokraten seitdem von ihrem einstigen Friedenskurs
weit abgekommen.

SB: Und das ungeachtet der Tatsache, daß der amtierende Vorsitzende
der Labour Party, Jeremy Corbyn, langjähriges CND-Mitglied und
erklärter Kriegsgegner ist.

DW: Corbyn ist kein einfaches Mitglied, sondern Vizepräsident von CND.
Als er 2016 überraschend Labour-Chef wurde, war das eine gute Werbung
für uns. Es traten viele neue Mitglieder der CND bei. Trotz oder
vielleicht gerade wegen der erklärten Position Corbyns, als
Premierminister werde er keinen Befehl zum Einsatz von Atomwaffen
erteilen, haben einfache Labour-Mitglieder bei den Parteikonferenzen
der letzten Jahren große Probleme gehabt, das Thema Atomwaffen zur
Sprache zu bringen. Entweder werden sie übergangen oder ihre Anträge
schlicht ignoriert. Die konservativen Kräfte innerhalb der
Parteiführung meiden die Abrüstungsdebatte wie der Teufel das
Weihwasser.

Das zweite große Thema von CND nach Trident und dem britischen
Atomwaffenarsenal ist die Raketenabwehr. Bei mir in der Gegend, hoch
oben auf den Yorkshire-Mooren, befindet sich eine gigantische
Radarstation namens RAF Fylingdales. Die Anlage sollte im Kalten Krieg
als Frühwarnsystem für sowjetische Interkontinentalraketen, die im
Worst Case Scenario über den Nordpol Richtung USA unterwegs wären,
dienen. Seit einigen Jahren gehört die Station in Absprache mit London
zum ballistischen Raketenabwehrsystem der USA, das während der Ära
George W. Bushs unter dem Vorwand des Schutzes des NATO-Gebiets vor
iranischen Raketen in Europa aufgebaut wurde, jedoch inzwischen als
Instrument einer nuklearen Erstschlagsstrategie gegen Rußland gedacht
ist. Wegen dieser Funktion werden sämtliche Radardaten von Fylingdales
in Echtzeit an das US-Canadian North America Aerospace Defense Command
in Peterson Airforce Base in Colorado Springs übermittelt. Fylingdales
funktioniert auch als Bodenstation für die vielen weltraumgestützten
Komponenten des Ballistic Missile Defense (BMD) Systems der Amerikaner
wie Beobachtungs- und Kommunikationssatelliten sowie Abfangraketen.
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Die Radar- und Frühwarnstation Fylingdales

Foto: © 2012 by Cherubino, freigegeben nach Creative Commons
Attribution-Share-Alike 3.0 Unported



Vor einiger Zeit haben die USA ihre Nuklearstreitkräfte neu
ausgerichtet. Im Kalten Krieg bestanden diese aus einem sogenannten
Triad aus bodengestützten Interkontinentalraketen, U-boot-gestützten
ballistischen Raketen und atomar bewaffneten Langstreckenbombern.
Diese drei Komponenten hat das Pentagon inzwischen quasi
zusammengelegt und sie um das Raketenabwehrsystem mit seinen vielen
Komponenten wie Abfangraketensilos, Radarstationen,
Lenkwaffenzerstörern und Leitstellen in Japan, Südkorea, Australien,
Kanada sowie in den NATO-Staaten Europas ergänzt.

SB: Also sind die beiden Hauptschwerpunkte der Arbeit von CND der
Kampf gegen die Modernisierung des britischen Atomwaffenarsenals sowie
gegen das Raketenabwehrsystem der USA. Gibt es noch weitere wichtige
Themen?

DW: Wir fordern die Abschaffung der NATO und sind auch gegen
Atomkraft, weil sie die Entwicklung und den Bau von Atomwaffen
unweigerlich in sich trägt. In Großbritannien kommt aktuell der
geplante Bau neuer Kernkraftwerke offenbar nicht so richtig voran.
Mitte Oktober hat das japanische Großunternehmen Toshiba die geplante
Errichtung eines Atommeilers in Moorside im nordenglischen Cumbria aus
Kostengründen aufgegeben. Medienberichten zufolge gilt die geplante
Errichtung und der Betrieb eines weiteren Kernkraftwerks in Wylfa
Newydd auf der walisischen Insel Anglesea durch den japanischen
Konzern Hitachi ebenfalls wegen der fehlenden Rentabilitätsaussicht
als stark gefährdet.

SB: Ende Oktober hat Präsident Donald Trump den Austritt der USA aus
dem 1988 mit der Sowjetunion geschlossenen Intermediate-Range Nuclear
Forces Treaty verkündet und den Schritt mit dem Argument begründet,
Rußland verstoße seit längerem durch das Testen einer bestimmten
bodengestützten Mittelstreckenrakete gegen das Abkommen. Rußland
seinerseits wirft den USA vor, durch die Inbetriebnahme von Silos in
Polen und Rumänien, die für Abfangraketen im Rahmen von BMD gedacht
sind, jedoch angeblich zum Abschuß bodengestützter
Mittelstreckenraketen verwendet werden können, selbst die Regeln des
INF-Vertrags gebrochen zu haben. Was halten Sie von der russischen
These? Handelt es sich lediglich um eine Gegenbehauptung des Kremls
oder ist die Beschwerde der Russen stichhaltig?

DW: Ich glaube, die Vorwürfe beider Seiten sind nicht ganz von der
Hand zu weisen. Und dennoch rechtfertigt das in keiner Weise den
Austritt aus einem Grundsatzvertrag der strategischen
Rüstungskontrolle. Beide Seiten müssen sich zusammensetzen und über
ihre Probleme mit der angeblich fehlenden Einhaltung des Vertrags
durch die Gegenpartei sprechen, um sie zu beseitigen, und das Abkommen
ergänzen, sollte sich das als notwendig erweisen.

Die Amerikaner behaupten, die Abfangraketen in Osteuropa verstießen
deshalb nicht gegen den INF-Vertrag, weil sie erstens gegen feindliche
Raketen in großer Höhe und nicht gegen Ziele auf dem Territorium
Rußlands gerichtet seien und zweitens mit konventionellen und nicht
mit atomaren Sprengköpfen bestückt würden. Für Moskau gibt es jedoch
keine Garantie, daß diese Systeme im Krisenfall nicht doch atomar
umgerüstet und gegen russische Ziele neu ausgerichtet werden können.
Soweit ich informiert bin, wäre eine solche Umstellung relativ leicht
und in kurzer Zeit zu bewerkstelligen. Also sind die Sorgen der Russen
berechtigt und sollten von der NATO ernster als bisher genommen
werden. Wegen des Raketenabwehrsystems der USA sind Südkorea und Japan
als potentielle Ziele Nordkoreas oder auch Chinas ebenfalls akut
gefährdet. In Südkorea und Japan sind X-Band-Radarstationen und
Abfangraketen des BMD-Systems installiert.
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SB: Wie sehr interessiert sich die CND für britische Rüstungsexporte
an Länder in Krisengebieten? Ich denke in erster Linie an
Saudi-Arabien, das seit 2015 einen mörderischen Krieg im Jemen mit
Waffen Made in the UK sowie mit Hilfe britischer Militärlogistiker und
Verbindungsoffiziere führt. Private britische Sicherheitsunternehmen
sind auch in die Unterdrückung oppositioneller Kräfte in den
sunnitischen Petromonarchien am Persischen Golf sehr stark involviert.
Sind das Themen für die CND? Machen Sie auch dagegen Stimmung in der
britischen Öffentlichkeit?

DW: Ja, auf jeden Fall. Letztes Jahr nahmen wir mit zahlreichen
anderen Antikriegs- und Menschenrechtsgruppen an den Protesten in
London gegen die große Rüstungsmesse namens Defence and Security
Equipment International (DSEI) teil. Die Proteste gingen wie die Messe
selbst mehrere Tage. An einem Tag haben wir den Schwerpunkt der
Demonstration auf den Protest gegen jene Firmen gelegt, die auf der
DSEI Aussteller waren und gleichzeitig in die Entwicklung und
Produktion von Atomwaffen verwickelt sind. Einer der Konzerne, die wir
dabei an den Pranger stellten, ist Jacobs Engineering, ein
kalifornisches Anlagenbauunternehmen, das 2017 einen Auftrag zur
Betreuung des Raketenabwehrsystems im Wert von 4,6 Milliarden Dollar
vom US-Verteidigungsministerium erhalten hatte.

SB: Sind es dieselben britischen Unternehmen, die an der
Modernisierung des königlichen Trident-Systems beteiligt sind und
zugleich Waffen an Saudi-Arabien verkaufen und damit am Völkermord im
Jemen mitverdienen?

DW: Nur zum Teil. Die Produzenten kleinerer Waffen wie Gewehre sind
nicht zwingend auch in den Bau von U-Booten oder Atomsprengköpfen
verwickelt. Soweit ich weiß, werden die Dreadnought-U-Boote in
Großbritannien lediglich für den Gebrauch durch die eigene Marine
entwickelt und hergestellt. Der Branchenprimus Lockheed Martin stellt
natürlich alle Arten von Waffen her und ist in sämtliche Aspekte der
amerikanischen Militärmaschinerie involviert, sei es Raketenabwehr,
Atomsprengköpfe, Kampfjets, Luft-Boden-Raketen, et cetera. Wie dem
auch sei, alle wichtigen Rüstungsunternehmen waren bei dieser
monströsen Waffenschau in London anwesend, stellten ihre Produkte aus
und versuchten in Verhandlungen mit den verschiedenen
Regierungsvertretern dafür dicke Bestellungen an Land zu ziehen.

SB: Sind die US-Rüstungsunternehmen in Großbritannien stark engagiert?

DW: Durchaus. Verschiedene amerikanische Waffenhersteller haben
Produktionsstätten bei uns, beschäftigen viele Menschen und betreiben
aktiv Lobbyarbeit bei der Regierung in London. Neben den einheimischen
Firmen gehören sie zu den wichtigsten Ausrüstungslieferanten und
Dienstleistern des britischen Ministry of Defence (MoD). Zwar führen
sie ähnlich anderen großen amerikanischen Unternehmen wie Amazon oder
Apple nicht viel Steuern an den britischen Fiskus ab, doch aufgrund
der diversen Arbeitsplätze reklamieren sie für sich, die
Volkswirtschaft des Vereinigten Königreichs zu unterstützen.

SB: Veranstaltet die CND gelegentlich auch Protestaktionen vor den
Werkstoren der Rüstungsbetriebe in Großbritannien?

DW: Ja, das machen wir gar nicht so selten. In letzter Zeit haben wir
vor allem vor den Büros oder Werkshallen von Unternehmen demonstriert,
die am "Drohnenkrieg" der CIA gegen mutmaßliche "Terroristen" im
Jemen, im Irak, in Syrien, Libyen, Somalia und Afghanistan beteiligt
sind. Die meisten Opfer solcher Drohnenangriffe sind bekanntlich
Zivilisten, denn das Pentagon stuft alle Männer im wehrfähigen Alter
in solchen Regionen als "verdächtige Personen" bzw. "Kombattanten"
ein.

SB: Wenn ich mich richtig erinnere, haben Kriegsgegner 2006 die Fabrik
des US-Rüstungsproduzenten Raytheons in der nordirischen Stadt Derry
besetzt, Fenster eingeschlagen und Computer aus den Fenstern geworfen.
Beim Prozeß wegen Hausfriedensbruchs und schwerer Sachbeschädigung
wurden 2009 die sogenannten "Raytheon 9" freigesprochen, weil sie ihr
Handeln als gerechtfertigt im Sinne der Kriegsverhinderung plausibel
darlegen konnten. Wegen der anhaltenden Proteste und der Niederlage
vor Gericht hat Raytheon 2010 seine Dependence in Derry geschlossen.

DW: Gerade der Fall Raytheon in Derry zeigt, wie sehr solche
Unternehmen das Licht der öffentlichen Aufmerksamkeit scheuen. Sie
haben es überhaupt nicht gern, wenn Kriegsgegner die Folgen ihres
Handelns, die Zerstörung und das Leid, welche die Produkte solcher
Unternehmen verursachen, publik machen.

SB: In Großbritannien gedeiht stärker als irgendwo anders in Europa
die private Sicherheitsindustrie, seien es Söldnerfirmen oder
Militärdienstleister. In Bahrain zum Beispiel bringen ehemalige
Mitglieder des Special Branch der Royal Ulster Constabulary (RUC)
Nordirlands, die während der "Troubles" im Verdacht der Zusammenarbeit
mit loyalistischen Paramilitärs im Kampf gegen die "terroristische"
IRA standen, der Polizei des Emirats bei, wie sie am besten die
schiitische Bevölkerungsmehrheit unterdrücken kann. Hat die CND auch
zu solchen Auswüchsen des sogenannten "Antiterrorkriegs" Stellung
genommen?
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DW: Das ist für uns bisher kein Schwerpunkt gewesen. Dennoch haben wir
in den letzten Jahren mehrere Mitglieder der Opposition Bahrains zu
uns eingeladen, die dann Vorträge gehalten und über ihre eigenen
Foltererfahrungen in den Gefängnissen der Polizei berichtet haben.
Generell kann man sagen, daß sich die CND und ihre Mitglieder für jede
Art der Verwicklung Großbritanniens in Unterdrückung und
Menschenrechtsverletzungen im Ausland interessieren. Es ist eine Frage
der Ressourcen. Wir haben nur rund 3000 aktive Mitglieder und müssen
bei der Öffentlichkeitsarbeit unsere Energien auf bestimmte Themen
konzentrieren.

SB: Seit einigen Jahren sorgt in Großbritannien und darüber hinaus ein
größerer Skandal um die Unterwanderung zivilgesellschaftlicher Gruppen
wie Tierrechtler und Atomkraft- und Frackinggegner durch
Undercover-Polizisten für Schlagzeilen. Hat die CND oder haben Sie
persönlich irgendwelche negativen Erfahrungen dieser Art gemacht?
Haben Sie das Gefühl, der britische Sicherheitsapparat in Form des MI5
habe Sie auf seinem Radar?

DW: Die Phase, in der CND unter starker polizeilicher Beobachtung
stand, scheint einiger Zeit zurückzuliegen. In den siebziger,
achtziger Jahren, als die Proteste gegen den Militärflughafen Greenham
Common und die nukleare Aufrüstung der NATO in Westeuropa tobten,
arbeitete eine Polizeiagentin bei uns in der Zentrale, ohne daß wir es
wußten. Angeblich suchte sie nach Beweisen für die These, daß die
Friedensbewegung für den Kreml arbeitete und daß CND mit Geldern aus
der Sowjetunion finanziert wurde. Das war natürlich Humbug, weshalb
nichts dergleichen gefunden wurde.

Doch auch wenn wir nicht mehr unter die Lupe genommen werden, bemerkt
man die polizeiliche Observation und Einschüchterung, wenn man an
Protestaktionen gegen Menwith Hill oder Fylingdales teilnimmt. Das
sind strenggeheime Spionageanlagen und damit starke Machtmittel, auf
die der britischen Staat und die USA partout nicht verzichten wollen.
Jede Infragestellung der Existenz und der Notwendigkeit solcher
Anlangen empfinden staatliche Stellen als Frontalangriff. Also wird
man bei Demonstrationen von der Polizei ruppig behandelt. Die
Festnetzleitung meines Telefons zu Hause wurde früher, da bin ich mir
ziemlich sicher, abgehört. So etwas bekommt man heute wegen der
Fortschritte in der Digitaltechnologie nicht mehr mit. Ich gehe davon
aus, daß alle Mobiltelefongespräche und alle E-Mail-Korrespondenzen
von den Geheimdiensten abgespeichert und bei Bedarf ausgewertet
werden.

Vor einiger Zeit diskutierten wir über Wochen intern bei CND über eine
geplante Protestaktion. Wir hatten uns noch nicht einmal über Ort und
Datum der Demonstration verständigt, da rief schon die Polizei bei uns
an und wollte wissen, wann und wo die Aktion steigt.

SB: Sie wollten nur behilflich sein, vielleicht den Entscheidungsprozeß beschleunigen. (lacht)

DW: Ja, klar. Sie wollten nicht, daß wir allein auf der Straße stehen,
sondern uns Gesellschaft leisten. (lacht ebenfalls)

Jedenfalls sind wir von der CND in den letzten Jahren zu dem Schluß
gekommen, daß wir die Zusammenarbeit mit anderen gesellschaftlichen
Gruppen verstärken müssen. Allein auf das Thema Atomkrieg und seine
Verhinderung zu pochen ist wenig zielführend. Der Krieg findet nicht
nur auf dem Schlachtfeld statt, sondern bereits im Vorfeld, wenn zum
Beispiel staatliche Ressourcen statt für Bildung, Gesundheit und
Soziales für Rüstung und den Aufbau einer überdimensionierten Armee
ausgegeben werden. Damit werden soziale Mißstände geschaffen und
verschärft. Deshalb sind wir dazu übergegangen, andere Gruppen in
Bereichen wie Umwelt, Tierrechte oder Obdachlosigkeit zu unterstützen
und sei es nur symbolisch. Wir begreifen uns als Teil einer größeren
gesellschaftlichen Bewegung. Nur durch die Zusammenarbeit all dieser
Gruppen können die notwendigen Veränderungen erzielt werden.

SB: Herzlichen Dank, Dave Webb, für dieses Interview.
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VORTRAG/2302: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 3. bis 5. Dezember 2018


Helle Panke

Veranstaltungen in der 49. Kalenderwoche



Montag, 3. Dezember 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr

Philosophische Gespräche

Grundzüge von Jürgen Habermas' Theorie der kommunikativen Vernunft

Eine Einführung in die Grundgedanken und zentralen Begriffe

Referent: Prof. em. Stefan Müller-Doohm (Carl von Ossietzky Universität
Oldenburg)

Moderation: Dr. Falko Schmieder

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Dienstag, 4. Dezember 2018, 10:00 bis 12:00 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Karl Marx über Religion

Verführendes, weil illusionäres Denken, oder revolutionäre Kraft?

Referentin: Ilsegret Fink

Moderation: Marilies Müller

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 4. Dezember 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr


Politik im Gespräch

Wem gehört(e) die Karl-Marx-Allee?

mit Karin Baumert (Stadtsoziologin und ehemalige Baustadträtin in
Berlin-Mitte), Dr. Anja Köhler (Mieterbeirat Karl-Marx-Allee) und Steffen
Zillich (direkt gewählter Abgeordneter für Friedrichshain-Kreuzberg,
Sprecher für Haushaltspolitik der Linksfraktion im Abgeordnetenhaus)

Moderation: Fabian Kunow

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Café Sybille, Karl-Marx-Allee 72, 10243 Berlin


Mittwoch, 5. Dezember 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr

Ateliergespräche im Max-Lingner-Haus

Wohnraum auf Rädern

Humoristische Geschichten von Michail Bulgakow.

Lesung von Antje und Michael Leetz

Kosten: 3,00 Euro / ermäßigt 1,50 Euro 

Ort: Max-Lingner-Haus, Beatrice Zweig Straße 2, 13156 Berlin


Mittwoch, 5. Dezember 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr


Marx200

Von Marx zum Marxismus

Biografische Annäherungen an die Ursprünge einer politischen
Weltanschauung

Referentin: PD Dr. Christina Morina (Uni Amsterdam, Autorin "Die Erfindung
des Marxismus")

Moderation: Dr. Frank Engster

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin

 * 

PUBLIKATION

Reihe "Pankower Vorträge"

Heft 221: Reformen im Realsozialismus der 60er Jahre und ihre politischen
Konsequenzen (II)

NÖS, Praxisdebatte, Kybernetik und Demokratischer Sozialismus 

Konferenzbeiträge, Teil 2 (Teil 1 erschien als Heft 217), Berlin 2018, 48
Seiten

Inhalt

* Boris Kanzleiter: Die affirmative Revolte "1968" in der Sozialistischen
Föderativen Republik Jugoslawien (SFRJ)

* Judith Dellheim: Zur Wirtschaftspolitik des "Prager Frühlings"

* Annette Vogt: Auseinandersetzungen zur Anwendung mathematischer Methoden
in der Planung in der UdSSR am Beispiel des Mathematikers Leonid V.
Kantorovich

* Erika Maier: Können die Reformansätze der 60er Jahre für eine
sozialistische Alternative hilfreich sein?

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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GEWERKSCHAFT/1748: Karstadt-Kaufhof - Zukunftskonzepte mit Belegschaftsvertretern entwickeln (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
30. November 2018

Karstadt-Kaufhof: Zukunftskonzepte mit Belegschaftsvertretern
entwickeln - Eigenständigkeit bietet große Chancen für
Doppelstandorte



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat nach dem
Abschluss des Geschäftes (Closing) von Galeria Kaufhof und Karstadt
eine sofortige Einbindung der Betriebsräte und der Gewerkschaft
verlangt. "Zukunftskonzepte sind erfolgreich, wenn sie gemeinsam mit
der Belegschaft und ihrer Interessenvertretung entwickelt werden. Für
ver.di und die Gesamtbetriebsräte steht bei allen Überlegungen die
Standort- und Beschäftigungssicherung sowie die Bindung an den
Flächentarifvertrag an erster Stelle", erklärte
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Stefanie Nutzenberger.

"Kaufhof und Karstadt rechtlich als zwei Unternehmen zu führen, ist
eine richtige Entscheidung, weil dies die größten Chancen für den
Erhalt der Doppelstandorte bietet. Gleichzeitig werden die
Mitbestimmungsstrukturen erhalten, die gebraucht werden, um die
Beschäftigten der beiden Unternehmen an der Zukunftsplanung zu
beteiligen", sagte Nutzenberger. Die Gesamtbetriebsräte von Kaufhof
und Karstadt wollen jetzt Kontakt untereinander aufnehmen, um eine
Zusammenarbeit zu beginnen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 30.11.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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STANDPUNKT/103: Ich dürste nach Verurteilung (Ingolf Bossenz)


Ich dürste nach Verurteilung

Alle Jahre wieder: Im Licht des Advents erstrahlt der Niedergang des
westlichen Christentums.

Von Ingolf Bossenz



Ein Freund schrieb mir aus dem Hotel "Atlantis The Palm" in Dubai:
»Gestern« habe man dort eine »vorgezogene Halloween-Party« veranstaltet.
»Gestern«, das war der 26. Oktober, mithin fünf Tage vor Halloween. Die
Hotels des Luxus-Emirats, so die Botschaft, hätten sich »abgesprochen, um
sich nicht gegenseitig die Gäste wegzunehmen«.

Einem, der auszieht, das Gruseln zu lernen, bietet die »Globalisierung«
beste Bedingungen. Was einst, dem Titel eines DEFA-Films von 1957 folgend,
für Zwergenland galt, trifft inzwischen auf Halloween zu: Es ist überall.
Gegen die Halloweenisierung dieser Welt gibt es keine Firewall. Freiheit,
Gleichheit, Unerbittlichkeit. Doch wie ist es möglich, dass ein islamisch
geprägter Ort wie Dubai dieses aus heidnisch-katholischem
Kontext erstandene Brauchtum offenbar problemlos assimiliert?

Es ist der globale Gleichmacher Kapitalismus, der rast- und ruhelose
Planierer und Nivellierer, der Güter wie Götter abklopft, ausmisst, hin und
her wendet, verwendet oder verwirft. Entscheidend für den Ausleseprozess
der physischen wie metaphysischen Gebilde: ob sie in einen geldwerten
und profitheckenden Aggregatzustand gezwungen werden können.

Der deutsche Advent ist eine exzellente Gelegenheit, diesen Prozess der
Pekuniarisierung einer einstmals den Erdkreis umgreifenden Glaubenslehre zu
beobachten. Um Zugriff auf die Zeit, die sich über Jahrhunderte mit der
beseligenden Erwartung des Erlösers verband, wird erbittert vor
Verwaltungsgerichten gestritten. Verkaufsoffenheit, Kaufkraft und
Herrlichkeit - in Ewigkeit. Amen. Was einmal die größte Hoffnung der
Christenheit assoziierte, ist alle Jahre wieder die letzte Hoffnung des
Einzelhandels. Glänzende Kugeln, glänzende Augen, glänzende Umsätze. Wer
jetzt nicht handelt, den bestraft die Jahresendbilanz. Einst warf Jesus
die Händler aus dem Tempel, heute füllt sein bevorstehender Geburtstag die
Tempel der Händler. Des Apostels Paulus Wort »Jetzt ist die Zeit der Gnade«
wird konterkariert vom gnadenlosen Geschäft in der Zeit bis Adventus
Domini, der Ankunft des Herrn.

Aus Belgien erreicht uns die Nachricht, dass dort immer mehr
Weihnachtsmärkte zu »Wintermärkten« umbenannt werden, so in Brüssel,
Antwerpen, Gent, Hasselt und sogar in dem für seinen romantischen
Adventsbudenzauber berühmten Brügge. Wie der Sender »Nieuws VTM« mitteilte,
begründen die Organisatoren dies mit der Rücksichtnahme gegenüber
Andersgläubigen, die man nicht brüskieren wolle. Eine solche Entwicklung,
die auch hierzulande alladventlich mit Meldungen, Mutmaßungen und Dementis
zu medialer Präsenz gebracht wird, ist indes durchaus konsequent. Wenn
Andersgläubige, mit denen in der Regel weder Buddhisten noch
Hindus oder Animisten gemeint sind, dabei die Zielgruppe sind, mag
ideologisch generierte Beflissenheit diesen begrifflichen 
Verdehnungen beihelfen. Vor allem aber geht es um die Ausweitung der
Konsumzone. Der christlichen Staffage entkleidete
Weihnachtsfolklore soll für eine in Deutschland und Europa stetig wachsende
potenzielle Käuferschicht die - falls vorhanden - Hemmschwelle beseitigen.
»Heilige Krieger« wider den westlichen Hedonismus dürften sich von den
semantischen Volten ebenso wenig beeindrucken lassen wie von den seit dem
Terroranschlag vor zwei Jahren in Berlin um Weihnachts-, Winter- und
sonstige Märkte platzierten Betonplacebos.

Papst Benedikt XVI., exemplarisch als prominenter Kulturkritiker, sah den
»authentischen Geist« des Advents durch kommerzielle »Verunreinigung«
bedroht. Schon hundert Jahre zuvor hatte der Soziologe Werner Sombart
(1863-1941) das profitwütige Metastasieren des Kapitalismus von
einer »Schlammflut des Kommerzialismus« begleitet gesehen. Zunehmende Waren-
und abnehmende Glaubensmasse machen es schwer, eine Zeit der Besinnung und
Besinnlichkeit zu evozieren und den Zauber der Erwartung unter merkantilem
Geröll freizulegen. Andererseits war der Geist der Weihnacht - ungeachtet
rührseliger Rückblicke - nie der Heilige Geist, sondern immer der
Zeitgeist. Und um diesen wallen statt der betörenden Nebel des Numinosen
die kontaminierten Dämpfe des Diesseitigen. »Aus dem Menschen, dem das Fest
ein Wohlgefallen sein sollte, wurde der 'Endverbraucher', der in den
Mechanismus der Absatzorganisationen geriet und von ihm erst wieder
freigegeben wurde, als alles vorbei war.« So klagte der Schriftsteller
Friedrich Sieburg (1893-1964) Anfang Januar 1953 in der »Zeit« -
»vorsorglich erst nach dem Fest«, wie Sieburg schrieb, denn es
gehöre »schon ein wenig Mut dazu, gegen den Absatzterror zu protestieren«.
Nun, auch das gehört längst zum zeitgeistigen Ritual.

Der seit Jahrzehnten von den Kirchen gepflegte Unmut über die zum Ende des
Spätsommers in den Kaufhallen verfügbaren kulinarischen
Weihnachtsingredienzen oder die pseudotheologisch aufgeladene Debatte um
Schokoladenfiguren (St. Nikolaus vs. Santa Claus) sind die eher banalen
Symptome eines ernst zu nehmenden Prozesses: Der Verlust von Glauben geht
immer auch einher mit der Erosion von Kultur. Die weitgehende
Geringschätzung des religiös Überkommenen ist zweifellos Ausdruck eines
durch Aufklärung und Wissenschaft geprägten und geförderten säkularen
Selbstbewusstseins. Sie schwächt aber zugleich das geistig-kulturelle 
Wertefundament, auf dem ein nach Stabilität strebendes Gemeinwesen ruht. Der
Staatsrechtler Ernst-Wolfgang Böckenförde (*1930) fasste das 1964 in sein
berühmtes Diktum: »Der freiheitliche, säkularisierte Staat lebt von
Voraussetzungen, die er selbst nicht garantieren kann.« Eine Kultur, die
ihre eigene Dekonstruktion betreibt, begibt sich zudem einer wesentlichen
Voraussetzung für den fruchtbaren Diskurs mit anderen Kulturen:
der Selbstachtung. Der konservative österreichische Philosoph Gerd-Klaus
Kaltenbrunner (1939-2011) bemerkte einmal, es gebe »keinen Dialog, wenn
einer der Teilnehmer sich selbst verachtet und sich in einer Verfassung
befindet, die der Dichter Yeats mit den Versen umschrieben hat: 'Komm,
richte auf mich dein anklagend Auge. Ich dürste nach Verurteilung ...'«.

Von den christlichen Amtskirchen hierzulande wird die muslimische
Einwanderung in die religiös ausgezehrte westliche Gesellschaft
vorbehaltlos unterstützt. Dabei greift nicht nur der Wunsch, der eigenen
Glaubensschwäche ein aufhelfendes Beispiel bieten zu können, sondern ebenso
die Hoffnung, durch Annäherung sei ein Wandel der für aufgeklärte
Gesellschaften problemati-chen Seiten des Islam möglich - mithin auch
durch Kommerz, Konsum und andere hilfreiche Gottheiten des Kapitalismus.
Schließlich hat in Europa die Transformation der Religion vom
identitätsstiftenden Bekenntnis zur kulturellen Metapher und dekorativen
Folklore Tradition. Allerdings bislang nur beim Christentum.

Zwar gelang es den Kirchen in Deutschland im Gefolge der Migrationsdebatte,
sich wieder enger an den Staat zu schmiegen. Von einer
religiös-spirituellen Renaissance kann indes keine Rede sein. »Werte
liefern, das können auch andere«, schrieb kürzlich der evangelische
Theologieprofessor Peter Scherle (Herborn) in der »Frankfurter
Allgemeinen«. Und: »Aus Christen wurden Konsumenten und User gemacht.«
Scherle fordert »neue theologische Antworten«, eine »neue Art von Mystik«,
um das Fortbestehen der Volkskirchen zu sichern. Ein reichlich
hilfloser Appell, während im Abendland der Christenglaube nicht nur in
Auflösung begriffen ist, sondern zudem auf eine immer wirkmächtiger
werdende Religion trifft. Für ihren forsch verkündeten »interreligiösen
Dialog« bräuchten die Kirchen ein Selbstbewusstsein, das sie
längst aufgegeben haben. Vielleicht kommt es aber auch ganz anders und die
auf dem numinosen Markt verbliebenen Konkurrenten werden sich absprechen -
wie die Hotels in Dubai -, um sich nicht gegenseitig die letzten Gläubigen
wegzunehmen.

 * 

Quelle:

Ingolf Bossenz, Dezember 2018

Der Schattenblick veröffentlicht diesen Artikel mit der freundlichen

Genehmigung des Autors.

Erstveröffentlicht in Neues Deutschland vom 1./2. Dezember 2018

www.neues-deutschland.de/artikel/1107009.christentum-ich-duerste-nach-verurteilung.htm
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SCHACH-SPHINX/06764: Explosion von glänzenden Zügen (SB)


Auch Michael Botwinnik mußte in seiner frühen Karriere manch
herzbeklemmende Partie durchstehen. 18 Jahre vor seiner Krönung zum
Weltmeister, zu einer Zeit, als er sich mühsam seinen Weg bahnte durch
das seinerzeit noch vergleichsweise unerforschte Terrain der
Eröffnungstheorie, spielte er mit den weißen Steinen gegen die
Nimzoindische Verteidigung. Der Führer der schwarzen Figuren,
Miasoedow, mag in einer ähnlichen Lage gewesen sein wie Botwinnik.
Heutzutage schüttelt man die Hauptvarianten sozusagen aus dem Ärmel,
doch damals lauerte hinter jedem Zug noch ein dichtes Buschwerk mit
verborgenen Gefahren. Botwinnik geriet denn auch in einen wüsten
Angriff. Sein König wurde über f2 nach e3, dann weiter nach d3 und
schließlich nach c2 gescheucht. Sein einziger Trumpf in diesem
Durcheinander war die von Schwerfiguren besetzte g-Linie und der
grimmig nach g7 dreinschauende Damenläufer auf b2. Kannst du dir
vorstellen, Wanderer, daß die Stellung im heutigen Rätsel der Sphinx
mit Schwarz am Zuge nach einer Explosion von Donnerschlägen ganz
friedlich in einem Remis endete?






[image: SCHACH-SPHINX/06764: Explosion von glänzenden Zügen (SB)]



Botwinnik - Miasoedow

Leningrad 1930


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Spasski nahm den weißen König mit 1...Sc6-b4! ins Visier. Da neben dem
Schachmatt auf c2 auch 2...Ld4xc3 drohte, mußte Timman den Springer
nehmen und damit die a-Linie für die schwarzen Türme öffnen: 2.a3xb4
a5xb4 3.Sc3-a4 Tb7-a7 4.Dh3-b3 c5-c4 5.Db3-a2 Tb8-a8 6.e4xf5 Ta8xa4!
und Weiß gab auf.



Erstveröffentlichung am 3. Dezember 2005
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





PROFI/692: Schwergewicht - auf gleicher Augenhöhe ... (SB)


Deontay Wilder und Tyson Fury trennen sich unentschieden



Einer der bedeutendsten und zugleich spektakulärsten Kämpfe des
ausklingenden Jahres endete unentschieden. Vor 17.698 Zuschauern im
Staples Center in Los Angeles verteidigte der 33jährige Deontay Wilder
aus Tuscaloosa den WBC-Titel im Schwergewicht erfolgreich gegen den
drei Jahre jüngeren Briten Tyson Fury, da die Wertung der Punktrichter
unter dem Strich keinem von beiden den Zuschlag gab. Alejandro Rochin
aus Mexiko sah Wilder mit 115:111 in Front, der Kanadier Robert Tapper
hatte 114:112 für Fury notiert und Phil Edwards aus England punktete
113:113, so daß beide Akteure ungeschlagen blieben. Während für den
US-Amerikaner nunmehr 40 Siege und ein Unentschieden zu Buche stehen,
hat der ehemalige Champion aus Nordengland neben 27 gewonnenen
Auftritten nun ebenfalls ein Unentschieden in seiner Bilanz. [1]

Wenngleich beide der Auffassung waren, sie hätten den Sieg verdient,
können sie mit dem Ergebnis leben. Wilder, weil er bis zu achten Runde
allzu viele Luftlöcher gegen den ständig ausweichenden Briten
geschlagen hatte und nach Punkten in Rückstand geraten war. Fury, weil
er sich weitgehend auf die Defensive beschränkt hatte und in der
neunten und zwölften Runde niedergeschlagen worden, aber nicht
liegengeblieben war. Laut der Statistik von CompuBox hatte Wilder 71
von 430 Schlägen ins Ziel gebracht (17 Prozent), während Fury bei 327
Versuchen 84 Treffer erzielt hatte (26 Prozent). Allerdings schlug der
US-Amerikaner wesentlich wirksamer zu, zumal die erfolgreichen Schläge
des Briten zumeist aus nicht sonderlich hart vorgetragenen Jabs
resultierten.

Unter den Kommentatoren und Experten waren die Meinungen geteilt, was
von diesem Ausgang des Kampfes zu halten sei. Paulie Malignaggi,
Lennox Lewis und Andre Ward waren der Auffassung, Tyson Fury habe den
favorisierten WBC-Champion erfolgreich ausgeboxt, das Geschehen über
weite Strecken kontrolliert und demonstriert, wie dessen gefürchtete
Rechte zu neutralisieren sei. Der mit 2,06 m fünf Zentimeter größere
und rund 17 Kilo schwerere Außenseiter habe eine enorme Beweglichkeit
an den Tag gelegt, unermüdlich gekämpft und phänomenale
Nehmerqualitäten unter Beweis gestellt [2]. Hingegen sahen die
Fachleute von ESPN und Boxingnews.24 den US-Amerikaner in Front, da er
trotz seines Rückstands und einsetzender Ermüdungserscheinungen
entschlossen nachgelegt habe, in der zweiten Hälfte immer gefährlicher
geworden sei und Volltreffer ins Ziel gebracht habe. Der
Herausforderer habe es vor allem darauf angelegt, nicht getroffen zu
werden, sei aber dennoch zweimal auf den Brettern gelandet. [3]

Höhepunkt des Kampfes war die dramatische zwölfte Runde, als Fury wie
vom Blitz getroffen niederstürzte und sekundenlang reglos liegenblieb,
während ihn Ringrichter Jack Reiss anzählte. Wilder feierte bereits
seinen Sieg, als der Brite plötzlich wieder aufstand und erklärte, bei
ihm sei alles in Ordnung. Wie Wilder traute auch der Referee seinen
Augen nicht, worüber eine kurze Spanne verstrich, die Fury zugute kam.
Der US-Amerikaner wollte nachlegen, um sein Werk zu vollenden, doch
sein Gegner schlug heftig zurück und lieferte ihm ein turbulentes
Finale, bis der Schlußgong ertönte und die Kontrahenten einander in
die Arme fielen. Wenn man so will, war dies der abschließende Beleg
dafür, daß keiner von beiden bei diesem Auftritt über den Tisch
gezogen worden war.

Das Resultat schreit natürlich nach einer Revanche, zu der sich beide
an Ort und Stelle bereiterklärten. Allerdings ist da noch Anthony
Joshua, der die Titel der Verbände WBA, WBO und IBF in seinem Besitz
hat und die Vorherrschaft für sich reklamiert. Neben der Klärung der
Frage, wer der weltbeste Schwergewichtler sei, ist sehr viel Geld im
Spiel. Wilder mit mindestens 4 Millionen Dollar und Fury mit 3
Millionen Dollar kamen in Los Angeles zwar auf ihre Kosten und würden
bei einer Neuauflage ihres Duells sicher noch mehr verdienen, zumal
sich der Brite nun auch in den USA einen Namen gemacht hat. Im Falle
Joshuas ginge es jedoch um den zehnfachen Betrag oder mehr, da der
Platzhirsch mit seinem Promoter Eddie Hearn das finanzielle Maß aller
Dinge in der Königsklasse ist.

Hearn wird wohl das Unentschieden zum Anlaß nehmen, sein Angebot an
Wilder abermals so niedrig anzusetzen, daß der WBC-Weltmeister
schlechterdings nicht einschlagen kann. Joshua wird im April
vermutlich gegen seinen britischen Landsmann Dillian Whyte oder einen
anderen handhabbaren Herausforderer antreten, so daß die
gefährlichsten Gegner weiterhin von ihm ferngehalten werden. Wilder
und Fury sollten jedenfalls nicht damit rechnen, in absehbarer Zeit
einen Kampf gegen Joshua zu bekommen. Daher wären sie in der Tat gut
beraten, eine Revanche ernsthaft in Erwägung zu ziehen.

In sportlicher Hinsicht ist Deontay Wilder gegenwärtig der
spektakulärste Akteur seiner Gewichtsklasse. Er hat nun mit dem
Kubaner Luis Ortiz und Tyson Fury zwei der besten Rivalen in Folge vor
den Fäusten gehabt. Fury hat alle Skeptiker eines Besseren belehrt und
die lange Abwesenheit, den Drogenkonsum, Depressionen und einen
enormen Gewichtszuwachs auf etwa 180 kg hinter sich gelassen und eine
glänzende Vorstellung gegeben. Sie haben dem Publikum mit ihrem Duell
im Staples Center ein Drama geboten, dessen Ernte sie einfahren
sollten, ehe es wieder in Vergessenheit geraten ist.

Eine Neuauflage könnte der meistbeachtete Schwergewichtskampf in den
USA werden, seit Lennox Lewis - ebenfalls im Staples Center - in
seinem Abschiedskampf 2003 in einer wahren Ringschlacht auf Vitali
Klitschko getroffen war. Bei der Revanche werde er Fury garantiert
kriegen, erklärte Deontay Wilder, der am liebsten gleich seinen
nächsten Auftritt gegen den Briten bestreiten würde. Warum sollte man
den Fans nicht bieten, was sie unbedingt sehen wollen! Es sei ein
großartiger Kampf gewesen, den man einfach ein zweites Mal in Angriff
nehmen müsse. Der Austragungsort spiele für ihn kein Rolle, so der
WBC-Weltmeister. Dem schloß sich Tyson Fury mit den Worten an, er und
Wilder seien die besten Schwergewichtler der Welt und hätten das an
diesem Abend unter Beweis gestellt. Träfen zwei Krieger aufeinander,
komme es unweigerlich zu einer spektakulären Schlacht. Er sei sofort
zu einer Revanche bereit, die unweigerlich kommen müsse.


Fußnoten:

[1] www.espn.com/boxing/story/_/id/25429168/deontay-wilder-tyson-fury-fight-draw-heavyweight-title-bout

[2] www.boxingnews24.com/2018/12/thrilling-tyson-fury-vs-deontay-wilder-bout-ends-in-controversial-draw/

[3] www.boxingnews24.com/2018/12/deontay-wilder-vs-tyson-fury-ends-in-12-round-draw/
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INFOPOOL / UMWELT / ABFALL





ATOM/1299: Ahauser Erklärung (Strahlentelex)


Strahlentelex mit ElektrosmogReport 

Unabhängiger Informationsdienst zu Radioaktivität, Strahlung und
Gesundheit

Nr. 760-763 / 32. Jahrgang, 4. Oktober 2018 - ISSN 0931-4288

Atommüll

Ahauser Erklärung



Kampagne gegen drohende Atommüll-Transporte und die schleichende
Umwandlung des Ahauser Atommüll-Zwischenlagers in ein Dauerlager

Mit einer "Ahauser Erklärung" hat die Bürgerinitiative "Kein Atommüll
in Ahaus" eine neue Kampagne gegen drohende Atommüll-Transporte und
die schleichende Umwandlung des Ahauser Atommüll-Zwischenlagers in ein
Dauerlager gestartet. Unterschriften unter die Erklärung werden nicht
nur von Einzelpersonen gesammelt (www.ahauser-erklaerung.de), sondern
 auch Firmen, Vereine, Verbände und Parteien sollen für eine
Unterstützung gewonnen werden.

Die Ahauser Misere

Zum Hintergrund: In Ahaus existiert seit 1990 ein Atommüll-Lager, das
"Transportbehälterlager Ahaus" (TBL-A). Dort lagert in der östlichen
Hälfte des Gebäudes hochradioaktiver Müll in Form von bestrahlten
Brennelementen aus verschiedenen Atomreaktortypen (siehe Kasten 1), in
der westlichen Hälfte sogenannter schwach- bis mittelradioaktiver Müll
unterschiedlicher Herkunft (SM-Abfall).

(Kasten 1)



305 CASTOR THTR/AVR-Behälter mit ca. 600.000 Kugel-Brennelementen
 aus Hamm-Uentrop



3 CASTOR V 52 und 3 CASTOR V 19 mit Brennelementen (BE) aus den
 Leistungsreaktoren Gundremmingen und Neckarwestheim



18 CASTOR MTR-2 aus dem Forschungsreaktor Dresden/Rossendorf,
 beladen mit alten sowjetischen Brennelementen



Das TBL-A ist konzipiert als sogenanntes "Zwischenlager", in dem
radioaktive Abfälle befristet aufbewahrt werden sollen. Das Lager wie
auch die einzelnen CASTOR-Behälter für den hochradioaktiven Müll sind
für einen Zeitraum von maximal 40 Jahren genehmigt. Diese Frist endet
im Jahr 2036. Die Genehmigung für die Lagerung von schwach- und
mittelaktivem Müll endet bereits im Jahr 2020.

Mit der Aufnahme dieses Mülls wurden der Ahauser Bevölkerung
erhebliche Risiken auferlegt. Trotz Widerstands aus der Bevölkerung
von Anfang an haben die politischen Gremien der Stadt diese Belastung
in der Vergangenheit mehrheitlich akzeptiert, weil sie diese als einen
Solidarbeitrag zur gesellschaftlichen Aufgabe der atomaren Entsorgung
verstanden haben und ihnen darüber hinaus die zeitliche Begrenzung der
"Zwischenlagerung" von den politische Verantwortlichen in Bund und
Land NRW versprochen worden war.

Nun aber wird immer deutlicher, dass diese Versprechungen nicht
eingehalten werden können:

Der schwach- und mittelradioaktive Müll sollte ab 2019 im Schacht
Konrad in Niedersachsen endgelagert werden. Die Inbetriebnahme dieses
Lagers, ursprünglich sogar schon für 2014 geplant, musste immer wieder
verschoben werden. Aktuell ist sie für 2027 geplant, aber ob der
Schacht Konrad dann oder überhaupt jemals in Betrieb geht, ist
zumindest sehr fraglich. Deshalb haben die Betreiber des TBL-A im
letzten Jahr den Antrag gestellt, die Lagerungsgenehmigung für den
SM-Abfall komplett zu entfristen - was faktisch auf die Umwandlung des
TBL-A in ein Atommüll-Endlager hinausläuft.

Es ist offenkundig, dass bis zum Jahr 2036 auch kein Endlager für
hochradioaktiven Müll zur Verfügung stehen wird. Die optimistischsten
Schätzungen erwarten eine Inbetriebnahme nach 2050. Aber selbst dann
würde es Jahrzehnte dauern, bis der gesamte angefallene Müll dort
eingelagert werden könnte. Bei einigen Politikern und den zuständigen
Behörden (Bundesamt für Entsorgung, BfE) wird deshalb davon
ausgegangen, dass die Nutzung der bestehenden Zwischenlager einfach um
mehrere Jahrzehnte verlängert werden kann.

Dies ist aber generell nicht akzeptabel, und für Ahaus schon gar
nicht:

"Die 40 Jahre waren eine Empfehlung der Politik, um den
Standortgemeinden zu signalisieren, dass es sich um zeitlich begrenzte
Zwischenlager und nicht um verkappte Endlager handelt. Die
Reaktor-Sicherheits-Kommission (RSK) hat diese 40 Jahre aufgegriffen
und wissenschaftlich bewertet. Kein Mitglied dieser Kommission hat
damals für 60 Jahre unterschrieben! Wir haben keinerlei Erkenntnis, in
welchem Zustand die Behälter in 30 Jahren sind." So Michael
Sailer, RSK-Mitglied von 1990 bis 2014 und deren Leiter von 2002 bis
2006, am 2.6.2018 auf einer Tagung in der Evangelischen Akademie
Loccum.

Für längere Lagerzeiten weit über die genehmigten 40 Jahre hinaus
müssen also neue Konzepte entwickelt werden. Mindestens aber müssen
die Castor-Behälter geöffnet, ihr Inhalt kontrolliert und ggf.
umgepackt werden. Dazu aber ist eine "Heiße Zelle" nötig, und deren
Errichtung und Betrieb ist in Ahaus vertraglich ausgeschlossen.

Darüber hinaus sind die zentralen Zwischenlager in Ahaus und Gorleben
im Vergleich zu den Zwischenlagern an den AKW-Standorten die ältesten
und unsichersten (siehe Konzepterläuterungen in Kasten 2). Sie wären
schon nach heutigem Stand nicht mehr genehmigungsfähig, geschweige
denn nach 2036.

(Kasten 2)





Sicherheitskonzepte der Zwischenlager in Deutschland:





Basis für das Sicherheitskonzept der oberirdischen Trockenlagerung
 in Deutschland ist die Sicherheit der Transport- und Lagerbehälter.
 Sie sollen einen ausreichenden Schutz vor Störfällen und gegen alle
 Einwirkungen von außen gewährleisten.



Bei den norddeutschen Standort-Zwischenlagern nach dem
 STEAG-Konzept soll durch Seitenwände von 1,20 Meter und eine
 Deckenstärke von 1,30 Meter auch das Lagergebäude eine gewisse
 Schutzwirkung entfalten.



Die Lagerhallen der süddeutschen Zwischenlager nach dem
 WTI-Konzept (WTI = Wissenschaftlich-technische
 Ingenieurberatung) sollen dagegen lediglich einen Zugriff von
 außen erschweren. Eine weitere Barriere-Wirkung, z.B. einen
 Schutz gegen einen Flugzeugabsturz bieten sie nicht. Die Wände der
 Zwischenlager nach WTI-Konzept sind ca. 85 Zentimeter dick, die
 Decken ca. 55 Zentimeter.



Die Wände der zentralen Zwischenlager in Ahaus und Gorleben haben
 sogar nur eine Stärke von 50 Zentimetern im unteren und 20
 Zentimetern im oberen Bereich, ihre Deckenstärke beträgt lediglich
 20.



Zum Vergleich: Im niederländischen Zwischenlagerkonzept sind
 Wanddicken von 1,70 Meter umgesetzt.



Daran ändern auch die aktuellen "Härtungsmaßnahmen" nichts: Der Bau
einer 10 Meter hohen Mauer kann den gezielten Absturz eines
Flugkörpers nicht verhindern, zumal die dünnsten Stellen der
Lagerhalle im oberen Wandbereich und in der Decke zu finden sind (nur
20 Zentimeter).

Abgesehen von dieser grundsätzlichen Problematik drohen nun auch
kurzfristig zusätzliche Belastungen für Ahaus:

Aus dem Forschungszentrum Jülich (FZJ) sollen die gebrauchten
Brennelemente des stillgelegten Versuchsreaktors AVR nach Ahaus
gebracht werden. Die Stadt Ahaus und ein Bürger der Stadt haben
dagegen Klage eingereicht, und das aus gutem Grund: Während des
Betriebs des AVR haben zahlreiche gravierende Störfälle stattgefunden,
die teilweise vertuscht worden sind. Der Zustand der
Kugel-Brennelemente in den Castor-Behältern ist nicht ordnungsgemäß
dokumentiert, so dass niemand genau weiß, was sich in den Behältern
befindet. Behälter und Brennelemente sind so nicht endlagerfähig. Da
in Ahaus keine Bearbeitung möglich ist, wären weitere Transporte zu
einer anderen Einrichtung und von dort zu einem Endlager nötig.
Sinnvoll und verantwortbar wäre daher, dass die Behälter in Jülich
bleiben und sich die Wissenschaftler dort um ein Verfahren für eine
entsprechende Konditionierung (das bis heute nicht existiert) bemühen.
Aber das FZJ weigert sich, eine erdbebensichere Lagerhalle am Ort zu
errichten und will stattdessen den von seinen Wissenschaftlern
produzierten Müll einfach loswerden, weil die Lagerung von Atommüll
vor Ort ihr Image als Wissenschaftsstandort gefährde. Wissenschaft,
die für die Folgen ihres Tuns nicht geradestehen will, ist jedoch
nicht verantwortbar.

Aus Garching bei München sollen die ausgedienten Brennelemente (BE)
des Forschungsreaktors FRM II nach Ahaus gebracht werden, und das ist
noch weniger akzeptabel: Entgegen internationaler Vereinbarungen, die
schon seit Ende der 1970er Jahre existieren, wurde der FRM II bis
heute mit hochangereichertem und damit waffenfähigem Uran betrieben.
Auch die ausgedienten Brennelemente sind mit 87 Prozent [Uran-235 sehr
hoch] angereichert (zum Vergleich: herkömmliche Brennelemente im
Zwischenlager haben noch einen Anreicherungsgrad von 1 bis 2 Prozent).
Der Inhalt eines Castor-Behälters mit diesen Brennelementen reicht
aus, um fünf Atombomben vom Typ Hiroshima zu produzieren. Ahaus würde
damit zu einem hochinteressanten Ziel für Terroristen
unterschiedlichster Herkunft. Das Lager in Ahaus ist aber konzipiert
für nuklearen Müll aus zivilen Atomanlagen. "Der physische Schutz von
Zwischenlagern entspricht, nach aktuellem Kenntnisstand, dem Standard
für die Lagerung von radioaktivem Abfall und nicht demjenigen für die
Lagerung von Waffenmaterial", so ein Gutachten des Instituts für
Sicherheits- und Risikowissenschaften (ISR) vom Dezember 2017,
erstellt im Auftrag des Nationalen Begleitgremiums.

Wir sagen: es reicht!

Die Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" will deshalb nicht, dass
die Ahauser Bevölkerung auf unübersehbare Zeit weiteren Risiken
ausgesetzt wird, die auf verantwortungsloses Verhalten von
Wissenschaftlern und Politikern zurückgehen. Sie fordert:

- Keine Verbringung der Brennelementbehälter mit unkalkulierbarem
Inhalt aus Jülich nach Ahaus. Stattdessen Bau einer erdbebensicheren
Lagerhalle in Jülich und Entwicklung von Konzepten zur
endlagergerechten Verpackung dieser Brennelemente in Jülich.

- Keine Verbringung von atomwaffenfähigem Material aus Garching nach
Ahaus. Stattdessen Lagerung und Entwicklung von Konzepten zur
Abreicherung und endlagergerechten Verpackung in Garching.

- Keine Entfristung der Genehmigungsdauer für die Lagerung von schwach-
und mittelaktivem Abfall in Ahaus.

- Keine weiteren Atommüll-Transporte mehr nach Ahaus, bei denen nicht
gewährleistet ist, dass der eingelagerte Atommüll spätestens 2036
wieder abtransportiert werden kann.

- Schließung des Ahauser Brennelemente-Lagers spätestens im Jahr 2036.
Sofortiger Beginn der Entwicklung von Konzepten für eine
Langzeit-Zwischenlagerung von Atommüll nach 2036.

www.ahauser-erklaerung.de



Der Artikel ist auf der Website des Strahlentelex zu finden unter


www.strahlentelex.de/Stx_18_760-763_S09-10.pdf

 * 
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AKTION/640: LBV wird Träger des Volksbegehrens gegen das Artensterben (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 30. November 2018

LBV wird Träger des Volksbegehrens gegen das Artensterben

Mit seinen 95.000 Mitgliedern unterstützt der LBV die Initiative für
mehr Artenvielfalt finanziell und organisatorisch



Hilpoltstein, 30.11.2018 - Der LBV hat beschlossen, das Volksbegehren
"Rettet die Bienen und Schmetterlinge - Stoppt das Artensterben"
intensiv zu unterstützen, nachdem das bayerische Innenministerium
dieses am 15. November zugelassen hat. "Wir sehen dieses Volksbegehren
als einmalige Chance, eine Trendwende beim Artensterben in Bayern
herbeizuführen", so Norbert Schäffer, der Vorsitzende des LBV. "So
würden in Zukunft endlich Hecken, Feldraine und Kleingewässer in
unserer bayerischen Landschaft umfassend gesetzlich geschützt werden.
Für deren Erhalt setzt sich der LBV als Artenschutzverband bereits
seit vielen Jahren intensiv ein." Als Träger gehört der bayerische
Naturschutzverband mit seinen 95.000 Unterstützern ab sofort neben dem
Initiator ÖDP zum engsten Kreis der Organisatoren, welche die Kampagne
in den nächsten acht Wochen finanzieren und steuern.

Naturschutzfachlich hielt der LBV die Forderungen des Volksbegehrens
schon immer für richtig. Aufgrund formaljuristischer Zweifel und
seinem Engagement für das Volksbegehren gegen den Flächenfraß in
Bayern hatte er sich Mitte Mai zunächst entschieden, das Volksbegehren
nicht weiter zu fördern. Nun wird es der bayerische Naturschutzverband
mit seinen 70 Kreisgruppen und zahlreichen Geschäftsstellen aber im
ganzen Freistaat unterstützen und in den lokalen Aktionsbündnissen
aktiv mitarbeiten. Der LBV-Landesvorstand hat zudem beschlossen, die
Kampagne finanziell zu fördern. "Wir spüren viel Rückhalt in der
Gesellschaft für den Schutz der Artenvielfalt, daher werden wir alles
dafür tun, dieses Volksbegehren zu gewinnen", so Schäffer
zuversichtlich.

Ist das Volksbegehren erfolgreich, so könnte der Freistaat durch einen
anschließenden Volksentscheid zum Beispiel verpflichtet werden, einen
wirksamen Verbund von Hecken und Ackerrändern zu schaffen. "Dies würde
unsere stark verarmte Landschaft spürbar wiederbeleben. Kinder und
Erwachsene könnten dann endlich wieder mehr Schmetterlinge
beobachten", verspricht der LBV-Vorsitzende.

Einen großen Fortschritt für die Artenvielfalt im Freistaat würde der
LBV auch von den im Volksbegehren geforderten verbindlichen
Gewässerrandstreifen an allen bayerischen Bächen erwarten. Der
Freistaat ist das einzige Bundesland in dem diese nicht gesetzlich
verpflichtend sind. Gewässerrandstreifen verringern nicht nur die
Belastung der Gewässer mit Düngern, Pestiziden und Schlamm, sondern
können auch dem Hochwasserschutz dienen.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 30.11.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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LUFT/617: Unabhängiges Gutachten zu Stickoxid-Messung geplant (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 30. November 2018

Luftqualität

Unabhängiges Gutachten zu Stickoxid-Messung geplant

Pronold: "Die Diskussion um die Messstellen ist bewusste
Irreführung"



Das Bundesumweltministerium leitet eine unabhängige Begutachtung
relevanter Messstellen der Länder für den Stickstoffdioxid-Gehalt in
der Luft ein. Da die andauernde Luftbelastung mit Stickstoffdioxid in
mehreren deutschen Städten nun zu Fahrverboten führen kann, wurden die
dafür ausschlaggebenden Messwerte teilweise in Zweifel gezogen. Es
soll nun nochmals geklärt werden, inwieweit die geltenden EU-Regeln
zur Messung der Luftqualität angewendet worden sind. Florian Pronold:
"Ob die Messstellen tatsächlich korrekt aufgestellt sind, wollen wir
durch eine unabhängige Institution prüfen lassen - Hand in Hand mit
den zuständigen Länderbehörden. Ich bin überzeugt, dass die
Luftmessnetze von den Ländern kompetent und entsprechend des EU-weiten
Regelwerks betreut werden. Wenn es dafür nun eines neuen Beweises
bedarf, wollen wir diesen im Interesse der Öffentlichkeit gerne
liefern. Sollten einzelne Messstellen wie behauptet falsch aufgestellt
sein, muss dies selbstverständlich korrigiert werden. Wer glauben
machen will, mit einer anderen Aufstellung der Messstellen sei das
Problem zu hoher Schadstoffbelastung erledigt, führt die
Öffentlichkeit in die Irre. Die Diskussion um die Messstellen lenkt
von der eigentlichen Quelle der hohen Stickstoffdioxidwerte ab: der
mangelhaften Abgasreinigung vieler Diesel-PKW. Es geht um die
Gesundheit der Menschen, die an vielbefahrenen Straßen wohnen und die
ihre täglichen Wege dort zurücklegen."

2017 wurde der Jahresmittelgrenzwert für Stickstoffdioxid (40
Mikrogramm pro Kubikmeter) in 65 Städten überschritten. Der Wert ist
eine Maßgabe für saubere Luft zum Schutz der menschlichen Gesundheit.
Mittlerweile drohen in einigen dieser Städte Einschränkungen für den
Verkehr, um die Luftbelastung zu senken. Wie diese gemessen und
bewertet wird und wie die Positionierung der Messstellen erfolgen
muss, ist in der Europäischen Union einheitlich geregelt. Diese
Vorgaben wurden in Deutschland in der
39. Bundesimmissionsschutzverordnung umgesetzt.

Sowohl die Verkehrs- als auch die Umweltministerkonferenz hatten sich
auf ihren beiden letzten Sitzungen mit der Positionierung der
Messstellen befasst. Im Lichte dieser Beschlüsse leitet das
Bundesumweltministerium, das innerhalb der Bundesregierung für die
Überwachung der Luftqualität zuständig ist, nun eine zusätzliche
Überprüfung in die Wege. Dies erfolgt in enger Abstimmung mit den
Bundesländern. Turnusgemäß müssen die Messstellen für Stickstoffdioxid
von den zuständigen Länderbehörden mindestens alle 5 Jahre überprüft
werden.

Eine zusätzliche Begutachtung verkehrsnaher Messstellen in
Nordrhein-Westfalen durch den TÜV Rheinland, die über die
verpflichtende der zuständigen Länderbehörden hinausging, hat bereits
ergeben, dass diese den Anforderungen der 39. BImSchV entsprechen.



Weitere Informationen

Fragen und Antworten zum Luftmessnetz und zu Stickstoffdioxid:

www.bmu.de/WS5115

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 2390/18, 30.11.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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PROTEST/145: Endspiel um unsere Zukunft (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 1. Dezember
2018

Doppel-Demo zum Klimaschutz: Endspiel um unsere Zukunft

Über 36.000 Menschen fordern in Köln und Berlin Schutz vor
Klima-Desaster



Berlin/Köln, 01. Dezember 2018. Über 36.000 Menschen protestieren
heute in Köln und Berlin trotz Kälte und Wind für einen engagierten
Kohleausstieg und gegen das Versagen der Bundesregierung beim
Klimaschutz. Kurz vor Beginn des Weltklimagipfels (COP24) im
polnischen Katowice und vier Tage nach dem vernichtenden Klima-Zeugnis
des UN-Umweltprogramms zeigten sich viele der Demonstrantinnen und
Demonstranten entsetzt und enttäuscht über die Untätigkeit der
Politik.

Die Klimakrise sei längst bittere Realität.

Nachdem die Bundesregierung den Kohleausstieg ausgebremst und die
Verhandlungen der Kohlekommission ins kommende Jahr verschoben hat,
steht sie nun in Katowice mit leeren Händen da. Die Bundesregierung
hat das Klimaziel 2020 aufgegeben, obwohl sie es durch entschlossenes
Handeln noch erreichen könnte, so die Organisatoren: "Wir sind im
Endspiel um unsere Zukunft und die unserer Kinder und Enkel."

In Berlin am Kanzleramt machen 16.000 und in Köln an der Deutzer Werft
sogar über 20.000 Menschen sichtbar, dass der Einsatz für einen
schnellen und sozialverträglichen Kohleausstieg und für eine saubere
Energiezukunft von der Mitte der Gesellschaft getragen wird. Viele
Rednerinnen und Redner aus dem In- und Ausland kritisieren, dass den
Interessen der Kohlelobby Vorrang vor dem Klimaschutz eingeräumt wird.

Die Protestierenden fordern, dass die Weltgemeinschaft in Katowice
beschließt, den Ausstoß an Treibhausgasen wesentlich zu senken, um ein
globales Klima-Desaster mit ständigen Wetterextremen noch zu
verhindern. Dazu muss auch Deutschland als reiches Industrieland
seinen fairen Beitrag leisten und den Kohleausstieg jetzt beginnen.



Zum Trägerkreis gehören die größten Umweltorganisationen BUND, WWF,
NABU, NaturFreunde Deutschlands, deren Jugendorganisationen, sowie die
Klima-Allianz Deutschland, Greenpeace, Germanwatch, Brot für die Welt,
Misereor, Avaaz und Campact.

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, 01.12.2018

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

Tel.: 030/284 984-1510, -1520, Fax: 030/284 984-84

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis




OEBPS/Images/sb-logo.png





OEBPS/Images/editorial_sb-zeitung.jpg





OEBPS/Images/raf_fylingdales_radar.jpg





OEBPS/Images/menwith-hill-radomes.jpg





OEBPS/Images/stars3_50.gif
ey

le{@ glacﬂ/{





OEBPS/Images/sph06764-1.jpg





OEBPS/Images/dsc_0401.jpg





OEBPS/Images/cover.jpg
Neweste gessbele Berihie

 sona

Intrviens . Kommentare  Meinungen . Txtbeirie . Dokumentc

Elekironsche Zeitung Schattenbick

BRILLE / REPORT

~vorverurteil ..
Ingo SchmiReibole i

sp
i am 3 Novenber 2018

et TR ML Proress n M
chen [1]... 5

SPORT/ BOXEN

Schwergewicht - auf glicher
Augcahahe..

‘Deontay Wider und Tyson Fury
rennen sich unenschieden

59 Eer e edsndn v

dea WBC-Tiel . (5. 14)

ADVENT

sete 16)

Treff fir den Frieden -

Gegen Atomwaffen
Dave Webb

s it dem rischen CYD- o

Novenbe

Dave Wet il scinen Vorrag
Foto: © 2018 by Schattentick

(SB) 2 Dezember 2015 - Dave
Webh it langj

derbrtschen
Nuclea Disarmament (CND) und
it 2010 Vorsitzender der 19
om berthmten Pilosophen

SINATO Millary Bass” Miti:
Noverber in Dublin hilt Webb
nicht nur eine der Begrufinzs

und Kapi
im Gespriich

wden Dave Webt
2018 in Dublin

den am ensten Abend, sondern st
als Refernt bt de Diskus-

omnde Miliarsm, Nucler
Weanons and Milry Boses” a
In seinem Vortrag crliut

besondere Gefahe fir
Mensehhen,die vom Rk w
wehrsystem der USA ausgeht, &

o don K

Ru
ndoder Chin e nd den 20





OEBPS/Images/tuer-2018_03.jpg





OEBPS/Images/wett8476_(c)_2018_by_schattenblick.jpg





OEBPS/Images/p1160870.jpg





OEBPS/Images/p1160636.jpg





OEBPS/Images/p1160233.jpg





OEBPS/Images/ed4_1119.jpg





